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Zusammenfassung — Mitsprache
am Arbeitsplatz

Einleitung

Der Bericht Mitsprache am Arbeitsplatz unterstreicht, welche entscheidende
Rolle der Vereinigungsfreiheit und dem tatsachlichen Recht auf Kollektivver-
handlungen zukommt, wenn das Ziel menschenwirdige Arbeit fir ale in der
sich globalisierenden Welt von heute verwirklicht werden soll. Er schildert die
Herausforderungen und Méglichkeiten, die die immer schnelleren strukturellen
und technologischen Verénderungen mit sich gebracht haben, und untersucht
die — zum Teil sehr beunruhigenden — Tendenzen in bezug auf die Einhal-
tung dieser Prinzipien und Rechte in aller Welt. Zwar sind nach wie vor Ver-
letzungen und VerstolRe zu beklagen, doch macht der Bericht deutlich, wie eine
gute Verwaltung des Arbeitsmarkts auf der Grundlage der Einhatung dieser
Prinzipien und Rechte zur stabilen wirtschaftlichen, sozialen und politischen
Entwicklung beitragen kann.

Auf der Grundlage einer Bewertung der Wirksamkeit der von der 1AO in
diesem Bereich geleisteten Unterstitzung zieht Mitsprache bei der Arbeit
Lehren, die es der IAO und anderen Organisationen ermdglichen sollen, die
Austibung der Vereinigungsfreiheit verstarkt zum Bestandteil von Strategien
zur Forderung der Gerechtigkeit und zur Verminderung der Armut zu machen.
Der Bericht nennt die folgenden Prioritéaten fur die technische Zusammenarbeit,
mit der diese individuellen und kollektiven Prinzipien und Rechte gestérkt
werden sollen:

» Schlieffung der Vertretungslticke fur Arbeitgeber und Arbeitnehmer;

» Forderung vereinbarter Methoden der Verhandlung und Zusammenar beit,
die den Wandel erleichtern und gestalten;

o Sarkung von Mafl3nahmen zur Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und der
Kollektivwerhandlungsrechte im Rahmen des Pakets, das die Erklarung der
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I AO Uber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit aus dem Jahr
1998 — ein wichtiges neues FOrder ungsinstrument —bildet.

Angesichts der wachsenden Erkenntnis, dal3 es einer sozialen Saule in der
globalen Wirtschaft bedarf, hat sich ein Konsens lber eine Reihe von Prinzi-
pien und Rechten bei der Arbeit entwickelt. Die erste Gruppe dieser Prinzipien
und Rechte bilden die Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerkennung des
Rechts zu Kaollektivverhandlungen, die anderen sind die Beseitigung der
Zwangsarbeit, der Kinderarbeit und der Diskriminierung in Beschéftigung und
Beruf. Mitsprache am Arbeitsplatz er6ffnet eine Reithe von Gesamtberichten,
die as Grundlage fur die Bewertung der von der Organisation geleisteten
Unterstiitzung und die Festlegung der Prioritéten in Form von Aktionsplanen
fUr die technische Zusammenarbeit dienen sollen. Diese Gesamtberichte sind
die eine Komponente der Berichterstattung im Rahmen der Folgemal3nahmen
zur Erklarung der IAO — die andere ist die jahliche Uberprifung fur Staaten,
die noch nicht ale grundlegenden Ubereinkommen ratifiziert haben. Ziel der
Folgemal3nahmen ist es, die Bemiihungen der Mitgliedstaaten der Organisation
um die Forderung der in der Verfassung der IAO verankerten und auf dem
Weltgipfel fur soziale Entwicklung in Kopenhagen und der Ministerkonferenz
der Welthandel sorganisation in Singapur bekraftigten grundlegenden Prinzipien
und Rechte in der Erklérung zu unterstiitzen.

Ein dynamisches Gesamtbild

Die durch die Offnung der Weltmérkte, den erhdhten Wettbewerb, einen
immer schnelleren technol ogischen und strukturellen Wandel sowie die Cyber-
revolution charakterisierte sich globalisierende Wirtschaft hat dramatische
Auswirkungen auf die Arbeit. Diese Auswirkungen sind jedoch ungleich ver-
teilt, und die gleichzeitige Erfassung und AusschliefRung von Menschen, Regio-
nen und Wirtschaftssektoren stellt eine der grofdten Herausforderungen dar. Die
informelle Wirtschaft explodiert und beraubt dadurch viele Menschen jeder
Mitsprache in bezug auf ihre Arbeitsbedingungen. Diese Faktoren haben eine
wachsende Vertretungslticke in der Welt der Arbeit zur Folge.

Die Gewerkschaften haben zwar in grof3en Betrieben immer noch zahlreiche
Mitglieder, doch ist ihre Mitgliederzahl insgesamt im letzten Jahrzehnt gesun-
ken. Insbesondere Frauen haben haufig kein Vertretungsmedium, um sich am
Arbeitsplatz Gehdr zu verschaffen. Angesichts der zunehmenden Diversifizie-
rung der Unternehmensinteressen bedeutet die Globalisierung auch Heraus-
forderungen fir die Arbeitgeberverbande. Die Wirtschaft hat sich zwar die
Prinzipien der Vereinigungsfreitheit und der Kollektivverhandlungen in der
Erklarung und in dem von den Vereinten Nationen ausgerufenen Globalen Pakt
zu eigen gemacht, doch wird der Beitrag, den eine Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer und starke Arbeitsmarktinstitutionen zur Steigerung der Produktivitét
und der Wertschopfung leisten kdnnten, nicht immer in vollem Umfang aner-
kannt.

Das von der 1AO verfolgte Ziel menschenwirdige Arbeit fur ale kann nur
erreicht werden, wenn die Menschen mitbestimmen kénnen, wie es zu verwirk-
lichen ist, und das Recht haben, Einrichtungen zu schaffen, die ihre Interessen
vertreten. Deshalb die Forderung nach ,,mehr Vertretungssicherheit® — der
durch funktionsfahige Einrichtungen unterstiitzten Mitsprache am Arbeitsplatz
— a's Grundlage fur nachhaltiges Wachstum. Vertretungssicherheit erleichtert
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lokale Reaktionen auf eine globalisierte Wirtschaft; die kollektiven Einrich-
tungen wiederum, die die Vertretungssicherheit gewahren, sind auf die Ein-
haltung der Vereinigungsfreiheit angewiesen.

Diese Prinzipien und Rechte — und vor allem ihre Einhaltung — sind gut
fur die Gewerkschaftsbewegung, da sie der Eckpfeiler der Vertretungssicher-
heit in der formellen und informellen Wirtschaft sind. Sie sind auch gut fir die
Unternehmen, denn sie 6ffnen die Tar fur eine gute Humanressourcenpolitik
und bahnen den direkten Weg zum Wettbewerb auf dem globalen Markt. Und
sie sind gut fir die Regierungen, weil sie Kollektivmal3nahmen ermdglichen,
die zum Wirtschaftswachstum und zur Beseitigung der Armut beitragen
konnen. Mitsprache bei der Arbeit hilft, Informationslicken zu schlief3en, und
schafft die Grundlage fir Vertrauen und Zusammenarbeit bel der Ausein-
andersetzung mit Veranderungen — eine entscheidende Aufgabe des Sozial-
didlogs auf der Ebene des Landes, des Wirtschaftszweigs und des Unter-
nehmens. Auch Gruppen der Zivilgesellschaft sind auf Vereinigungsfreiheit
und die Anerkennung der Legitimitét von Kollektivmalinahmen angewiesen,
damit sieihre Arbeit wirksam leisten konnen.

Dennoch wird der Wert dieser Gruppe von Prinzipien und Rechten bei der
Arbeit nicht immer so klar anerkannt wie die Bedeutung des Kampfes gegen
die schlimmsten Formen der Kinderarbeit. Es ist beunruhigend, dal3 die Ver-
einigungsfreiheit und das tatséchliche Recht auf Kollektivverhandlungen nicht
Uberall oder fir alle eingehalten werden. Dennoch kénnen diese Prinzipien und
Rechte positive Verédnderungen in einer unsicheren, globalisierten Welt ein-
leiten.

Gestltzt auf Informationen, die im Rahmen der seit langem anerkannten
Verfahren der IAO fir die Behandlung von Klagen in bezug auf die Vereini-
gungsfreiheit und die Uberwachung ratifizierter grundlegender Ubereinkom-
men gewonnen wurden, sowie auf die neuen im Zuge der Berichterstattung
nach den Folgemal3nahmen zur Erklérung gewonnenen Informationen zeichnet
Mitsprache am Arbeitsplatz ein haufig beunruhigendes Bild. Viele Arbeitneh-
mer, die in einer Reihe von Landern in allen Teilen der Welt den Versuch
unternehmen, sich zu vereinigen, haben immer noch Einschiichterungen,
Drohungen und in einigen Falen sogar ihre Ermordung zu befirchten. Der
Bericht zeigt auf, wo diese und andere schwerwiegende Probleme ungeachtet
der universalen Entschlossenheit, solche Vorgange zu einer Erscheinung der
Vergangenheit zu machen, nach wie vor bestehen.

Der Bericht zeigt den unaufl6slichen Zusammenhang zwischen einer grund-
sétzlichen Gewéhrleistung der burgerlichen Freiheiten und der Einhaltung der
Gewerkschaftsrechte auf. Und wahrend zwar die Zahl der staatlich kontrol-
lierten Monopolgewerkschaften im Zuge der Demokratisierung in allen Konti-
nenten in den letzten Jahren zurtickgegangen ist, gibt es solche Gewerkschaften
in einigen Landern immer noch.

Beunruhigend ist auch die Zahl der Arbeitnehmer in vielen Landern, die der
Schutzmantel der Vereinigungsfreiheit und der kollektiven Vertretung nicht
erfaldt. In grof3en Teilen der Welt kdnnen Landarbeiter, Haushaltsangestellte
und Wanderarbeitnehmer diese grundlegenden Rechte einfach nicht austiben.
Auch im offentlichen Dienst bleiben Kollektivverhandlungen und manchmal
auch die Vereinigungsfreiheit fir viele aul3er Reichweite. Mitsprache am
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Arbeitsplatz verweist ferner mit Besorgnis auf die Lage der Arbeitnehmer in
Ausfuhr-Freizonen, in denen manchmal versucht wird, auslandische Investi-
tionen dadurch anzulocken, dal? die Austibung dieser Rechte hier verhindert
wird. Gleichzeitig jedoch kann der Bericht glucklicherweise auf die zahlreichen
Fortschritte hinweisen, die in jungerer Zeit in bezug auf die Vereinigungs-
freiheit erzielt wurden.

Kollektivverhandlungen sind das Ausdrucksmittel der Vereinigungsfreiheit
in der Welt der Arbeit. Aber wiederum bestehen sowohl in Entwicklungs-
landern as auch in entwickelten Landern betréchtliche Beschrankungen der
Auslibung von Kollektivverhandlungsrechten. Mitsprache am Arbeitsplatz ver-
weist darauf, wie wichtig staatliche Unterstiitzung — statt staatlicher Ein-
mischung — fir Kollektivverhandlungen und die von ihnen benétigten
institutionellen Infrastrukturen ist. Der Bericht zeigt einige positive praktische
Mal3nahmen auf, die Regierungen getroffen haben, um Kollektivverhandlungen
und Einrichtungen fur die Verhitung und Beilegung von Konflikten zu stérken.

Bewertung der Wirksamkeit der von der IAO geleisteten
Unterstitzung

Die IAO hat Landern mit grof3em Erfolg dabei geholfen, die Einhaltung
dieser Prinzipien und Rechte bei der Arbeit zu verwirklichen, sofern der
politische Wille hierzu vorhanden war. Nach den Erfahrungen der 1AO zeigt
sich dieser Wille zundchst in der zunehmenden Achtung der blrgerlichen
Freiheiten und der Menschenrechte. Die Unterstiitzung durch die IAO reichte
von der Beratung von Ministerien und Parlamenten in Fragen des Arbeitsrechts
Uber die Stérkung der Kapazitdten der Regierungen, dieses Recht anzuwenden
und zu Uberwachen, bis zur Forderung der Fahigkeiten von Regierungen und
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbanden, sich am Sozialdialog und an Kollek-
tivverhandlungen zu beteiligen. Dieses dreigliedrige Vorgehen, das haufig auch
Konsultationen mit der Zivilgesellschaft umfaldt, bietet der IAO einen ent-
scheidenden Vorteil bel der Forderung des demokratischen Wandels.

Am Beispiel von im letzten Jahrzehnt in Indonesien, Sudafrika, Polen und
Costa Rica geleisteter Arbeit zeigt Mitsprache am Arbeitsplatz, wie die IAO in
der Zusammenarbeit mit Partnern entscheidend dazu beigetragen hat, dal3 die
Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und des tatsachlichen Rechts auf Kollek-
tivverhandlungen zum unaufléslichen Bestandteil des Fortschrittes wurde, den
diese Lander gemacht haben. Die Lehren aus diesen Erfahrungen lassen die
positive Synergie zwischen dem politischen Willen der einzelnen Lander und
der Bereitstellung des Fachwissens und der fachlichen Unterstiitzung der IAO
innerhalb eines breiten Spektrums von Gegebenheiten und wirtschaftlichen
Parametern erkennen. Wo sich dieser politische Wille noch nicht entwickelt
hat, kann die IAO Uber ihre dreigliedrigen Organe und Mitgliedsgruppen poli-
tischen Druck ausiiben, um im Lauf der Zeit einen positiven Wandel herbei-
zufuhren.

Bestimmung der Prioritaten fur die technische
Zusammenarbeit

Mitsprache am Arbeitsplatz skizziert mehrere Wege fir die kiinftige Arbeit
der IAQ. Die Erklarung ist ein Instrument, das es der Organisation und ihren
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Mitgliedsgruppen zur Aufgabe macht, die Bemiihungen der Mitgliedstaaten der
IAO um die Umsetzung grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit in
die Praxis durch Tatigkeiten der technischen Zusammenarbeit zu unterstitzen.
Die ersten Schritte in diese Richtung wurden bereits unternommen.

Der Bericht hat aufgezeigt, wie wichtig es ist, eine Reihe von Akteuren zu
beteiligen, um die Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivver-
handlungsrechte zu erreichen. Er hat auch einige betrachtliche Wissenslticken
bei der Ermittlung vorbildlicher Praktiken fur die Verwirklichung dieser
grundlegenden Prinzipien und Rechte fur alle Manner und Frauen aufgedeckt.
Es bedarf eingehenderer Untersuchungen, um den Zusammenhang zwischen
ihrer Einhaltung unter unterschiedlichen Rahmenbedingungen einerseits und
der Steigerung der Wirtschaftdeistung, der gerechten Entwicklung und der
Verminderung der Armut sowie ihren geschlechtsspezifischen Aspekten ande-
rerseits aufzuzeigen. Und nattirlich missen auch die Forderungsbemtihungen in
bezug auf diese Gruppe von Prinzipien und Rechte verstarkt werden.

Mitsprache am Arbeitsplatz nennt abschlief3end mogliche Prioritéten fir die
technische Zusammenarbeit, mit der die Forderung der Einhaltung der Ver-
einigungsfreiheit und der effektiven Anerkennung des Rechts zu Kollektiv-
verhandlungen unterstiitzt werden sollte. Er flhrt insbesondere drei miteinander
zusammenhangende Prioritaten auf:

» sicherzustellen, daf? alle Arbeitnehmer ohne Furcht vor Einschiichterungen
oder Vergeltungsmalnahmen eine Gewerkschaft ihrer Wahl bilden oder
einer solchen Gewerkschaft beitreten kénnen und dal3 Arbeitgeber die Frei-
heit haben, unabhangige Verbande zu bilden und ihnen beizutreten;

 eine offene und konstruktive Haltung der Unternehmen und der Arbeitgeber
der offentlichen Hand gegenuiber der frei gewahlten Vertretung der Arbeit-
nehmer und der Entwicklung gemeinsam vereinbarter Verhandlungsmetho-
den und erganzender Formen der Zusammenarbeit in bezug auf die Arbeits-
bedingungen zu fordern;

» die Erkenntnis der Behorden zu fordern, dald die gute Verwaltung des
Arbeitsmarkts auf der Basis der Einhaltung grundlegender Prinzipien und
Rechte bei der Arbeit einen wesentlichen Beitrag zur stabilen wirtschaft-
lichen, politischen und sozialen Entwicklung vor dem Hintergrund der inter-
nationalen wirtschaftlichen Integration, der Férderung der Demokratie und
des Kampfes gegen die Armut bedeutet.

Die Einhaltung dieser Prinzipien und Rechte bei der Arbeit ist gleich-
bedeutend mit einer entscheidenden sozialen Ausrichtung der globalen Wirt-
schaft und ihrer Steuerung. Die Erklarung der IAO er6ffnet einen neuen, auf
Forderung ausgerichteten Weg zur Erreichung dieses Ziels auf universaler
Ebene.
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Mitsprache am Arbeitsplatz, der erste einer Reihe von Gesamtherichten im Rahmen der Folgemal3-
nahmen zur Erklérung, enthalt die folgenden Anhange:

den Wortlaut der Erklarung der IAO Uber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit,
ein Ablaufdiagramm der Folgemal3nahmen,

den Stand der Ratifikationen der grundlegenden 1AO-Ubereinkommen (iber Vereinigungsfreiheit
und Kollektivverhandlungen (Nr. 87 und 98) und der Berichterstattung der nichtratifizierenden
Regierungen im Rahmen der Folgemal3nahmen zur Erkl&rung; und

die wesentlichen Bestimmungen der Ubereinkommen Nr. 87 und 98.

Diesem Bericht werden andere Gesamtberichte Uber die drei anderen in der Erklarung der IAO

Uber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit erfaten Gruppen von Prinzipien und
Rechten folgen, namlich die Beseitigung aler Formen von Zwangs- oder Pflichtarbeit (2001), die
Abschaffung der Kinderarbeit (2002) und die Beseitigung der Diskriminierung in Beschéftigung und
Beruf (2003).

Weitere Informationen siehe:

Website Erklarung: http://www.ilo.org/declaration

Your Voice at work: http://www.ilo.org/voice@work
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Einleitung

1. Zuwenige Menschen kommen in den Genuf3 der Vorteile der sich heute
vollziehenden Globalisierung. Unsicherheit und die Angst, entweder nicht auf
der sozialen Stufenleiter emporzusteigen oder sie sogar herabzufallen, bewirken
Unzufriedenheit. Die Menschen firchten, dal3 Regierungen, Unternehmen und
internationale Organisationen ihre Stimme Uberhdren. Sich zu Organisationen
zusammenzuschlief3en, war fur die Menschen seit jeher eine Mdglichkeit, ihre
Sicherheit zu verstérken, sei es an ihrem Arbeitsplatz, in ihren Gemeinden oder
in ihrer Nation. Hierzu bedarf es jedoch unbedingt der Vereinigungsfreiheit,
und das Recht auf Kollektivverhandlungen sichert diese Freiheit in der Welt der
Arbeit.

2. Als Folge der zunehmenden Erkenntnis, dal3 die globale Wirtschaft
einer sozialen Sdule bedarf, hat die internationale Gemeinschaft eine Reihe
grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit anerkannt. Es sind dies: die
Vereinigungsfreiheit und die wirksame Anerkennung des Rechts auf Kollektiv-
verhandlungen sowie die Beseitigung von Zwangsarbeit, Kinderarbeit und
Diskriminierungen in Beschaftigung und Beruf. Alle Mitgliedstaaten der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation haben sich in der Erklarung tber grundlegende
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und ihre FolgemaRnahmen® verpflichtet,
diese Grundsétze einzuhalten, zu fordern und zu verwirklichen. Der Zweck der
Folgemal3nahmen ist es, die Bemihungen der Mitglieder der Organisation um
die Forderung der in der Verfassung der 1AO und in der Erkldrung von
Philadelphia verankerten und auf dem Weltgipfel fir Soziale Entwicklung in
Kopenhagen und der Ministerkonferenz der Welthandel sorganisation (WTO) in
Singapur bekréftigten grundlegenden Prinzipien und Rechte zu unterstiitzen®. In
der Erklérung und ihren Folgemal3nahmen wird die technische Zusammenarbeit
als wichtigstes Instrument zur Forderung solcher Bemuhungen der Mitglied-
staaten in aller Welt hervorgehoben. Der Forderungscharakter der Folgemal3-

1 Erklarung der 1AO tber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und ihre FolgemaBBnahmen, angenommen von der Internationalen
Arbeitskonferenz auf ihrer 86. Tagung, Genf, 18. Juni 1998; Anhang 1 enthalt den vollsténdigen Wortlaut der Erklarung.

2 Siehe Vereinte Nationen: Report of the World Summit fir Social Development (New York, Dok. A/CONF.166/9, 19. April 1995), Verpflichtung 3, S.
14 ff; Welthandelsorganisation, Singapore Ministerial Declaration (Dok. WT/MIN (96) DEC, 18. Dez. 1996), Abs. 4. Eine umfassendere historische
Darstellung der Ausarbeitung der Erklarung und ihrer FolgemaBnahmen findet sich in Behandlung einer mdglichen Grundsatzerklarung der
Internationalen Arbeitsorganisation ber grundlegende Rechte und eines geeigneten Anschlufmechanismus, Bericht VII, Internationale
Arbeitskonferenz, 86. Tagung, Genf, 1998, und den verschiedenen die Erkléarung der IAO betreffenden Dokumenten auf der Website der 1AO
(http://www.ilo.org).

1

Mehr Sicherheit
fir die Menschen

Grundlegende
Rechtein einer
Welt des Wandels
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nahmen zur Erklérung soll bewirken, dal3 die MalRnahmen die Aufsichts-
verfahren der IAO ergénzen, sich aber dennoch von ihnen abheben®,

3. Mitsprache am Arbeitsplatz ertffnet eine Reihe von Berichten im
Rahmen der Folgemal3nahmen zur Erklérung, die in jedem Jahr abwechselnd
eine der vier Gruppen grundlegender Prinzipien und Rechte behandeln werden.
Das Thema dieses ersten Gesamtberichts ist die Vereinigungsfreiheit und die
effektive Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen. Mitsprache am
Arbeitsplatz zeigt auf, was in den Landern geschieht, die die IAO-Uberein-
kommen Nr. 87 und 98* ratifiziert haben, sowie in den Landern, die dies noch
nicht getan haben. Diese Gruppe von Prinzipien und Rechten wird als erste
behandelt, well sie haufig den Schltissel zur Verwirklichung der grundlegenden
Prinzipien und Rechte in den anderen drei Gruppen bildet. Dennoch gilt sie
haufig als die umstrittenste, und die Einhaltung dieser Prinzipien wird von der
Offentlichkeit nicht immer in der gleichen Weise unterstiitzt und verteidigt wie
beispielsweise der Kampf gegen die Kinderarbeit.

4. Die Form dieses ersten Gesamtberichts soll den im Anhang zur
Erklarung genannten Erfordernissen im Rahmen forderlicher, sinnvoller und
wirksamer Folgemal3nahmen entsprechen. Er ist einer der beiden nach den
Folgemal3nahmen vorgesehenen grol3en Berichte (der andere ist die mit einer
Einleitung versehene Zusammenstellung der Jahresberichte der Regierungen®;
siehe das Ablaufdiagramm des Verfahrens in Anhang 2) und soll rein aktions-
orientiert sein. Eines der Ziele des Gesamtberichts besteht darin, das Ausmal3
zu bestimmen, in dem die IAO durch ihre verschiedenen Tétigkeiten und ihre
Verbindungen zu anderen Ingtitutionen den Soziapartnern wirksam dabei
helfen kann, die vier Gruppen grundlegender Prinzipien und Rechte bei der
Arbeit anzuwenden und zu verwirklichen.

5. Der Gesamtbericht soll auch dazu beitragen, die Prioritéten fir das
weitere Vorgehen festzulegen. Wenn der nachste Gesamtbericht tUber Vereini-
gungsfreiheit und die effektive Anerkennung des Rechts auf Kollektivver-
handlungen erscheint, sollten wir auf einen Vierjahreszeitraum zurtickblicken
konnen, in dem bel der Verwirklichung dieser Prinzipien und Rechte mef3bare
Fortschritte erzielt wurden.

6. Dieser Bericht hat den Titel Mitsprache am Arbeitsplatz, um deutlich zu
machen, dald in einer Zeit, in der die Demokratie, wie es Amartya Sen formu-
liert hat, Gberall in der Welt zur Norm wird®, die Ausiibung von Rechten nicht
am Werktor, vor der Farm oder an der Burotir enden oder mit der Entwicklung
der Telearbeit im Cyberspace verloren gehen kann. Er beruht auf Informa-
tionen, die nach den Ublichen Verfahren der Organisation gesammelt wurden,
sowie auf Lehren aus den Erfahrungen bei der Arbeit der IAO mit ihren Mit-
gliedsgruppen in aller Welt.

3 Eine Beschreibung dieser Malinahmen findet sich in IAA: Handbuch der Verfahren betreffend internationale Arbeitsiibereinkommen und -
-empfehlungen (Genf, 1996).

4 Ubereinkommen (Nr. 87) iber die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechtes, 1948; und Ubereinkommen (Nr. 98) (iber das
Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivverhandiungen, 1949. Anhang 4 enthélt die wesentlichen Bestimmungen dieser beiden Ubereinkommen.

5 Die erste Zusammenstellung von Jahresberichten und die dazugehérige Einleitung der sachverstandigen Berater der 1AO fir die Erklarung sind
enthalten in GB.277/3/1 und GB.277/3/2, 277. Tagung des Verwaltungsrats, Genf, Mérz 2000.

6 A. Sen: ,Democracy as a universal value‘, in Journal of Democracy (Baltimore, John Hopkins University Press), Juli 1999,
http://jhupress.jhu.edu/dcmo/jod/10.3sen.html.
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7. Das von der IAO angestrebte Ziel menschenwirdige Arbeit fur ale
Manner und Frauen kann nur verwirklicht werden, wenn die unmittelbar
betroffenen Menschen mitbestimmen, was menschenwirdige Arbeit tatsachlich
fir sie bedeutet und wie sie erreicht werden kann’. Die Demokratie und der
Markt schaffen Institutionen, die unterschiedlichen Bedirfnissen und Bestre-
bungen, Traditionen und Innovationen entsprechen. Diese Vielfalt in der Praxis
ist aber mit der Einhaltung wesentlicher universaler Prinzipien wie der Ver-
einigungsfreiheit durchaus vereinbar. In einem globalen System, das einheit-
liche und integrierte Lésungen fir gemeinsame Probleme erfordert, bilden die
in der Erklarung verankerten Prinzipien und Rechte eine der sozialen Saulen,
auf die sich die Demokratie stitzt und die den Mérkten die entscheidende
soziale Dimension verleihen.

8. Das este Kapitel des Berichts enthdlt eine Gesamtdarstellung der
Herausforderungen und Mdglichkeiten, die der rasche Wandel und die Globa-
liserung in der Welt der Arbeit bewirken, und ihrer Folgen fur Vereini-
gungsfreiheit und Kollektivverhandlungen. Kapitel 2 beschreibt die wesent-
lichen Entwicklungen in bezug auf diese Prinzipien und Rechte. Kapitel 3
bewertet die bisherige Unterstitzung der IAO bei der Forderung dieser
Prinzipien und Rechte, um die wichtigsten Lehren fur die Zukunft ziehen zu
konnen. Im abschlief3enden Kapitel 4 wird ein Rahmen fir die Zusammenarbeit
der IAO mit ihren Mitgliedsgruppen und anderen internationalen Organisa-
tionen entwickelt.

9. Der Bericht gelangt zu der Schlu3folgerung, dal? es drei miteinander
zusammenhangende Prioritdten gibt, an denen sich die Forderungsarbeit der
IAO ausrichten sollte:

m Sicherzustellen, dal? ale Arbeitnehmer ohne Furcht vor Einschiichterungen
oder VergeltungsmalRnahmen eine Gewerkschaft ihrer Wahl bilden oder
einer solchen Gewerkschaft beitreten konnen, und dal3 Arbeitgeber die
Freiheit haben, unabhéngige Verbande zu bilden und ihnen beizutreten;

m eine offene und konstruktive Haltung der Unternehmen und der Arbeitgeber
der offentlichen Hand gegenlber der frel gewahlten Vertretung der Arbeit-
nehmer und der Entwicklung gemeinsam vereinbarter Verhandlungsmetho-
den und erganzender Formen der Zusammenarbeit in bezug auf die Arbeits-
bedingungen zu fordern;

m die Erkenntnis der Behdrden zu fordern, dal3 die gute Verwaltung des
Arbeitsmarkts auf der Grundlage der Einhaltung grundlegender Prinzipien
und Rechte bel der Arbeit einen wesentlichen Beitrag zur stabilen wirt-
schaftlichen, politischen und sozialen Entwicklung vor dem Hintergrund der
internationalen wirtschaftlichen Integration, der Forderung der Demokratie
und des Kampfes gegen Armut bedeutet.

10. Diein diesem Bericht aufgezeigten Ziele entsprechen einer ehrgeizigen
Aufgabe: Regierungen, Arbeitgeber und Gewerkschaften sowie die gesamte
Zivilgesellschaft und die internationalen Organisationen durch eine Periode
einschneidender wirtschaftlicher, politischer und sozialer Verédnderungen zu
steuern. In zehn, zwanzig oder funfzig Jahren wird die Welt der Arbeit ganz

7 Siehe IAA: Menschenwiirdige Arbeit, Bericht des Generaldirektors, Internationale Arbeitskonferenz, 87. Tagung, Genf, 1999.
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anders aussehen als heute. Sie wird auch bereits im Jahr 2004 anders aussehen,
wenn der ndchste Gesamtbericht tUber Vereinigungsfreiheit und Kollektivver-
handlungen vorzulegen sein wird. Wie diese Welt sich verandert und ob ein
System geschaffen wird, das die Beseitigung von Armut und Arbeitslosigkeit
und gleichzeitig die Verwirklichung grundlegender Prinzipien und Rechte bei
der Arbeit erméglicht, wird in den néchsten Jahren deutlicher werden. Die
Erklarung der IAO stellt einen wichtigen Beitrag zu einer neuen Struktur der
Lenkung und Steuerung der Globalisierung dar. Vor dem Hintergrund eines
immer intensiveren Wettbewerbs kann das produktive Potential dieses Systems
betréchtlich gesteigert werden, wenn die Manner und Frauen am Arbeitsplatz
gehort werden.



TEIL I. EIN DYNAMISCHES
GESAMTBILD






1. Kollektive Vertretung in der neuen
Welt der Arbeit

Der neue globale Rahmen

11. Die Offnung der Weltmarkte, die technologischen und strukturellen
Verénderungen und der Zerfal eines Systems sich bek&mpfender politischer
und wirtschaftlicher Blocke haben dramatische Auswirkungen auf die Welt der
Arbeit. In einer fast universalen Marktwirtschaft ist das Tempo der Wirtschafts-
tétigkeit rascher, werden vertragliche Beziehungen kurzfristig eingegangen und
beendet und ist der Wettbewerb hérter. Rhythmus und Umfang dieser Verande-
rungen sind sowohl zwischen as auch in einzelnen Landern und Wirt-
schaftssektoren vollig unterschiedlich, doch haben diese Veranderungen tberall
einschneidende Auswirkungen auf die Beziehungen am Arbeitsplatz und die
Art und Weise, wie die Grundsétze der Vereinigungsfreiheit und das Recht auf
Kollektivverhandlungen verwirklicht werden. In diesem Kapitel sollen die
wesentlichen Merkmale dieses Prozesses geschildert und aufgezeigt werden,
wie er sich auf die Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaften, die Arbeitgeber und
ihre Verbéande und die Rolle des Staates auf dem (formellen und informellen)
Arbeitsmarkt auswirkt. Dabei werden die zum Ende des 20. Jahrhunderts
erkennbaren Tendenzen in den Vordergrund gestellt, um auf Fragen und Pro-
bleme hinzuweisen, die die Aufmerksamkeit der offentlichen Entscheidungs-
trager im algemeinen und der dreigliedrigen Mitgliedsgruppen der IAO im
besonderen rechtfertigen.

Globalisierung und die Welt der Arbeit

12. Die Globalisierung beschéftigt Regierungen, multilaterale Institutionen
und Entscheidungstréger in aller Welt. Der Begriff erfal3t fur viele Menschen
viele verschiedene Dinge, fur die Zwecke des vorliegenden Berichts jedoch soll
er fir die Kombination der Offnung und Integrierung von Markten, technolo-
gischer Neuerungen und politischer Reformen stehen. Das erste Element der
Globalisierung ist die Steigerung des Wettbewerbs infolge der Liberalisierung
des Handels und der Finanzsysteme und der Integrierung der Mérkte. In den
letzten 30 Jahren sind der internationale Handel und die auslandischen Direkt-
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investitionen stérker gewachsen as die weltweite Produktion (siehe Abbil-
dung 1). Die Ausweitung des Handels mit Waren und Dienstleistungen, die
Kapital strome und die sinkenden Transport- und Kommunikationskosten zwin-
gen Arbeitgeber, Gewerkschaften und Regierungen in zunehmendem Mal3, sich
auf den Wettbewerb aus anderen Landern einzustellen.

Abbildung 1.1. Anstieg der weltweiten Produktion, Ausfuhren und
auslandischen Direktinvestitionen (in Prozent)

1990-1995* 1996 1997 1998
Weltweite Produktion 1,9 3,3 3,3 2,00**
Weltweite Ausfuhr 6 55 10,5 3,5
Auslandische 15,9 5,9 25,1 36,6
Direktinvestitionen

*  Jahresdurchschnitt
** Schatzwert

Quelle: ~ UNCTAD: World Investment Report, 1999 (Genf, 1999).
UNCTAD: Trade and Development Report, 1999 (Genf, 1999).

13. Das zweite Element der Globalisierung ist der rasche Wandel im
Bereich der Informationstechnologie. Die Revolution der Informationstech-
nologie hat einen globalen Markt fir Investitionsmittel geschaffen, das Tempo
und Ausmal’ des Informationsaustauschs gewaltig gesteigert und die Produk-
tions-, Vertriebs- und Managementprozesse und -strukturen einschneidend ver-
andert. An den Arbeitspldtzen zeigen sich die Auswirkungen von Geréten, die
das leisten konnen, was bisher allein durch menschliche Fertigkeiten moglich
war, ndmlich Informationen zu verarbeiten. So konnten beispielsweise Grof3-
héndler in den USA mit Hilfe von Technologien zur Verminderung der Kosten
fur Bestellungen, Versand und Lagerhaltung ihren Umsatz um 20 Prozent stei-
gern, ohne den Stand der Beschftigten zu erhthen’.

14. Symbolisiert durch den Fall der Berliner Mauer bilden die Welle
demokratischer politischer Reformen und der Niedergang marktunabhangiger
und marktfeindlicher Systeme der Wirtschaftsorganisation, wie sie Planwirt-
schaften darstellten, das dritte Element der Globalisierung. Die meisten Lander
haben sich in hohem Mal3 dem internationalen Wettbewerb getffnet. Die das
20. Jahrhundert kennzeichnende ideol ogische Konfrontation ist von der Diskus-
sion Uber die besten Methoden abgel st worden, den Markt zu regeln und die
Einhaltung der grundlegenden Menschenrechte zu verbessern.

15. Die Beseitigung wirtschaftlicher Schranken zwischen den Nationen
er6ffnet den multinationalen Unternehmen und der wachsenden Zahl der mit
ihnen verbundenen nationalen Unternehmen gewaltige neue Mdglichkeiten.
25 Prozent der weltweiten Wirtschaftsleistung entfallen heute bereits auf die
Muttergesellschaften und ausléndischen Tochterfirmen multinationaler Unter-
nehmen. Auslandische Direktinvestitionen multinationaler Unternehmen sind
ein immer wichtigeres Instrument, um Waren direkt in ausléndische Mérkte zu

! Siehe IAA: Programm Tétigkeiten nach Sektoren (SECTOR): Handel (http://www.ilo.org/public/englisivdialogue/sector/sectors/commerce.htm).
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liefern oder dort Dienstleistungen zu erbringen. Der Wert des Umsatzes aus an-
discher Tochterfirmen (mit Waren und Dienstleistungen) auf inléndischen und
internationalen Markten belief sich 1998 auf 11 Billionen US-Dollar, ver-
glichen mit einem Volumen der gesamten weltweiten Ausfuhren von 7 Billio-
nen US-Dollar im gleichen Jahr. Die deutlichsten Auswirkungen auf die
Beschaftigung zeigen sich zwar bei nationalen bzw. lokalen Unternehmen, die
as Zulieferer flr multinationale Unternehmen fungieren oder in anderer Weise
mit ihnen verbunden sind, doch ist auch die Gesamtzahl der direkt beschéf-
tigten auslandischen Arbeitnehmer gestiegen®. Die multinationalen Unterneh-
men sind die ersten, die neue Managementtechniken und Produktionstech-
nologien verbreiten. In vielen Wirtschaftszweigen sind sie die treibende Kraft
einer globalen Produktionskette, die Unternehmen in der Entwicklungswelt mit
Verbrauchern in Industrielandern verbindet.

16. Diese Entwicklungen des Handels, der Kapitalstréme und der Pro-
duktionsverfahren haben betréchtliche soziale und wirtschaftliche Vorteile
bewirkt. So hat beispielsweise die Zunahme des Welthandels die Produk-
tiondleistung und das Beschéftigungswachstum gefordert. Der zunehmende
Wettbewerb als Folge fallender Handelsschranken hatte vermehrte Innovatio-
nen und erweiterte Wahlmoglichkeiten fir die Verbraucher zur Folge. Die
immer stérkere globale Integration der Volkswirtschaften hat aber auch
zahlreiche soziale Kosten verursacht. Der durch die Finanz- und Handels-
liberalisierung bedingte wirtschaftliche Anpassungsprozel} hat zu einer htheren
Beschéaftigungsvolatilitdt und ener Verstarkung der Unsicherheit und
Ungleichheit gefuihrt.

17. Die Globaliserung ist umstritten, weil sie fir die einzelnen Lander,
Gemeinschaften und Menschen unterschiedliche Auswirkungen hat. Die glo-
bale Wirtschaft bedeutet nicht fir jeden Menschen oder jede Region der Welt
Vorteile. Ebenso wenig hat die technologische Revolution jeden Teil der Welt
erreicht®. Viele Volkswirtschaften werden in zunehmendem Mal3 Bestandteil
einer globalen Wirtschaft, andere dagegen werden marginalisiert, und die
globalen Ungleichheiten nehmen zu®. Diese gleichzeitige Integration und
Ausgrenzung von Menschen, Regionen und Wirtschaftssektoren ist ein wesent-
liches Merkmal der Globalisierung und stellt eine ihrer grofiten Herausfor-
derungen dar.

2 Siehe UNCTAD: World Investment Report (Teil I1): Foreign Direct Investment and the Challenge of Development (Vereinte Nationen, New Y ork und
Genf, 1999) und IAA: Follow-up on and promotion of the Tripartite Declaration of Principles concerning Multinational Enterprises and Social Policy,
GB.268/MNE/1/1.

3 Siehe IAA: Final report on the social impact of globalization, GB.276/WP/SDL/1.

4 Cagtells behauptet, die technologische Revolution sei keineswegs allumfassend gewesen, da sowohl in als auch zwischen einzelnen Léndern eine
“digitale Licke  entstanden sei. Siehe M. Castells: Information technology, globalization and social development (Genf, Forschungsinstitut der
Vereinten Nationen fur Soziale Entwicklung (UNRISD), 1999).

® Eine Analyse langfristiger Entwicklungen der weltweiten Einkommensverteilung (zwischen Landern) zeigt, dal? der Abstand zwischen dem reichsten
und dem &msten Land von 35:1 im Jahre1959 auf 72:1 im Jahr 1992 gewachsen ist. Siehe UNDP: Human Development Report (Genf, 1999).
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Auswirkungen der Globalisierung auf
die Austbung der Vereinigungsfreiheit
und der Kollektivverhandlungsrechte

18. Die Verbande der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und die Gesetze
und Institutionen, die die Rahmenbedingungen fur ihre Tétigkeiten festlegen,
wurden entwickelt, als die Firmen den grofdten Teil ihrer Produktion auf einem
nationalen Markt verkauften. Die Sozial- und Marktkréfte wirkten in den
gleichen geographischen und politischen Grenzen. Diesist heute nicht mehr der
Fall. Das Kapital hat die Méglichkeit erhalten, die Grenzen zu verlassen, und
multinationale Unternehmen sind heute wichtige direkte oder indirekte Arbeit-
geber in vielen Tellen der Welt. Innerstaatliche Kollektivverhandlungen
mussen zunehmend die Entwicklungen in anderen Landern berticksichtigen.
Etablierte Praktiken und anerkannte Werte missen sich an den Kriterien ihrer
Uberlebensfahigkeit auf einem durch heftigen Wettbewerb gepragten globalen
Markt messen lassen. Dabei kdnnte die Gefahr drohen, dal? diese Entwicklun-
gen die Vereinigungsfreiheit und die Kollektivverhandlungsrechte beeintrachti-
gen.

19. Die wesentlichen Merkmale des Arbeitsmarkts und seiner Regulierung
sind fur die Bewertung der Vortelle, die ein Land innerhalb des globalen Mark-
tes geniefdt, von entscheidender Bedeutung. Gesetzliche, normative (z.B. durch
Kollektivvereinbarungen geregelte) und institutionelle Formen des Schutzes
und der Arbeitsmarktsicherheit gelten zuweilen als ,Kosten* und als ,,Behin-
derungen” von Flexibilitdt und Wettbewerbsfahigkeit. Dies kann die Betrach-
tungsweise potentieller auslandischer Investoren und Kunden oder aber, was
héufiger der Fall ist, der Regierungsstellen sein, die sich Investitionen und Auf-
trége winschen. Um auslandische Investoren anzulocken, wird in Ausfuhr-
Freizonen in einigen Teilen der Welt die Vereinigungsfreiheit eingeschrankt.
Es kann jedoch ein potentiell unheilvolles Mil3verhdltnis zwischen den unter-
schiedlichen Betrachtungsweisen bestehen. Wéhrend Lokabehorden der
Ansicht sein mdgen, dal3 sehr niedrige Lohne und fehlende Arbeitsvorschriften
Unternehmen anlocken werden, kann der potentielle Investor durchaus bereit
sein, hdhere Kosten zu akzeptieren, wenn er auf politische Stabilitét, Infra-
strukturen, eine Inlandsnachfrage nach seinen Gitern und Dienstleistungen und
reibungsl ose kollektive Arbeitsbeziehungen rechnen kann.

20. Die Internationalisierung der Produktion hat unmittelbare Auswirkun-
gen auf das Kollektivverhandlungsumfeld. Einen wesentlichen Faktor bilden
dabel zweifellos die vielfaltigen Wege, die sich mobilem Kapital in der glo-
balisierten Wirtschaft ero6ffnen. Nicht nur kann die tatséchliche Verlagerung
eines Unternehmens von einem Land in ein anderes Kollektivverhandlungen
den Weg versperren, sondern schon die blof3e Androhung einer solchen Mal3-
nahme kann das Kréfteverhdltnis am Verhandlungstisch einschneidend ver-
andern. Arbeitnehmer, die auf nationaler Ebene Verhandlungen fihren, kénnen
feststellen, dal3 sie nur ungentigenden Zugang zu Informationen tber die inter-
nationale finanzielle Lage und die Unternehmensplane des Arbeitgebers haben,
mit dem sie verhandeln, oder dal3 der Arbeitgebervertreter keine wirkliche Ent-
scheidungsbefugnis hat. Unter solchen Umstanden konnen der konkrete Inhalt
und die Bedeutung von Kollektivverhandlungen ernsthaft beeintréchtigt wer-
den. Deshalb wird von einigen die Ansicht vertreten, dald die tatséchliche
Verwirklichung des Rechts auf Kollektivverhandlungen ihre Fihrung auf
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internationaler Ebene voraussetzt. Trotz der Entwicklung zu vermehrter Anho-
rung und Unterrichtung im Zusammenhang mit regionalen Integrations-
bewegungen oder in einzelnen multinationalen Unternehmen hat es jedoch in
dieser Richtung kaum nennenswerte Fortschritte gegeben.

21. Die Umstrukturierung der Produktion durch Firmen, die sich auf ihre
Kerntétigkeiten konzentrieren, sowie die umfassende Privatisierung staatlicher
Unternehmen haben dazu gefuhrt, dai die Produktionseinheiten verkleinert und
fruher von den eigenen Belegschaften ausgefuhrte Arbeiten an Drittunter-
nehmen vergeben wurden. Im Streben nach flexibleren und geeigneteren
Arbeitsmethoden eingefiihrte Anderungen der Arbeitsorganisation und der
angewandten Technologien haben zu einer Zunahme der Vertrags- und Teil-
zeitarbeit gefiihrt. Diese Faktoren haben Auswirkungen auf die traditionellen
Beschaftigungsbeziehungen und die damit verbundene Ausiibung der Vereini-
gungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte. Arbeitnehmer in kleineren
Betrieben kdnnen leichter eingeschiichtert werden als ihre Kollegen in grof3en
Unternehmen, wenn sie sich fir den Beitritt zu einer Gewerkschaft entscheiden
sollten. Flexible Arbeitsverhéltnisse erschweren die Organisierung der Arbeit-
nehmer fur Zwecke einer kollektiven Vertretung. Die Auswartsvergabe einzel-
ner Téatigkeitsbereiche hat zur Folge, dal’ das Beschaftigungsverhdtnis zuneh-
mend einem rein kommerziellen Verhdltnis dhnelt und es immer schwieriger
wird, den fur Kollektivverhandlungszwecke zusténdigen wirklichen Arbeit-
geber zu ermitteln.

22. In mehr indirektem Zusammenhang mit dem Prozef3 der Globalisierung
dirfte die wachsende wirtschaftliche Bedeutung der informellen Wirtschaft® als
Beschaftigungsquelle in den meisten Entwicklungslandern stehen, die in den
jungsten Jahren zu verzeichnen war (siehe Abbildung 1.2). Nach Schétzungen
der 1AO wurden von 1990 bis 1994 80 Prozent der neuen Arbeitsplétze in
Lateinamerika in der informellen Wirtschaft geschaffen. In Afrika wurde davon
ausgegangen, dal3 in den neunziger Jahren 93 Prozent aller neuen Arbeitsplétze
in diesem Sektor entstehen wiirden’. Die Situation der Arbeitnehmer in der
informellen Wirtschaft ist haufig extrem unsicher, und sie genief3en keinen oder
nur geringen Schutz, da es nur selten maoglich ist, die Arbeitsgesetze wirksam
auf sie anzuwenden. Dort wo eine Form der Vertretung ihrer kollektiven
Interessen ganz eindeutig erforderlich wére, sind die traditionellen Gewerk-
schaften auf3erordentlich schwach. Und dennoch bedirfen umfassende Mal3-
nahmen gegen die Armut unbedingt einer kollektiven Organisierung.

S Der Begriff informelle Wirtschaft umfat die geringfiigigen Erwerbstétigkeiten, die auRerhalb des staatlich geregelten Rahmens und typischerweise
unter geringem Einsatz von Kapital, Technologie und Fertigkeiten ausgelibt werden und gleichzeitig nur geringe Einkommen und eine unsichere
Beschéftigung bieten. Er umfaldt somit keine Tétigkeiten im Bereich der ‘ Schattenwirtscheft’, die zwar rentabel sein konnen, aber bewul3t dazu dienen,
Steuern und Gesetze zu umgehen. Die Internationale Konferenz der Arbeitsstatistiker 1993 hat eine Entschlieung angenommen, in der der informelle
Sektor als Haushaltsbetriebe definiert wurde, die auf eigene Rechnung tétige Arbeitnehmer (ohne standig beschaftigte Lohnarbeitnehmer) und
Arbeitgeber informeller Unternehmen (mit einem oder mehr sténdig Beschéftigten) umfassen. Siehe IAA: Key Indicators of the Labour Market (Genf,
1999).

" M. Tomei: Freedom of association, collective bargaining and informalization of employment — Some Issues (IAA, Genf, 1999).
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Abbildung 1.2. Beschaftigung in der stadtischen informellen Wirtschaft

AFRIKA

LATEINAMERIKA

Prozentsatz der in der
informellen Wirtschaft
Beschéftigten: 57,2

Prozentsatz der in der
informellen Wirtschaft
Beschéftigten: 36,2

ASIEN UND DER PAZIFIK

EUROPA

Prozentsatz der in
der informellen
Wirtschaft
Beschéftigten: 32,8

Prozentsatz der in
der informellen
Wirtschaft
Beschéftigten: 11,9

NORDAMERIKA: Keine Daten verfigbar

Quelle: IAA: Kev Indicators of the Labour Market (Genf, 1999).
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23. Die Auswirkungen der Verénderungen am Arbeitsmarkt auf die Aus-
tbung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte haben
eine eindeutige geschlechtsspezifische Ausrichtung. Die Mehrheit der in Ver-
trags-, Zeit-, Gelegenheits- oder Teilzeitverhdtnissen oder bei informellen
Tatigkeiten Beschéftigten sind Frauen. Auch im formellen exportorientierten
Verarbeitungssektor finden sich Frauen Uberwiegend in den unteren Berufs-
gruppen, die die geringsten vertraglichen Sicherheiten bieten. Mehr Frauen als
Méanner sind an nicht organisierten und ungeschitzten Arbeitsplétzen tétig, die
keine Beschéftigungssicherheit bieten. Dadurch wird die Armut der Familien
zu einem Dauerzustand.

24. Diese Entwicklungen haben unmittelbare Auswirkungen auf die kollek-
tive Vertretung der Arbeitnehmer. Zwar ist die Zahl der Gewerkschafts-
mitglieder in grofen Betrieben im allgemeinen immer noch hoch, doch ist sie
insgesamt im letzten Jahrzehnt in fast allen Teilen der Welt gesunken®. Die
Bedeutung einer kollektiven Vertretung ist nicht immer offensichtlich, wenn es
sich um kleine Betriebe oder Tétigkeitsbereiche handelt, in denen es kaum

8 Siehe IAA: World Labour Report 1997-98 (Genf, 1997).
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Erfahrungen mit einer kollektiven Organisierung und Interessenvertretung gibt.
Ungeachtet des Vordringens der Demokratie in aler Welt besteht dartiber
hinaus noch immer ein betréchtliches Mi3trauen und sogar eine ausgesprochene
Feindseligkeit gegenuber Gewerkschaften. Die Furcht vor der Reaktion der
Arbeitgeber oder der Behorden kann zur Folge haben, dal3 erwerbstétige
Manner und Frauen davor zurtickscheuen, sich zusammenzuschlief3en oder
einer Gewerkschaft beizutreten.

25. Auch fur Arbeitgeberverbande bedeutet die Globalisierung Heraus-
forderungen. Die Dynamik von Arbeitgeberverbdnden und die Wahl der
Fragen, die eine Koordinierung der Ansichten und Mal3nahmen vorteilhafter
erscheinen lief3en, wurden stets von den miteinander im Wettbewerb stehenden
Mitgliedern bestimmt. Der durch die Globalisierung und den technol ogischen
Wandel ausgeloste Wettbewerb von heute hat jedoch eine ganz andere
GrofRenordnung und beeinflufdt die Haltung der Unternehmen gegentiber der
Rolle von Arbeitgeberverbanden und in bezug auf die Frage, ob sieim Rahmen
dieser Verbande eine aktive Rolle spielen sollten. Bei einigen Arbeitgebern
zeichnet sich eine zwar keineswegs universale, aber doch vorhandene Tendenz
ab, Lohne und Beschéftigungsbedingungen eher auf Firmen- oder Betriebs-
ebene zu regeln a's durch branchen- oder landesweite Verhandlungen zwischen
Arbeitgeberverbdnden und Gewerkschaften. Auch die immer unterschied-
licheren Unternehmensinteressen, die Entwicklung multinationaler Unterneh-
men und die wachsende Zahl der Kleinunternehmen bedeuten fir Arbeitgeber-
verbande betréchtliche Herausforderungen®.

26. Die Auswirkungen der Globalisierung auf die Austibung der Vereini-
gungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte bedeuten das Entstehen
einer betrachtlichen Vertretungsliicke in der Welt der Arbeit. Diese Ver-
tretungslticke gibt Anlal3 zur Besorgnis, da die Verwirklichung des Ziels der
IAO einer menschenwirdigen Arbeit fur ale Manner und Frauen unter
Gewdhrleistung von Freiheit, Gerechtigkeit, Sicherheit und Menschenwirde
nur moglich ist, wenn diese Manner und Frauen mitbestimmen kdnnen, was
diese Begriffe fur sie bedeuten. Vereinigungsfreiheit, das Vereinigungsrecht
und das Recht auf Kollektivverhandlungen sind grundlegende Menschenrechte.
Die Art und Weise, wie sie ausgelibt werden, beeinflussen in hohem Mal3 die
Arbeits- und Lebensbedingungen sowie die Fahigkeit der Wirtschaftssysteme,
auf notwendige Innovationen zu reagieren.

Die Vertretungslicke schlie3en und

erwerbstatigen Mannern und Frauen

ein Mitspracherecht in einer sich

veradndernden Welt sichern

27. Nahezu taglich kiindigen Firmen Umstrukturierungen, Fusionen, Uber-
nahmen und Entlassungen an. Dadurch wéchst das Gefiihl der Unsicherheit bei
den Arbeitnehmern in bezug auf ihre Beschaftigung. Da sowohl kollektiv
ausgehandelte als auch gesetzliche Beschéftigungsgarantien in der Praxis

immer unzuverlassiger werden, kommt es darauf an, eine effektive Mitsprache
am Arbeitsplatz zu sichern, damit sich die Menschen in einer globaen

9 Ebd.
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Wirtschaft sicher fuhlen konnen. Wenn Arbeitnehmer Uber die Kréfte, die das
Unternehmen beeinflussen, Bescheid wissen und ein mef3bares Mitspracherecht
bei den gegeniiber diesen Kréften angewandten Strategien haben, wéchst das
Gefuihl, dal3 sie ihr Leben selbst bestimmen kdnnen. Diese Mdglichkeit, eine
Wahlentscheidung zu treffen, ist eine der Grundvoraussetzungen fur ein Gefuhl
von menschlicher Wirde. Die entstandene V ertretungsl icke muf3 geschlossen
werden, um den Mannern und Frauen in einer sich wandelnden Arbeitswelt ein
Mitspracherecht zu sichern.

28. Angesichts des asymmetrischen Kréfteverhdtnisses zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern im Rahmen der Beschéftigungsbeziehungen haben
die Arbeitnehmer seit jeher Unabhangigkeit und Schutz beim Umgang mit den
Unternehmensleitungen und bei der Wahrnehmung ihrer Interessen gefordert.
Eine Reihe von Untersuchungen bestétigen, dal? die Arbeitnehmer nach wie vor
eine gewisse Form der Kollektivvertretung wiinschen™. In einer globalen Wirt-
schaft wird diese Unabhéngigkeit in Verhandlungen mit Unternehmenslei-
tungen Uber Verénderungen und ihre Folgen immer wichtiger. Um ein unab-
hangiges Mitspracherecht am Arbeitsplatz zu sichern und auszuiiben, ist die
Vertretungssicherheit sowohl fir Arbeitgeber als auch fur Arbeitnehmer uner-
|&Rlich. Vertretungssicherheit am Arbeitsplatz beruht auf der Freiheit der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Verbande ihrer Wahl zu bilden und ihnen
beizutreten, ohne Vergeltungsmalinahmen oder Einschiichterungen befirchten
zZu missen. Se betrifft die institutionellen Vertretungseinrichtungen, die die
Verwirklichung dieser Prinzipien und Rechte zul &f.

29. Wie gezeigt wurde, hat die Globalisierung unterschiedliche Auswir-
kungen auf einzelne Lander, Gemeinschaften und Wirtschaftssektoren. Ver-
tretungssicherheit erleichtert lokale Reaktionen auf die besonderen Heraus-
forderungen, die sich fir einzelne Gemeinschaften oder Wirtschaftssektoren
stellen. Die Achtung der Vereinigungsfreiheit erméglicht die Entwicklung der
fur die jewelligen Gegebenheiten und Probleme geeignetsten institutionellen
Vertretungsinstrumente — ungeachtet dessen, ob es sich um Organisationen
der Kleinpachter, Vereinigungen der Handler in der informellen Wirtschaft,
Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbande handelt. Auch Strategien zur kollek-
tiven Vertretung der Interessen dieser Einrichtungen kénnen sich so ent-
wickeln, dal3 auf die anstehenden Probleme in der geeignetsten Weise reagiert
werden kann — sei es durch Verhandlungen tUber die Nutzung des Bodens,
durch Demonstrationen oder Kampagnen gegen die schlimmsten Formen der
Kinderarbeit, die Entsendung einer Delegation von Arbeitnehmern oder Arbeit-
gebern, um mit der Regierung tber die Auswirkungen eines Handel svertrags zu
sprechen, oder durch einen Sozialdialog, mit dem die Folgen einer Finanzkrise
bekampft werden sollen.

30. Kollektive Formen der Vertretung am Arbeitsplatz machen es méglich,
dal? die Bewdltigung von Interessenskonflikten nach vereinbarten Verfahren
erfolgt. Wenn es keine Interessenvertretung durch freigewahlte Verbande der
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer gibt, kdnnen Konflikte weiter schwelen und in
weit kostspieligerer und sozial destabilisierender Form zum Ausbruch kommen.

% |m Rahmen der Erhebung (ber Arbeitnehmervertretung und -mitwirkung in den Vereinigten Staaten befragte Arbeitnehmer wiinschten die
Unabhangigkeit und den Schutz dieser Unabhangigkeit bei ihren Verhandlungen mit Unternehmensleitungen (Vertretungssicherheit). Siehe R. Freeman
und J. Rogers: What workers want (Cornell University Press, 1999). Siehe ferner: D. Peetz: Unions in a contrary world: The future of the Australian
trade union movement (Cambridge University Press, Cambridge, 1999); A. Morehead, M. Steele, M. Alexander, K. Stephen und L. Duffin: Changes at
work: The 1995 Australian Workplace Industrial Relations Survey (Longman, Australien, 1997); M. Cully, S. Woodland, A. O'Reilly und G. Dix:
Britain at work: As depicted by the 1998 Workplace Employee Relations Survey (London, Routledge, 1999).
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Das Vordringen der Demokratie und die vermehrte Achtung burgerlicher und
politischer Freiheiten haben die Rolle verstérkt, die diese Verbande bei der
Behandlung gegensétzlicher Interessen und der FOrderung der sozialen Stabi-
litét spielen konnen. Vertretungssicherheit ist der Schltissel zur kollektiven
Interessenvertretung.

31. In dem Mal} wie sich das Arbeitdeben mit immer grofRerer Wahr-
scheinlichkeit in einer Reihe von ‘ Beschéaftigungsepisoden’ an verschiedenen
Orten und moglicherweise sogar in verschiedenen Landern gliedern wird,
streben die Arbeitnehmer verstarkt nach einer Vertretungssicherheit, die sich
Uber diese einzelnen Episoden und auf alle Beschéftigungsorte erstreckt. Die
Kollektivvertretung (und die Vertretungssicherheit) missen eine immer starker
gegliederte Erwerbsbevilkerung umfassen. Haufig sind es die Armsten der
Welt, wie Kleinbauern und landlose Agrararbeiter, die sich den gréften person-
lichen Gefahren aussetzen, wenn sie versuchen, sich zu vereinigen und sich
dort Gehor zu verschaffen, wo die Macht residiert, sei es beim lokalen Grund-
besitzer oder bei den Behtrden. Viele Arbeitnehmergruppen werden vom
bestehenden Rechtsschutz nicht erfaldt oder bewuf3t ausgegrenzt und bleiben
deshalb am Arbeitsplatz ohne Vertretung™. Es gibt aber andere unkonventio-
nelle Vereinigungen, die diesen Arbeitnehmern gelegentlich eine Stimme
verleihen. So werden beispielsweise Landarbeiter selten von Gewerkschaften
vertreten, konnen aber von rudimentaren Organisationen, die ihnen Arbeits-
moglichkeiten verschaffen, ‘informell vertreten’ werden.

32. Vereinigungsfreiheit ist nicht von einem Beschéftigungsvertrag abhéan-
gig'?. Neue Méglichkeiten der Vertretung von Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern in der informellen Wirtschaft zu entwickeln, kann wesentlich dazu bei-
tragen, die Arbeitnehmer in diesem Sektor zu schitzen. Ein internationales
Symposium Uber Gewerkschaften und den informellen Sektor, das im Oktober
1999 in Genf stattfand, hat eine Reihe konkreter Empfehlungen verabschiedet,
darunter die folgenden:

m Gewerkschaften mussen die Entwicklung einer dualen Organisierungsstra-
tegie in Erwagung ziehen, die neben anderen ,betrieblichen* Organisie-
rungsmethoden auch ,, gemeinschaftsgestiitzte” Organisierungsbemiihungen
umfal3t;

m die Gewerkschaften sollten Verfahren entwickeln, Falle von Arbeitsver-
gaben systematisch zu verfolgen, um so potentielle neue Mitglieder, vor
allem Vertrags- und Heimarbeiter, zu ermitteln;

m esist notwendig, Koalitionen mit bereits bestehenden geeigneten Verbénden
und Organisationen des informellen Sektors zu bilden®.

1 Diese Gruppen umfassen Landarbeiter, Haushaltsangestellte, Auslander, éffentliche Bedienstete/Beamte, Angehérige der Feuerwehr und Beschéftigte
im Strafvollzug, Arbeitnehmer in Ausfuhr-Freizonen usw. Siehe IAA: Review of annual reports under the Follow-up to the Declaration on Fundamental
Principles and Rights at Work, GB./277/3/1, Mé&rz 2000, Genf.

12 Siehe IAA: Review of annual reports, aa.O., Teil I, Anh. 6, Abs. 21, S. 64.

3 |AA: Conclusions and recommendations, Internationales Symposium iiber Gewerkschaften und den informellen Sektor, Genf, 18.-22. Okt. 1999
(Dok. TUIS/1999/1).
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Geschlechtsspezifische
Ungleichheiten durch
Machtgleichstellung der
Frauen Uberwinden

t14

Abbildung 1.3. Anteil der Frauen am Gesamtvolumender formellen Beschaftigung

AFRIKA

Anteil der Frauen an
der Gesamtzahl der
Personen in formeller
Beschaftigung: 36,7

ASIEN UND DER PAZIFIK

Anteil der Frauen an der|
Gesamtzahl der
Personen in formeller
Beschaftigung: 33,2

NORDAMERIKA

Anteil der Frauen an
der Gesamtzahl der
Personen in formeller
Beschaftigung: 46,8

Quelle: IAA: Key Indicators of the Labour Market (Genf, 1999).
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LATEINAMERIKA

33. Frauen stellen einen betréchtlichen und wachsenden Teil der Erwerbs-
bevolkerung (siehe Abbildung 1.3), aber weibliche Arbeitnehmer sind nach wie
vor zu wenig organisiert und in den Gewerkschaften zu wenig vertreten. In
gewissem Umfang ist dies eine Folge der Tatsache, dal3 sich der Rechtsschutz
der Vereinigungsfreiheit nicht auf bestimmte weiblich dominierte Bereiche, wie
z.B. die Hausarbeit, erstreckt. Die Fahigkeit der Frauen, ihre Rechte auf Beitritt
zu einer Gewerkschaft frei auszutiben und ihre Interessen gleichberechtigt mit
jenen ihrer mannlichen Kollegen vertreten zu lassen, ist unerla@lich, um die
Gleichstellung der Geschlechter und die Starke der Gewerkschaften zu sichern.
Nicht nur sollten Frauen am Verhandlungstisch sitzen, sondern geschlechts-
spezifische Fragen mussen auch im Kollektivverhandlungsprozeld deutlicher
zur Sprache kommen, um sicherzustellen, dal3 jede Vereinbarung den Priori-
téten und Wunschen sowohl der Ménner als auch der Frauen entsprich

Anteil der Frauen an
der Gesamtzahl der
Personen in formeller
Beschaftigung: 29,3

EUROPA

Anteil der Frauen an
der Gesamtzahl der
Personen in formeller
Beschaftigung: 41,1

14 Siehe beispielsweise: E. Goodson, K. Maloba-Caines, S. Olney, S. O'Neill: Gender equality: A guide to collective bargaining (IAA, Genf, 1998) und
IAA: “Collective bargaining: an instrument for equality”, in Gender! A partnership of equals (Genf, 2000), S. 18-19.
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34. Arbeitgeberverbande, die gemeinsame Positionen zu Arbeitsmarktfra=  Veranderungen bei den
gen entwickeln, sind in vielen Landern nach wie vor von Bedeutung. Indem sie Arbeitgeberverbanden
sich an umfassenderen Verfahren des Sozialdialogs™ beteiligen, bringen diese
Verbande die Stimme der Arbeitgeber auf makrotkonomischer Ebene zur
Geltung. Die Interessen der multinationalen und der kleineren Arbeitgeber
wahrzunehmen, bedeutet eine grofle Herausforderung. Kleinere Arbeitgeber
kénnen viel durch die Zugehorigkeit zu einem Verband gewinnen, der sie bei
Ausbildungsmalinahmen, Einstellungen und anderen Aspekten der Personalver-
waltung, Kranken- und Altersversicherungen unterstiitzen kann. In vielen Lan-
dern wird diese Art der Unterstitzung immer wichtiger. Da der Staat eine
immer geringere Rolle als unmittelbarer Dienstleistungserbringer spielt™®,
tragen Verbande von Klein- und Mikrounternehmern immer entscheidender
dazu bei, Dienste und Ressourcen zu vermitteln. Die Unterstiitzung junger
Verbande, sich zu echten Arbeitgeberverbanden zu entwickeln, bietet ebenfalls
neue Moglichkeiten. Gleichzeitig helfen Arbeitgeberverbande bei der Konsoli-
dierung demokratischer Regierungen. In den Entwicklungs- und Ubergangs-
landern leisten sie ‘neuen’ Arbeitgebern nach Privatisierungsmaldnahmen
umfangreiche Hilfe und Beratung in bezug auf Methoden zur Steigerung der
Produktivitét und Wettbewerbsfahigkeit.

35. Die Vertretungsllicke zu schlief3en, die in bezug auf die Wahrnehmung  Gegen die Gefahren der

der Interessen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer entstanden ist, erfordert,  Vertretungslticke angehen
dal? die fur die veranderte Welt der Arbeit am besten geeigneten Strukturen,
Malinahmen und Organisationsformen entwickelt werden. Eine zunehmend
heterogene Erwerbsbevilkerung mit unterschiedlichen Beteiligungsformen,
Interessen und Forderungen macht neue Vereinigungs- und Vertretungsformen
notwendig. Fir die Gewerkschaften kann dies bedeuten, da3 sie neuartige
Organisierungsmethoden anwenden und ganz andere Dienste bieten miissen®”’.
Auf Arbeitgeberseite kann dies eine neue Definierung der Rolle und der Gren-
zen von Arbeitgeberverbanden bedeuten, um aktuellen Arbeitsmarktinteressen
in globalem Umfang gerecht werden zu konnen. Die Technologie und die
Medien haben nicht nur die Welt der Arbeit veréndert, sondern auch nie zuvor
bestehende Mdglichkeiten geschaffen, sich liber Landesgrenzen hinweg zu ver-
einigen und Solidaritét zu entwickeln. Die Einhaltung der Vereinigungsfreiheit
und der Kollektivverhandlungsrechte ist die Grundlage der Vertretungssicher-
heit, deren es bedarf, um diesen aktuellen Herausforderungen und Moglich-
keiten gerecht zu werden.

® Der Soziadialog umfaldt ale Arten von Verhandlungen, Beratungen oder den Informationsaustatisch zwischen den dreigliedrigen und zweigliedrigen
Partnern Uber wirtschafts- und sozialpolitische Fragen von gemeinsamem Interesse. Siehe InFocus-Programm Sozialdialog, Sektor Sozialdialog
(http//:www.ilo.org/public/english/dialogue).

16 30 beteiligt sich beispielsweise der Mittelamerikanische Ausschul der Mikrounternehmer (COCEMI), eine gemeinniitzige Regionalorganisation, der
sieben, jeweils die Interessen verschiedener Verbande vertretende Landesausschiisse umfaldt, aktiv an regionalen Diskussionen mit anderen Gruppen,
darunter Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbénde, Frauenorganisationen und Vereinigungen eingeborener Volker, tber den Verlauf der mittel-
amerikanischen Wirtschaftsintegration. Siehe M. Tomei: Freedom of Association ..., aa.O.

17 Siehe Dagg: “Organising homeworkers into unions’, in E. Boris und E. Priigl (Hrsg.): Homeworkers in global perspective: Invisible no more (London,
Routledge, 1996). Siehe ferner A.V. Jose: The future of the labour movement: Some observations on developing countries (Genf, IAA, Internationales
Institut fir Arbeitsfragen, 1999).
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Arbeitgebervorteile durch
organisierte Arbeitnehmer
nicht fur alle ersichtlich

Neuartige Partnerschaften

Vielseitige Fertigkeiten und
Teamwork sind der
Schlissel fur den Erfolg von
Unternehmen in einer auf
Wissen beruhenden
Wirtschaft
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Vertretungssicherheit und der direkte
Weg zur globalen
Wettbewerbsfahigkeit

36. In einer Welt, in der sich die komparativen Vorteile standig verandern,
werden Unternehmen, die unfdhig zur Innovation und Anpassung sind, nicht
Uberleben. Die Unternehmendeitungen mussen in der Lage sein, die Inno-
vationskapazitdten des Unternehmens, die modernen Technologien und die
vorhanden Humanressourcen zu nutzen und in eine leistungsfahige Arbeits-
organisation umzusetzen. Unternehmen, in denen die Arbeitnehmer ihr Vereini-
gungsrecht ausliben konnten, sind im allgemeinen in den Bereichen Innovation,
Anpassungsfahigkeit und Produktivitét tberlegen'®. Dennoch werden Gewerk-
schaften von den Arbeitgebern und den Behdrden immer noch nicht Uberall as
Partner in diesem Prozef3, sondern gelegentlich vielmehr als ein negativer
Faktor betrachtet. Die Humanressourcenverwaltung ist voll und ganz mit den
Prinzipien Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen vereinbar, doch
fur einige Unternehmer ist sie eine Mdglichkeit, eine unabhéngige Kollek-
tivvertretung der Arbeitnehmer zu umgehen. Ein gewerkschaftlich organisiertes
Unternehmen kann von einigen sogar als Zeichen fir schlechtes Management
betrachtet werden'®. Und dennoch ist Vereinigungsfreiheit eine natiirliche
Folge der Unternehmensfrei heit.

37. Die entscheidende Aufgabe besteht darin, Partnerschaften zwischen den
frei gewahlten Vertretern der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber zu entwickeln,
die das Innovations-, Anpassungs- und Produktivitétspotential des Unterneh-
mens freisetzen. Den Stimmen derjenigen innerhalb wie auch auRerhalb des
Unternehmens Gehor zu verschaffen, bahnt den Weg zu besseren Entscheidun-
gen. Von Arbeitnehmern, die gleichberechtigt an den Entscheidungen beteiligt
waren, kann eher ein Einsatz fur ihre Durchfiihrung erwartet werden. Partner-
schaften am Arbeitsplatz fordern die Stabilitdt und den Arbeitsfrieden in einem
Umfeld, in das stdndig von auf3en Forderungen nach weiteren Veranderungen
hineingetragen werden.

38. Eine der dramatischsten, wenn auch keineswegs universalen Aus-
wirkungen der technologischen Revolution war die drastische Verminderung
der mit der Uberwachung und Aufzeichnung der Arbeitsprozesse beauftragten
Arbeitnehmer. Heute speichern und verarbeiten Computer automatisch Infor-
mationen, die Manager und Produktionsleiter jederzeit abrufen konnen,
wodurch eine wesentliche Abflachung der Unternehmenshierarchie erreicht
wird. Vielféltige Fertigkeiten und die Fahigkeit, Verantwortung auszuiben,
werden in der auf Wissen beruhenden Wirtschaft hoch bewertet®. Im Vergleich
zur Ara der Massenproduktion, in der der gesamte ProduktionsprozeR in
zahllose, sich standig wiederholende Arbeitsvorgange zerlegt war, mussen die
Arbeitnehmer heute Initiative entwickeln und Wahlentscheidungen zwischen

18 Siehe auch IAA: Collective bargaining, competitiveness and employment protection (Genf, erscheint demnéchst); P. Auer, Employment revival in
Europe: Labour market successin Austria, Denmark, Ireland and the Netherlands (Genf, IAA, 2000) und L. Mishel und P. Voos: Unions and economic
competitiveness (New Y ork, Sharp, 1992); OECD: Employment Outlook (Paris,1999).

¥ R, Adams Assessing the extent of freedom of association and the effective right to bargain collectively in light of global developments,
Hintergrundpapier fir das InFocus-Programm Forderung der Erklarung (Genf, 1AA, 1999).

2 50 erfordern beispielsweise technologiebestimmte Veranderungen in der chemischen Industrie einen hoheren Ausbildungsstand fiir Techniker und
Betriebskréfte[|AA, Sektor Soziadialog, Programm Tétigkeiten nach Sektoren: Chemische Industrie (http://www.ilo.org/public/english/dialogue/
sector/sectors/chem.tm)].
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vielfdtigen Moglichkeiten treffen kénnen, die ihnen der Computer bietet. Dies
erfordert ein hoheres Mal3 an Fertigkeiten und Vertrauen und einen offeneren
Informationsaustausch am Arbeitsplatz.

39. Eine kollektive Vertretung am Arbeitsplatz ist keineswegs eine
Belastung und behindert nicht die Leistungsfahigkeit auf dem Markt, sondern
sie kann vielmehr ein hoheres Mal3 an Zusammenarbeit und Vertrauen fordern.
Die Arbeitgeber erkennen allmahlich, dal? dies ein entscheidender Vorteil sein
kann, da sie Arbeitnehmer bendtigen, die man vertrauensvoll Initiativen am
Arbeitsplatz ergreifen lassen kann. Auch die Arbeitnehmer mussen Vertrauen
in die Unternehmensleiter haben, wenn sie Arbeitsprozesse akzeptieren sollen,
die eine sténdige Anpassung notwendig machen. Mitsprache am Arbeitsplatz
und eine echte den Grundsétzen der Vereinigungsfreiheit entsprechende Mit-
wirkung liefern die Grundlagen fir Vertrauen und Zusammenarbeit bei der
Durchfiihrung von Veranderungen.

40. Die Integration der Kapitalmérkte war von stark schwankenden Zins-
sétzen und Wechselkursen und Verénderungen der Richtung und des Umfangs
der Kapitalstrome begleitet. Dies alles sind wichtige Faktoren, die die wirt-
schaftlichen Aussichten der Unternehmen beeinflussen. Unternehmendeiter
wissen, dal3 sich die finanziellen Parameter, die sie ihren Planungen zugrunde
legen, plotzlich verandern kdnnen, was die Fahigkeit zu raschen Anpassungen
erfordert, die u.a. auch die Endpreiskomponente Arbeitskosten betreffen. Der
Prozel3 der Kollektivverhandlungen und des Sozialdialogs erleichtert Verande-
rungen und bietet die Moglichkeit, bestehende Vereinbarungen unter Berlick-
sichtigung veranderter Umstande neu zu gestalten®. Die Integration der Kapi-
talmérkte bedeutet ferner, dal? eine Krise in einer Volkswirtschaft eine globale
wirtschaftliche Unsicherheit auslésen und damit rasche wirtschaftliche Anpas-
sungen erfordern kann. Auf Landesebene kann der Sozialdialog die sozialen
Abschlisse erleichtern, die zur Unterstitzung umfassenderer Anpassungs-
prozesse notwendig sind. Offensichtlich kommt es heute zu einer Anngherung
zwischen dem wachsenden Bedarf an Fahigkeiten zu Mikro- und Makro-
anpassungen einerseits und dem steigenden (wirtschaftlichen) Wert von Ein-
richtungen, mit deren Hilfe die direkte Mitsprache der Betroffenen erfolgreiche
Verénderungen und Anpassungen am Arbeitsplatz und in der Gesamtwirtschaft
fordern.

41. Obwohl die Erkenntnis wachst, dal3 Arbeitnehmermitbestimmung die
Produktivitét verbessert und die Leistung und Wettbewerbsféhigkeit des Unter-
nehmens steigert?, fehlt bei vielen Arbeitgebern immer noch eine offenere und
konstruktivere Haltung gegentiber Gewerkschaften. Wirksame Partnerschaften
setzen voraus, daid die Unternehmensleitungen Zeit investieren, um Beziehun-
gen zu entwickeln, die die Angst der Arbeitnehmer vor Veranderungen vermin-
dern. Auf Gewerkschaftsseite wird zuweilen immer noch ein ideologisch
gefarbter Konfrontationskurs verfolgt. Den Arbeitnehmern die Méglichkeit zu
bieten, einen sinnvollen Beitrag zur ProblemlGsung zu leisten, setzt willige
Partner, die Weitergabe von Informationen und die Entwicklung von Kanélen
fur eine kollektive Vertretung, eine echte Anhdrung und einen Dialog voraus.

2L M. Ozaki (Hrsg.): Negotiating flexibility (Genf, IAA, 1999).

22 giehe beispielsweise D.I. Levine und L. D’Andrea Tyson: , Participation, productivity and the firm's environment* , in A. Blinder (Hrsg.): Paying for
productivity (Washington D.C., Brookings Institution, 1990); J. StiglitzzDemocratic development as the fruit of labor, Keynote Address, Industrial
Relations Research Association, Boston, 2000; und IAA: Collective bargaining, employment protection and competitiveness, aa.O.
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Die Bereitschaft, den Gedanken einer Mitsprache am Arbeitsplatz zu akzep-
tieren, ist ein direkter Weg zur Wettbewerbsfahigkeit durch Produktivitatsstei-
gerung und Innovation, setzt jedoch sowohl auf seiten der Unternehmens-
leitungen als auch bei den Gewerkschaften Engagement und einschneidende
Anderungen traditioneller Verhaltensweisen voraus™.

42. Der offentliche Sektor steht unter einem &hnlichen Wettbewerbsdruck
wie der private Sektor. Staatliche Entscheidungen Uber die Hohe der Besteue-
rung und Kreditaufnahme kénnen nicht mehr uneingeschrankt getroffen wer-
den, was dazu gefiihrt hat, da? in vielen Landern die Uberwachung der Aus-
gabenpolitik der offentlichen Hand verschérft wurde. Zahlreiche staatliche
Unternehmen sind privatisiert oder wesentlich strenger kommerziell ausge-
richtet worden. Die Arbeitgeber im offentlichen Dienst sind dazu Uberge-
gangen, Managementtechniken zu Ubernehmen und anzupassen, die darauf
abzielen, die Leistung zu verbessern und die Arbeitskosten zu senken. In Lan-
dern, die strukturelle Anpassungen durchfiihren oder die sich in einer Periode
des Ubergangs befinden®, sind diese Probleme und Zwange noch gréRer. Der
Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte
kommt im o6ffentlichen Sektor eine ebenso grol3e ‘wirtschaftliche’ Bedeutung
zu. Kollektivverhandlungen kdnnen wesentlich dazu beitragen, Vereinbarungen
zu erreichen, die die Gesamthaushaltspléne nicht in Frage stellen und die
Qualitét der erbrachten Dienstleistungen verbessern.

43. Internationale Wirtschafts- und Arbeitgeberverbénde, die die Interessen
des privaten Sektors vertreten, haben die Notwendigkeit anerkannt, diesen
direkten Weg zur globalen Wettbewerbsféhigkeit einzuschlagen. Sie unter-
stitzen Initiativen im privaten Sektor, mit denen erreicht werden soll, dai3 die
Unternehmen soziale Verantwortung Ubernehmen. Soweit diese Initiativen aus-
dricklich auf alle vier Gruppen grundlegender Prinzipien und Rechte bel der
Arbeit verweisen, bieten sie hervorragende Mdglichkeiten fur ihre Verwirk-
lichung®. Eine Initiative ging 1999 vom Generalsekretér der Vereinten Natio-
nen aus, as er den ,Globalen Pakt® zwischen dem VN-System und der
Privatwirtschaft ins Leben rief. Im Rahmen des Globalen Paktes wird der
private Sektor angehalten, sich fur eine Reithe von Kernwerten in den Bereichen
Arbeit, Umwelt und Menschenrechte einzusetzen, um der globalen Wirtschaft
ein humanes Gesicht zu verleihen (siehe Kasten 1.1). Die Internationale Arbeit-
geber-Organisation (I0OE) hat diese Initiative aktiv unterstitzt und ale Arbeit-
geberverbande aufgefordert, sich ihr anzuschlielen®.

% Siehe W. Sengenberger und D. Campbell: Creating economic opportunities: The role of labour standards in industrial restructuring (Genf, I1AA,
Internationales Ingtitut fur Arbeitsfragen, 1994); und J. Stiglitz: Democratic development ..., aa.O, worin das Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Problem in
Arbeitsbeziehungssystemen (der Arbeitsplatz mit geringer Beteiligung und der Arbeitsplatz mit hoher Beteiligung) und die Bedeutung der
Arbeitnehmermitwirkung bei der Lsung dieses Problems erdrtert werden.

2 Siehe IAA: Joint Meeting on Human Resource Development in the Public Service in the Context of Structural Adjustment and Transition (Genf,
JMPS/1998/8, 14.-18. Dez. 1998).

% Die Arbeitsgruppe fiir die sozidle Dimension der Liberalisierung des Welthandels wies darauf hin, dal? unter den vier Gruppen grundlegender
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit der Vereinigungsfreiheit und den Kollektivverhandlungsrechten bei einigen dieser privaten Initiativen die geringste
Aufmerksamkeit gewidmet werde (GB.273/WP/SDL).

2 Auch andere Partner, darunter der Internationale Bund Freier Gewerkschaften (IBFG), haben diese Initiative aktiv unterstiitzt. Siehe
http://www.unglobalcompact.org/ge/UNWeb.nsf/content/partnersandinitiatives.htm.
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Kasten 1.1
Der Globale Pakt: Eine Herausforderung an die Wirtschaft

Der Globale Pakt fordert die Wirtschaft auf, eine Reihe von neuen
Kernwerten in den Bereichen Menschenrechte, Arbeitsnormen und
Umweltpraktiken zu bernehmen, zu unterstiitzen und zu verwirk-
lichen:

Menschenrechte

1. Die Unternehmen sollten den Schutz international
proklamierter Menschenrechte in ihrem Einflul3be-
reich unterstiitzen und beachten und

2. dafur Sorge tragen, dal sie nicht an Menschen-
rechtsverletzungen beteiligt sind.

Arbeit

3. Die Unternehmen sollten die Vereinigungsfreiheit
und die wirksame Anerkennung des Rechts auf
Kollektivverhandlungen verteidigen;

4. ebenso wie die Beseitigung aller Formen der
Zwangs- oder Pflichtarbeit;

5. die wirksame Abschaffung der Kinderarbeit und

6. die Beseitigung von Diskriminierungen in Beschéfti-

8. sich zur Forderung einer verstérkten Verantwor-
tung gegeniber der Umwelt verpflichten und

9. die Entwicklung und Verbreitung umweltfreund-
licher Technologien fordern.

Die Grundsétze 3 und 6 des Globalen Paktes fordern die Wirt-
schatft auf, globale Flihrungsfahigkeit zu beweisen, indem sie sich
fir die Werte einsetzt, auf denen menschenwiirdige Arbeit beruht:
Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen sowie Freiheit
von Diskriminierungen in der Beschéftigung, Kinderarbeit und
Zwangsarbeit.

Die IAO arbeitet gemeinsam mit den Mitgliedsgruppen und ihren
Wirtschaftspartnern darauf hin, die die Arbeit betreffenden Grund-
satze des Paktes in konkrete Manahmen umzusetzen, die eine
menschenwiirdige Arbeit und ein menschenwirdiges Leben —
an den Arbeitsplatzen und in den Betrieben in der ganzen Welt —
ermdglichen. Hierzu tragen landesspezifische Datenbanken, Aus-
bildungsprogramme und AuRendienstprojekte bei. Die Website
des Globalen Paktes bietet einen mihelosen Zugang zu IAO-
Informationen (iber die folgenden grundlegenden Fragen:

Was bedeutet jedes einzelne Prinzip, darunter die Vereinigungs-
freiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen?

Warum sollte sich die Wirtschatt fiir diese Werte einsetzen?

Was kann die Wirtschaft — am Arbeitsplatz und in den Betrieben

— tun?

Welche internationalen Dokumente bieten Richtlinien fiir die MaR3-

nahmen zur Verwirklichung dieser Prinzipien in der ganzen Welt?
Weitere I nformationen unter

http://mwmw.unglobal compact.org

gung und Beruf
Umwelt

7. Die Unternehmen sollten ein behutsames Vorgehen
in bezug auf Umweltprobleme unterstutzen;

Die Rolle des Staates bei der
Verwirklichung der Vereinigungs- und
Verhandlungsrechte in einer Welt des
Wandels

44. Staatliche Mal3nahmen und Gesetze tragen wesentlich dazu bei, die
Auslbung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte in
einer zunehmend wettbewerbsgepréagten Welt zu fordern oder zu beeintrach-
tigen. Die Unternehmen sind mit einem raschen Veranderungen unterliegenden
globalen Marktumfeld, darunter einem hochst volatilen Finanzsystem, kon-
frontiert, in dem sie gezwungen sein kdnnen, Arbeitsvorkehrungen kurzfristig
zu @ndern. Die Arbeitnehmer dagegen machen sich Sorge Uber die Sicherheit
der Beschéaftigung und der Einkommen. Ungleichheiten und Unsicherheiten
drohen den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu erschittern. Wie
wir gesehen haben, kann die Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und des
Rechts auf Kollektivverhandlungen die Leistungsfahigkeit des einzelnen Unter-
nehmens verbessern, weil sie die organisatorische und produktionstechnische
Flexibilitét und Innovationsfahigkeit fordert. Diese Rechte sind aber auch das
Instrument, mit dessen Hilfe die Armut und die Verteilungsprobleme, die die

Der grundsatzpolitische
Rahmen in einer globalen
Wirtschaft
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soziae Stabilitét bedrohen, angegangen werden konnen. Zunehmend wird aner-
kannt, dal3 Gerechtigkeits- und Verteilungsfragen zu den Faktoren gehoren, die
die Gesamtleistung einer Volkswirtschaft bestimmen und die Armut beein-
flussen. Die Regierungen stehen vor der Aufgabe, einen grundsatzpolitischen
Rahmen zu entwickeln, der Arbeitgebern und Arbeitnehmern dabei hilft, ein
Gleichgewicht zwischen dem Druck der Mérkte und der Notwendigkeit sozialer
Sabilitat zu erzielen.

45. Rein gesetzliche Regulierungsformen zur Erreichung dieses Gleichge-
wichts, auch wenn sie zundchst wichtig erscheinen und von den Sozial partnern
befiirwortet werden, sind weniger dynamisch als eine Regulierung durch
Mitsprache®’, wobei die minimalen gesetzlichen Rahmenbedingungen durch
Anhorungs- und Verhandlungssysteme erganzt werden. Diese durch ‘Mit-
sprache regulierten Systeme’ sollten nicht mit Systemen verwechselt werden, in
deren Rahmen der Staat es nur dem Markt erlaubt, die Beschaftigungsbe-
dingungen zu regulieren. In Systemen der Regulierung durch Mitsprache steht
vielmehr die Festsetzung der Beschéftigungsbedingungen durch Mitsprache-
verfahren im Vordergrund. Damit eine Regulierung durch Mitsprache wirksam
dazu beitragen kann, die Leistungsfahigkeit zu steigern und Gerechtigkeits- und
Verteilungsfragen anzugehen, missen die Arbeitsmarktinstitutionen stark,
représentativ und reagibel sein. Die Entwicklung solcher Mitspracheinstitu-
tionen und -verfahren mul? deshalb durch Vereinigungsfreiheit untermauert
sein und durch Verfahren der Konfliktbeilegung verstarkt werden, die eine
Reaktion auf Verdnderungen erleichtern. Abbildung 1.4 zeigt den Umfang, in
dem sich einzelne Lander fir eine Regulierung durch Mitsprache entschieden
haben. Entscheidend hierfur ist der Umfang, in dem die Lander Mitsprache-
verfahren anwenden, um die Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt festzusetzen.
Von den Landern, die sich verstérkt fur eine Regulierung durch Mitsprache
entschieden haben, haben nach jungsten Hinwiesen Danemark, Irland, die
Niederlande und Osterreich sowohl beim Beschaftigungsaufschwung al's auch
bei der Wirtschaftsleistung giinstig abgeschnitten®. Die Vielfalt der rechtlichen
und arbeitspolitischen Rahmenbedingungen in diesen Landern weist darauf hin,
dal’ es zwar durchaus unterschiedliche Moglichkeiten gibt, eine Regulierung
durch Mitsprache zu erreichen, dai jedoch alle diese Moglichkeiten auf Ver-
einigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen beruhen.

2" Siehe G. Standing: Global labour flexibility-seeking distributive justice (London, Macmillan Press Ltd., 1999), worin die Regulierung durch Gesetze,
die Regulierung durch den Markt und die Regulierung durch Mitsprache erortert werden.

28 P, Auer: Employment revival in Europe: Labour market successin Austria, Denmark, Ireland and the Netherlands (Genf, IAA, 2000).
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Abbildung 1.4. Regulierung durch Mitsprache und Vertretungssicherheit
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Quelle:  InFocus-Programm Erklarung, gestitzt auf Daten aus IAA: World Labour Report 1997-98 (Genf, 1997) und Country studies on the social
dimensions of globalization, Task Force on Country Studies on Globalization (Genf, IAA, erscheint demnéachst).

46. Der verstarkte Wettbewerb und die Notwendigkeit einer groReren  Diefreie Wahl der
Flexibilitét lassen einige Entscheidungstrager und Unternehmen glauben, dald  Verhandlungsebeneist der
dezentralisierte Kollektivverhandlungen besser geeignet sind, die wirtschaft-  Schliissel zur Erzielung
liche Leistung zu steigern, da sie der Marktposition einzelner Unternehmen  der besten Ergebnisse
besser und rascher Rechnung tragen. Dies war auch der Ausgangspunkt der
Beratung durch international e und regionale Finanzinstitute, die Verhandlungen
auf Unternehmensebene vorgeschlagen haben, wo die bisherigen Strukturen der
Entwicklung branchen- oder landesweiter L ésungen dienten. Solche Ratschlage
haben natirrlich Auswirkungen auf die Einrichtungen, deren Auftrag es ist, am
branchen- oder landesweiten Sozialdialog teilzunehmen. Ob eine Dezentra-
liserung tatschlich zu einer erhdhten wirtschaftlichen Leistung fahrt, ist
durchaus umstritten®. Die Lésung kénnte in einer Kombination von Verhand-
lungen und Partnerschaften auf verschiedenen Ebenen bestehen®. Entscheidend

2 Siehe beispielsveise L. Camfors und J. Drifill: “Bargaining structure, corporatism and macroeconomic performance’, in Economic Policy
(Cambridge, Cambridge University Press, 1988) Nr. 6, S. 19-61, S. Nickell: Unemployment and labour market rigidities: Europe versus North America,
in Journal of Economic Perspectives (Nashville, Tenn., 1997) Bd. 3; R. Di Tella und R. MacCulloch: The consequences of labour market flexibility:
Panel evidence based on survey data (Harvard University, 1998); R.J. Flanagan: “Macroeconomic performance and collective bargaining: An
international perspective’, in Journal of Economic Literature (Nashville, Tenn., 1999), Bd. XXXVII, S. 1150-1175.

30 S0 behindern beispielsweise in Mittel- und Osteuropa fehlende Kollektivverhandiungseinrichtungen auf Branchenebene die L6sung sektorspezifischer
Probleme. Siehe G. Casale (Hrsg.): Social Dialogue in Central and Eastern Europe (Budapest, I1AA, 1999).
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ist, daid ein echtes Verhandlungssystem nicht von aufen entwickelt — oder
abgeschafft — werden sollte, sondern dal3 es im Rahmen der nationalen
Volkswirtschaft von den Sozialakteuren frei gewahlt werden mul3. Dies setzt
starke und anpassungsfahige Arbeitsmarktinstitutionen und ihre Funktion im
Rahmen eines Systems voraus, das Spielraum fur alle Ebenen des Zusammen-
wirkens |af3t.

47. Damit sie wirksam zur Beseitigung der Armut beitragen, missen ent-
wicklungspolitische Malnahmen wirtschaftliche, soziale und politische
Aspekte in vollem Umfang einbeziehen. Wird nur ein Aspekt berticksichtigt,
koénnen die angestrebten Ergebnisse nicht erzielt werden. Sektorbegrenzte Ent-
wicklungsstrategien, bei denen wirtschaftliche und finanzielle Ziele im Vorder-
grund stehen, weil davon ausgegangen wird, dal3 in bezug auf soziale Ziele
gesonderte Maldnahmen getroffen werden, missen fehlschlagen oder kénnen
nur zu Teilerfolgen fihren. Die Bedirfnisse und Winsche der Erwerbsbevaol-
kerung auRer acht zu lassen, bedeutet in letzter Konsequenz, dal3 auch die
kurzfristigen wirtschaftlichen Gewinne zunichte gemacht werden. Die Mitwir-
kung an Strategien zur Verminderung der Armut setzt eine wirksame Mit-
sprache durch die kollektive Vereinigung von Interessen voraus. Dies wie-
derum setzt Vereinigungsrechte und Vertretungssicherheit voraus. Die Einhal-
tung dieser Rechte schafft Sozialkapital® und bahnt den Weg zu einer
menschenwirdigen Beschaftigung und menschenwirdigen Einkommen fur ale
Manner und Frauen und trdgt damit zur Verminderung von Armut und
Ungleichheit bei. Da die Gesamtzahl der Menschen, die mit weniger als zwei
Dollar am Tag leben missen, mit fast 3 Milliarden beinahe die Halfte der Welt-
bevélkerung ausmacht®, ist es eine vorrangige Aufgabe der internationalen
Gemeinschaft, grundsatzpolitische Voraussetzungen fur ein Umfeld zu schaf-
fen, in dem die produktive Beschéftigung und die Arbeitseinkommen im
Rahmen einer integrierten Weltentwicklungsstrategie gesteigert werden. Die
Gestaltung der Arbeitsbeziehung ist eine wichtige Komponente fir die Erfil-
lung dieser Aufgabe. Die Erkenntnis wéchst, dal die Einhaltung dieser Rechte
nicht nur ein erwinschtes Ergebnis der wirtschaftlichen Entwicklung ist, son-
dern auch ein wichtiges Mittel zur Verwirklichung einer nachhaltigen Entwick-
lung.

48. Dievon der IAO verfolgte Strategie zur Beseitigung der Armut fordert
nicht nur den Zugang zu gleichen Beschéaftigungsmoglichkeiten, sondern zielt
vor alem auch darauf ab, die Verhandlungsposition der Frauen zu starken und
innovative Methoden fir einen Sozialschutz zu entwickeln. Diese wiederum
bedingen die Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und des Rechts auf Kollek-
tivmal3nahmen.

8 Sozialkapital sind Netze und Verbindungen zwischen Institutionen und Beziehungen, die das Vertrauen und die Zusammenarbeit férdern und die
Qualitét des sozialen Zusammenwirkens einer Gesellschaft gestalten. Weltbank: World Development Report (New York, Oxford University Press,
1999).

32 http://www.worldbank.org/html/extdr/extme/jdwsp021600.htm.
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49. Die Verwirklichung dieser Rechte kann zu einer leistungsfahigeren und
wirksameren Funktion einzelner Sektoren der Wirtschaft beitragen, die fir eine
erfolgreiche Verminderung der Armut entscheidend sind. Die internationalen
Finanzingtitute haben zu Recht Investitionen im Bildungs- und Gesundheits-
wesen, in dem ein hoher Prozentsatz von Frauen beschéftigt ist, und der
Leistungssteigerung dieser Sektoren erhohte Bedeutung beigemessen. Die
Qualitat der von diesen Sektoren erbrachten Dienste hat einen eindeutigen Ein-
fluf’ auf die Produktivitdt der Erwerbsbevilkerung und das Allgemeinwohl der
Ménner und Frauen und damit auch auf den Umfang und die Verteilung der
Armut. Ein gut funktionierendes Bildungssystem ist ein wichtiges Instrument
im Kampf gegen ausbeuterische Kinderarbeit. Dennoch gibt es beispielsweise
im Bildungswesen haufig unzulangliche Arbeitsbeziehungen, die die bereits
durch finanzielle Zwange verursachten Belastungen noch erhdhen. Vereini-
gungsfreiheit und Kollektivverhandlungen kénnen dabei helfen, Losungen zu
finden, die es den offentlichen Diensten erméglichen, einen wirksamen Beitrag
Zu e3i3ner integrierten Armutsbekdmpfungs- und Entwicklungsstrategie zu lei-
sten™ .

50. Im Rahmen der Uberlegungen Uber die geeignetsten innerstaatlichen
Mal3nahmen in einer offenen Weltwirtschaft verlagert sich die Diskussion
langsam von dem sehr beschrankten Anliegen, ,den richtigen Preis zu finden®
und das Regelwerk zu stutzen, auf eine umfassendere Prifung, wie es am
besten moglich ist, den Markt in den Griff zu bekommen und Ausgewogenheit
zwischen sozialen und wirtschaftlichen Zielen zu erreichen. In einer offenen
Wirtschaft konnen die zur Wiederherstellung des makrotkonomischen Gleich-
gewichts erforderlichen grundsatzpolitischen Verénderungen, wie Abwertun-
gen oder Zinserhohungen, betrachtliche Verteilungskonsequenzen haben und
damit Konflikte ausdsen, die wiederum eine Anpassung verzogern. Unter-
suchungen haben gezeigt, dal? die Lander am meisten von der Integrierung in
die Weltwirtschaft profitiert haben, in denen es bereits Einrichtungen fir die
Behandlung von Konflikten gibt und die dadurch besser in der Lage sind, diese
Streitigkeiten zu bewaltigen®. Die Verwirklichung der Vereinigungsfreiheit
und das Recht auf Kollektivverhandlungen ermdglichen die Entwicklung sol-
cher Einrichtungen und bieten wichtige Verfahren (wobei es sich haufigum die
eine oder andere Form eines Sozialdialogs handelt) zur Erreichung einer breiten
Zustimmung zu Sozialregeln, die beispielsweise die Parameter fur umfassen-
dere Probleme wie Inflationsbekéampfung und Verminderung der Arbeits-
losigkeit festsetzen. Dabei fordern sie die soziale Leistungsfahigkeit, indem sie
eine Ausgewogenheit zwischen den Diktaten des globalen Marktes und sozia-
len Zielen bewirken. Der Wiederaufschwung nach der asiatischen Finanzkrise
hat gezeigt, welchen Wert und welche Bedeutung funktionsféhige Arbeits-
marktingtitutionen, Systeme fur Kollektivverhandlungen und die Verhitung
und Beilegung von Konflikten und der Sozialdialog bei der Bewéltigung der
Folgen der Krise und bei der Ermdglichung der wirtschaftlichen und sozialen
Erholung haben.

3 Siehe beispielsweise Berichte des Gemeinsamen Sachverstandigenausschusses der 1AO und der UNESCO firr die Durchfilhrung der Empfehlung
betreffend die Stellung der Lehrer (CEART), abrufbar auf der IAO-Website.

34 D. Rodrick: The new global economy and developing countries. Making openness work (Baltimore, John Hopkins University Press, 1999).
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1. KOLLEKTIVE VERTRETUNG IN DER NEUEN WELT DER ARBEIT

Grundlegende Prinzipien und Rechte
bei der Arbeit in einer globalen

Wirtschaft
Eine soziale Saule fur die 51. Die Globalisierung bietet gewaltige neue Moglichkeiten. Diese sind
entstehenden jedoch im algemeinen auf bestimmte Regionen und Gruppen konzentriert, und
Steuerungsstrukturen der zahlreichen Landern (Arbeitgebern und Arbeitnehmern) bringt die Globali-
globalen Wirtschaft sierung keinen Nutzen. Deshalb ist es nicht Uberraschend, dal3 viele Menschen

in Entwicklungsdandern sowie Arbeitnehmer in traditionellen Berufen in den
Industriel@ndern den Prozel3 der Globalisierung und das Welthandel ssystem als
Gefahren empfinden. Diese Sicht hat bereits zu sozialen Protesten auf den
Stral3en in Genf, Seattle und Davos gefiihrt. Wenn die soziale Legitimitét des
Prozesses in Frage gestellt wird, muf3 dartiber nachgedacht werden, wie die
wirtschaftliche und soziale Steuerung der Weltwirtschaft aussehen sollte. Die
Erkl&rung der 1AO ist eines der Instrumente zur FOrderung sozialer Ziele
innerhalb der globalen Wirtschaft. Die Wahrung der Vereinigungsfreiheit und
der Kollektivverhandlungsrechte ist fir Manner und Frauen in der Welt der
Arbeit unverzichtbar, wenn sie sich Gehor verschaffen und ihren gerechten
Anteil an den Friichten der Globalisierung einfordern wollen.

... In der Erwagung, dal wirtschaftliches Wachstum wesentlich
ist, aber nicht ausreicht, um Gerechtigkeit, sozialen Fortschritt
und die Beseitigung von Armut zu gewahrleisten, was bestétigt,
dal die IAO starke Sozialpolitiken, Gerechtigkeit und demokra-
tische Institutionen férdern muf3 ..."

Erklarung der IAO Uber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der
Arbeit, Préambel, Absatz 2.

Festigung der Demokratie 52. Die Bedeutung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen fir die Aufrecht-
und Einbeziehung einer erhaltung wirtschaftlicher Stabilitét findet immer wieder starke Beachtung; die
sozialen Komponentein die  in der Erklarung Uber grundiegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit
globale Wirtschaft verankerten sozialen Rahmenbedingungen aber leisten einen wichtigen Beitrag

zur Einbeziehung einer sozialen Komponente in eine globale Wirtschaft. Der
Nutzen kann betréchtlich erhéht werden, wenn es eine frele Gewerkschafts-
bewegung, unabhdngige Arbeitgeberorganisationen und mitwirkende Zusam-
menschlisse in der Zivilgesellschaft gibt. Diese Institutionen der Gesellschaft
konnen eine entscheidende Rolle bei der Bestimmung des Umfangs und der
Qualitét demokratischer Rechenschaftspflicht spielen und damit eine transpa-
rentere (und leistungsfahigere) Politik der offentlichen Hand sowie einen
besseren Sozialschutz gewéhrleisten. Dies ist in einer von wirtschaftlicher
Instabilitdt gekennzeichneten globalen Wirtschaft zweifellos von Vorteil. Eine
wesentliche Aufgabe flr Regierungen, internationale multilaterale und finan-
zielle Ingtitutionen und internationale Wirtschaftsakteure besteht darin, die
Einrichtungen und Verfahren zu stérken, die die Verwirklichung der Grund-
sdtze der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungen fordern.

.Die von der Demokratie gebotene Sicherheit wird unter
Umstanden nicht schmerzlich vermif3t, wenn ein Land glicklich
genug ist, keine ernsten Probleme zu haben, wenn alles rei-
bungslos lauft. Tatsachlich aber kann hinter der Fassade eines
gesunden Staates die drohende Gefahr der Unsicherheit lauern,
die von Veranderungen der wirtschaftlichen oder anderen Ver-
haltnissen oder von unkorrigierten Fehlern der Politik ausgeht ...
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1. KOLLEKTIVE VERTRETUNG IN DER NEUEN WELT DER ARBEIT

Die schiitzende Rolle der Demokratie wird schmerzlich vermifit,
wenn sie am dringendsten bendtigt wird.”

(Rede von Professor Amartya Sen, Nobelpreistrager fir Wirtschafts-
wissenschaften, vor der Internationalen Arbeitskonferenz, 87. Tagung,
Genf, 1999)*

53. Internationale Finanzorganisationen haben erkannt, daf die ingtitutio-  Engere Zusammenarbeit

nellen Strukturen, in denen die Méarkte sich entwickeln, und der Prozef3, durch  zwischen internationalen
den Reformen entwickelt und durchgefuhrt werden, entscheidend fur ihren  Einrichtungen
Erfolg sind. In dem vom Internationalen Wahrungsfonds erstellten Artikel 1V-
Aufsichtsbericht Gber Indonesien 1999 wird die Entscheidung der Regierung
begriif}t, die grundlegenden Ubereinkommen der 1AO zu ratifizieren®. Im
Rahmen umfassenderer Konsultationen treffen Mitarbeiter des IWF und der
Weltbank in vielen Landern hdufiger mit Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbanden zusammen, was dazu fihrt, daf? die Ansichten dieser Organisationen
bei Mal3nahmen im Zusammenhang mit finanzierten Programmen berticksich-
tigt werden. Auch die ingtitutionelle Zusammenarbeit zwischen der IAO und
den internationalen Finanzinstituten ist verbessert worden, darunter auch in
bezug 3z,a7uf die von diesen Instituten verfolgten Strategien zur Verminderung der
Armut®’.

Schluf3folgerung

54. Die Vereinigungsfreiheit, das Vereinigungsrecht und das Recht zu  Gefahren flr eine
Kollektivverhandlungen sind grundiegende Menschenrechte, die in der ganzen  menschenwiirdige Arbeit
Welt eingehalten werden miissen. Die Einhaltung dieser Prinzipien und Rechte  im 21. Jahrhundert
ist gut fir die Wirtschaft, fur die Gewerkschaften, fur die Regierungen und fir
die Zivilgesellschaft, und zwar sowohl auf innerstaatlicher wie auch auf inter-
nationaler Ebene. Dennoch erkennen Unternehmen, &ffentliche Arbeitgeber
und Behdrden nicht immer, dal’ diese Rechte zur wirtschaftlichen Leistung und
gerechten Entwicklung beitragen. Wie in diesem Kapitel gezeigt wurde, hat die
Globalisierung auch Auswirkungen auf die Austibung der Vereinigungsfreiheit,
die Kollektivverhandlungsrechte und die Institutionen, die Vertretungssicher-
heit bieten. Sowohl in der formellen wie auch in der informellen Wirtschaft
ist in der Welt der Arbeit eine betr&chtliche Vertretungsiicke entstanden.

Im folgenden Kapitel wird die weltweite Situation in bezug auf die Einhaltung
dieser Prinzipien und Rechte betrachtet. Wo sind diese Prinzipien und Rechte
bedroht und warum?

35 http://mirror /public/english/standards/relmvilc/87/a-sen.htm.
36 Siehe: ,IMF Concludes Article IV Consultation with Indonesia”, in Public Information Notice No. 99/33 (Washington, IWF, 1999).

7 Im Verlauf ihrer Uberpriifung der im Rahmen der Folgemalnahmen zur Erklarung zu tbermittelnden Jahresberichte haben die sachverstandigen
Berater fur die Erklarung der IAO festgestellt, die Berichte hétten Informationen geliefert, die die anhaltenden Bemihungen der IAO rechtfertigten, bei
den internationalen und regionalen Finanzingtituten das Verstandnis der grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und dafur, wie ihre
Einhaltung im Rahmen eines gesunden Wirtschaftswachstums erzielt werden sollte, zu verstérken. Siehe IAA: Review of annual reports, aaO., Tell I,
GB.277/3/11, Abs. 66, S. 16.

27 MITSPRACHE AM ARBEITSPLATZ






2. Das Gesamtbild

Einleitung

55. Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungsrechte sind wesentliche
Elemente einer langfristigen Wettbewerbsfahigkeit und nachhaltigen Entwick-
lung und entscheidend im Kampf gegen die wachsende Unsicherheit und das
zunehmende soziale Unbehagen. Dennoch ist die Einhaltung dieser grund-
legenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit nicht tberall und von allen
erreicht worden. In diesem Kapitel wird untersucht, wie weit diese Prinzipien
und Rechte in aller Welt verwirklicht worden sind. Auf der Grundlage von
Informationen, die auf den Aufsichtsverfahren der IAO und Regierungs-
berichten im Rahmen der Anschluf3mal3nahmen zur Erkl&rung beruhen, werden
die in den letzten Jahren erzielten Fortschritte bewertet und etwaige nach wie
vor bestehende Probleme und ihre Ursachen ermittelt. Schliefdlich werden
Informationen aus den nach der Erklérung vorzulegenden jahrlichen Berichten
hervorgehoben, die positive Mal3nahmen der Mitgliedstaaten in bezug auf die
Gewdhrung der Vereinigungsfreiheit und die wirksame Anerkennung des
Rechts auf Kollektivverhandlungen betreffen.

Demokratie und birgerliche Freiheiten

56. Zwei der wichtigsten Errungenschaften des letzten Jahrhunderts waren
die Kodifizierung und Férderung der — burgerlichen, politischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen — Menschenrechte und die Festigung der
Demokratie in allen Regionen. Dabei sind die Festigung der Demokratie und
die Erweiterung der Vereinigungsfreiheit nicht zu trennen. Dies haben in
jungster Zeit vor allem die Entwicklungen in Chile, Indonesien, Mosambik,
Polen, Sidafrika und anderen Léndern bewiesen. Die Anerkennung der Ver-
einigungsfreiheit ist seit der Grundung der IAO im Jahr 1919 in ihrer
Verfassung verankert. Und vor rund 30 Jahren hat die Internationale Arbeits-

* Die wesentlichen Aspekte dieser Aufsichtsverfahren werden in Kapitel 3 beschrieben.
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konferenz den Zusammenhang zwischen der Auslbung der Vereinigungs-
freitheit und der Kollektivverhandlungsrechte einerseits und den grundlegenden
birgerlichen Freiheiten andererseits mit der Annahme einer einschlégigen
Entschliefdung (siehe Kasten 2.1) anerkannt.

Kasten 2.1

EntschlieSung betreffend die gewerkschaftlichen Rechte und ihre Beziehungen

zu den birgerlichen Freiheiten?2

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation a) das Recht auf Freiheit und Sicherheit der Person
; _ _ und das Recht, nicht willkiirlich festgenommen
1. erkennt an, daB die den Arbeitnehmer- und Arbeit- und in Haft gehalten zu werden:;
geberverbanden zuerkannten Rechte auf der Ach- b) das Recht auf freie MeinungsauRerung und ins-
g Jeref _burgerllchen - reiheiten beru_hen besondere die Freiheit, Meinungen unangefoch-
mussen, die insbesondere in der Allgemeinen ten anzuhangen und Ideen mit allen Verstandi-
Erklarung der Menschenrechte und im Weltpakt fur gungsmitteln ohne Riicksicht auf Grenzen zu
blrgerliche und politische Rechte verkiindet wor- suchen. zu empfanaen und zu verbreiten:
den sind, und daf® das Nichtvorhandensein dieser 0 de Ver’sammlul?] sf?eiheit' ’
burgerlichen Freiheiten den Begriff der gewerk- Q) d g N
schaftlichen Rechte jedes Sinngehalts beraubt; ) das Recht auf ein der Billgkeit entsprechendes
2. legt besonderes Gewicht auf die folgenden, in der Verfahren vor einem unabhangigen und unpartei-
Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte defi- ischen Gericht; _
nierten burgerlichen Freiheiten, die fir die normale e) das Recht auf Schutz des Eigentums der

Ausiibung der gewerkschaftlichen Rechte wesent-

Gewerkschaften ....

lich sind;

MITSPRACHE AM ARBEITSPLATZ

57. Wiejedoch die Schluf¥folgerungen der Aufsichtsorgane der IAO zeigen,
ist die Einschrankung und gelegentlich sogar die Unterdriickung burgerlicher
Freiheiten auch heute noch eine der Hauptursachen fur Verletzungen der
Vereinigungsfreiheit. Die sachverstandigen Berater fur die Erkldrung der IAO
haben auf den , kritischen Zusammenhang zwischen Vereinigungsrechten der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und den biirgerlichen Freiheiten® hingewie-
sen. Zwar konnten in den letzten Jahren einige Verbesserungen in dieser
Hinsicht verzeichnet werden, doch betreffen nach wie vor etwa ein Drittel aller
beim AusschuR fiir Vereinigungsfreiheit eingereichten Klagen®* — aus
schliefdlich oder zum Teil — Verletzungen der blrgerlichen Freiheiten (siehe
Abbildung 2.1).

2 Angenommen von der Internationalen Arbeitskonferenz auf ihrer 54. Tagung am 25. Juni 1970.

3 Review of the annual reports under the Declaration on Fundamental Principles and Rights at Work, Part |, Introduction of the ILO Expert-Advisersto
the annual reports (Genf, 2000, GB.277/3/1), Anh. 6, S. 60.

“ Der dreigliedrige |AA-AusschuR fiir Vereinigungsfreiheit nimmt von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbanden Behauptungen tber Verletzungen der
Grundsitze der Vereinigungsfreiheit durch Mitgliedstaaten der IAO entgegen, unabhéngig davon, ob die betreffenden Ubereinkommen von dem
jeweiligen Land ratifiziert worden sind oder nicht. Er prift den Inhalt der Fale und arbeitet Schluffolgerungen und Empfehlungen aus, die dem
Verwaltungsrat unterbreitet werden. Zu Einzelheiten Uber dieses und andere Verfahren siehe D. Tajgman und K. Curtis: Freedom of Association: A
user’sguide: Standards, principles and procedures of the International Labour Organization (Genf, IAA, 2000).
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Abbildung 2.1. IAA-Ausschul? fir Vereinigungsfreiheit

Geprufte Behauptungen nach Art der Einschrankung
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58. Im Verlauf der letzten zehn Jahre hat der Ausschul? fur Vereinigungs-
freiheit Behauptungen tber Verletzungen von Gewerkschaftsrechten behandelt,
die folgendes betrafen®:

m Fdle von Mord und/oder Verschwinden (z.B. Dominikanische Republik,
Ecuador, Guatemala, Indien, Indonesien, Kolumbien);

m Tatlichkeiten gegen Personen (z.B. Athiopien, Argentinien, China, Ecuador,
Guatemala, Haiti, Kolumbien, Mauritius, Smbabwe, Sudan, Zentralafrika-
nische Republik);

m Verhaftungen und Inhaftierungen (z.B. Athiopien, China, Cote d’lvoire,
Demokratische Republik Kongo, Dschibuti, EI Salvador, Gabun, Guinea,
Guinea-Bissau, Indonesien, Kap Verde, Republik Korea, Libanon, Marokko,
Niger, Nigeria, Pakistan, Panama, Paraguay, Senegal, Sudan, Swasiland,
Zentralafrikanische Republik);

m Exilierung (z.B. Bahrain, Myanmar);

m Behinderungen der Bewegungsfreiheit (z.B. Bangladesch, Kolumbien,
Kongo);

m Verletzungen der Versammlungsfreiheit (z.B. Kenia, Smbabwe), der
Demonstrationsfreiheit (z.B. Belarus, China, Cbte d'lvoire, Dschibuti,
Indien, Mauritius, Senegal, Swasiland), der Meinungsfreiheit und der Frei-
heit der Meinungsaul3erung (z.B. China, Ecuador, Marokko);

® Die nachstehenden und an anderer Stelle dieses Kapitels genannten Beispiele sind nur Beispiele. Sie kénnen keine vollstandige Liste anhangiger Félle
oder erzielter Fortschritte sein. Ein umfassenderes Bild der anstehenden Fragen und Probleme geben die letzte Allgemeine Erhebung des
Sachverstandigenausschusses Uber diesen Gegenstand: Freedom of Association and Collective Bargaining, Bericht IIl, Teil 4B, Internationae
Arbeitskonferenz, 81. Tagung, Genf, 1994, und die Jahresberichte des Sachversténdigenausschusses fiir die Durchfilhrung der Ubereinkommen und
Empfehlungen, die im Normenausschul der Internationalen Arbeitskonferenz erortert werden (sein Bericht erscheint als vorlaufiger
Verhandlungsbericht der Konferenz und kann auf der Website der |AO abgerufen werden).
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m Verletzungen von gewerkschaftlichen Raumlichkeiten und Gewerkschafts-
eigentum (z.B. Athiopien, Bulgarien, Cote d’lvoire, Libanon, Nicaragua,
Russische Fdderation, Senegal, Ukraine, Zentralafrikanische Republik);

m Ausrufung des Ausnahmezustands und Aufhebung blrgerlicher Freiheiten
(z.B. Balivien).

59. Besonders schwerwiegende Probleme verursachen Situationen, in
denen das Rechtsstaatsprinzip weitgehend aul3er acht bleibt und die elemen-
taren Voraussetzungen fur ordnungsgemal3e Verfahren nicht gegeben sind. Das
gleiche gilt, wenn Akte extremer Gewalt gegen Gewerkschafter praktisch straf-
los bleiben, da es keine Verhaftungen, Gerichtsverfahren oder Verurteilungen
gibt. In solchen Fallen mussen konzertierte Bemuhungen ebenso sehr der Wie-
derherstellung der staatlichen Autoritét und der Gewahrleistung des Rechts-
schutzes dienen wie dem allgemeinen Schutz der Gewerkschaftsrechte.

60. Neben den vom Ausschul3 fir Vereinigungsfreiheit gepriften Fallen hat
der dreigliedrige Konferenzausschuld der IAO fur die Durchfihrung der Nor-
men seit 1990 15 besondere Falle der Nichtdurchfiihrung der Ubereinkommen
Nr. 87 und 98 hervorgehoben (die Kamerun, Kolumbien, Marokko, Myanmar,
Nigeria, Panama und Swasiland betrafen). Die Generalversammlung der Ver-
einten Nationen hat in ihrer jingsten Resolution Uber die Lage der Menschen-
rechte in Myanmar die anhaltende Verletzung dieser Rechte in diesem Land,
darunter , die Verweigerung der Vereinigungsfreiheit® beklagt, ein Problem,
auf das die Aufsichtsorgane der IAO seit langerer Zeit immer wieder hinge-
wiesen haben.

61. Andererseits ist es ermutigend, dal3 in diesem Zehnjahreszeitraum in
mehreren Landern, auch in den vorstehend erwahnten, bedeutende Verbesse-
rungen bei der Gewahrung der birgerlichen Freiheiten festzustellen waren, vor
allem in bezug auf die Freilassung inhaftierter Gewerkschafter (z.B. in Indo-
nesien, der Republik Korea, Nigeria, Swasiland) und inhaftierter Arbeitgeber
(z.B. in Nicaragua) sowie die Aufhebung eines Ausnahmezustands (z.B. in
Bolivien). Auch die grundlegenden Rechte der Vereinigungsfreiheit wurden
haufig wiederhergestellt, nachdem Lander, in denen zuvor eine Diktatur oder
das Kriegsrecht herrschten, zur Rechtsstaatlichkeit und Demokratie zuriickge-
kehrt waren (z.B. Nigeria), oder aber in Landern, die umfassende politische und
wirtschaftliche Reformen durchgeftihrt haben (z.B. Indonesien, Sidafrika).

Vertretungssicherheit

62. Das Vereinigungsrecht ist das entscheidende Erméchtigungsrecht und
der Schliissel zur Ausiibung eines breiten Spektrums anderer Rechte bei der
Arbeit. Wenn Arbeitgebern und Arbeitnehmern die Vereinigungsmdglichkeit
verweigert wird, werden sie keinen Zugang zu diesen anderen Rechten haben.
Die im vorangegangenen Kapitel angefiihrten Argumente haben deutlich
gemacht, dal3 es fur ale Beteiligten und fir die Gesellschaft insgesamt von
Nutzen ist, wenn das Vereinigungsrecht in vollem Umfang eingehalten und zur
Grundlage konstruktiver Arbeitsbeziehungen wird. Dennoch gibt es nach wie

8 Vereinte Nationen: Von der Generalversammlung angenommene Resolution: Menschenrechtssituation in Myanmar (A/RES/54/186, angenommen am
17. Dez. 1999 (Abs. 5)).
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vor umfassende und gelegentlich schwerwiegende Verletzungen des Vereini-
gungsrechts. In diesem Abschnitt werden die Besonderheiten dieser Verletzun-
gen aufgezeigt und die Griinde behandelt, warum sie nach wie vor andauern.

63. Die offensichtlichsten Verweigerungen des Vereinigungsrechts finden  Besonderheiten der
sich in den Gesetzen mehrerer Lander, die die unabhangige Grindung jeder Art  Gesetzgebung und Praxis
von Organisation durch alle Arbeitnehmer oder bestimmte Arbeitnehmer-  haben schwerwiegende
gruppen verbieten oder die Freiheit von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern  Folgen fiir das
einschrénken, Verbande ihrer Wahl zu bilden und ihnen beizutreten. In den  vereinigungsrecht
letzten Jahren sind allerdings betréchtliche Fortschritte bei der Aufhebung
solcher Beschrankungen erzielt worden. Soweit sie jedoch immer noch
bestehen, stellen sie einige der schwerwiegendsten Verstof3e gegen die grund-
legenden Prinzipien der Vereinigungsfreiheit dar. Weniger offensichtlich, doch
ebenso schandlich sind aul3ergesetzliche oder informelle Verweigerungen oder
Behinderungen des Vereinigungsrechts. Hiergegen anzugehen, setzt einen
angemessenen Schutz gegen gewerkschaftsfeindliche Diskriminierungen vor-
aus. Es erfordert aber auch vorgreifende Mal3nahmen, die darauf abzielen, dald
das Vereinigungsrecht als solches und die Vorstellung, dald seine Verletzung
weder nitzlich noch tolerierbar ist, breiteste Anerkennung finden. Die alles
Uberragende Aufgabe besteht darin, sowohl in den formellen als auch in den
informellen Volkswirtschaften ein Klima zu schaffen, das eine frele Ver-
einigung ermdglicht und in dem die in einer solchen Vereinigung zusammen-
geschlossenen Personen ohne Furcht vor negativen Konsequenzen tétig werden
konnen.

64. Heutzutage sind direkte Verbote jeder Art von Arbeitnehmerverband  Offensichtliche
selten (z.B. Oman, Saudi-Arabien, Vereinigte Arabische Emirate). Einige  Verletzungen
Lander (z.B. Bahrain, Katar) erlauben nur Arbeitnehmerausschiisse, Arbeits-
réte oder Wohlfahrtsverbéande, deren Handlungsfreiheit stark beschrankt ist und
die deshalb nicht als unabhéngige Arbeitnehmerverbande bezeichnet werden
konnen. In anderen Landern wiederum sind Gewerkschaften nach dem Gesetz
erlaubt, doch wird ihre Zulassung verweigert (z.B. in Aquatorialguinea).

65. Eine haufigere Form der Verweigerung des Vereinigungsrechtsist dort ~ Gesetzlich verankerte
gegeben, wo Regierungen einzelne Organisationen vorschreiben, denen Arbeit-  Monopole
geber oder Arbeitnehmer angehdren kénnen, wahrend alle anderen als unge-
setzlich gelten und unterdriickt werden. Diese Art von gesetzlich verankertem
Monopol steht in direktem Widerspruch zum Recht der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer, Verbande ihrer Wahl zu bilden und ihnen beizutreten. In einer
von der Internationalen Arbeitskonferenz 1952 angenommenen Entschlief3ung
Uber die Unabhangigkeit der Gewerkschaftsbewegung wird die Bedeutung
dieser Frage unterstrichen und die Tatsache hervorgehoben, dal3 unabhangig
von den Vorteilen, die eine einheitliche Vereinigung und Vertretung von
Arbeitgebern und Arbeitnehmern bieten mag, stets die Moglichkeit des Plura-
lismus bestehen mul? (siehe Kasten 2.2). Einheit mul3 frei gewahlt und darf
nicht erzwungen sein. Ebenso muf3 Pluralismus das Ergebnis einer freien
Wahlentscheidung und nicht eines &uf3eren Zwangs sein.
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Kasten 2.2

Entschliefung tber die Unabhangigkeit der Gewerkschaftsbewegung’ (Ausziige)

Die Internationale Arbeitskonferenz

ist der Auffassung, dalR eine stabile, freie und unabhéangige
Gewerkschaftshewegung eine wesentliche Voraussetzung fiir gute
Arbeitshbeziehungen ist und ganz allgemein zur Verbesserung der
sozialen Verhaltnisse in jedem Land beitragen sollte,
stellt fest, daB es hinsichtlich der Beziehungen zwischen der
Gewerkschaftsbewegung und den politischen Parteien je nach
Land zwangslaufig erhebliche Unterschiede gibt,
ist der Meinung, dal3 eine politische Zugehdrigkeit oder politische
Betatigung der Gewerkschaften von den innerstaatlichen Verhalt-
nissen in jedem Land abhangt;
vertritt nichtsdestoweniger die Ansicht, daf es bestimmte Grund-
satze gibt, die auf diesem Gehiet aufgestellt werden sollten und
die zum Schutz der Freiheit und Unabhéngigkeit der Gewerk-
schaftshewegung und ihrer grundlegenden Aufgabe, die sozialen
und wirtschaftlichen Verhéltnisse der Arbeitnehmer zu verbessern,
unbedingt erforderlich sind;

nimmt ... die folgende EntschlieBung an:

1. Grundlegende und bleibende Aufgabe der Gewerk-
schaftsbewegung ist die Verbesserung der wirt-
schaftlichen und sozialen Verhaltnisse der Arbeit-
nehmer.

2. Die Gewerkschaften haben auch eine wichtige Rolle
in Zusammenarbeit mit anderen Organen bei der
Forderung der sozialen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung und der Gemeinschaft insgesamt in jedem
Land zu spielen.

3. Zu diesem Zweck ist es unbedingt erforderlich, daf3
die Gewerkschaftsbewegung eines jeden Landes
ihre Freiheit und Unabhéngigkeit bewahrt, um in
der Lage zu sein, unabhéngig von politischen Ver-
anderungen ihren wirtschaftlichen und sozialen
Auftrag zu erfillen

Voraussetzung fur diese Freiheit und Unabhangig-
keit ist u.a., daB die Gewerkschaften Mitglieder
ungeachtet ihrer Rasse, ihrer Herkunft oder ihrer
politischen Zugehdrigkeit aufnehmen und ihre
gewerkschaftlichen Ziele auf der Grundlage der
Solidaritat und der sozialen und wirtschaftlichen
Interessen aller Arbeitnehmer verfolgen.

Wenn Gewerkschaften in Ubereinstimmung mit der
innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis ihrer
jeweiligen Lander und auf BeschluR ihrer Mitglieder
beschlielen, Beziehungen zu einer politischen Par-
tei aufzunehmen oder verfassungsgeméafRe politi-
sche MafRnahmen als Mittel zur Forderung ihrer
wirtschaftlichen und sozialen Ziele zu ergreifen,
sollten derartige politische Beziehungen oder MaR-
nahmen nicht so beschaffen sein, dai3 sie das Fort-
bestehen der Gewerkschaftsbewegung oder ihrer
sozialen und wirtschaftlichen Aufgaben unabhéan-
gig von politischen Veranderungen in dem jeweili-
gen Land geféhrden.

Regierungen, die zwecks Durchfiihrung ihrer Wirt-
schafts- und Sozialpolitik eine Zusammenarbeit mit
den Gewerkschaften anstreben, sollten anerken-
nen, dafll der Wert dieser Zusammenarbeit weit-
gehend von der Freiheit und Unabhangigkeit der
Gewerkschaftsbewegung als wesentlichem Faktor
zur FOrderung des sozialen Fortschritts abhéngt,
und sollten nicht den Versuch unternehmen, die
Gewerkschaftsbewegung in ein Instrument zur For-
derung politischer Ziele zu verwandeln oder in die
normalen Aufgaben einer Gewerkschaftsbewegung
einzugreifen, weil diese eine freigewéhlte Bezie-
hung zu einer politischen Partei eingegangen ist.

Deutlicher Riickgang der
Kontrolle der

Gewer kschaftsbewegung
durch den Staat
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66. Der bemerkenswerteste Fortschritt, der in bezug auf das Vereini-
gungsrecht in den letzten Jahren erzielt wurde, war die Aufhebung staatlich
geforderter und kontrollierter Gewerkschaftsmonopole. Diese Verédnderung
betraf in sehr groRem Umfang Mittel- und Osteuropa sowie Afrika (z.B.
Algerien, Belarus, Bulgarien, Guinea, Kap Verde, Kongo, Madagaskar, Mon-
golei, Polen, Ruménien, Russische Fdderation, Ruanda, Vereinigte Republik
Tansania, Ukraine, Ungarn). Der Prozel3 war zwar zwangsl&ufig von betrécht-
lichen Schwierigkeiten begleitet, beispielsweise in bezug auf die Verteilung der
Vermogenswerte ehemaliger Monopolorganisationen und die Gleichbehand-
lung zwischen diesen und den neu gebildeten Verbanden, bedeutet jedoch ganz
eindeutig einen qualitativen Wandel von historischen Ausmalen.

7 Angenommen von der Internationalen Arbeitskonferenz auf ihrer 35. Tagung am 26. Juni 1952.
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67. Dennoch gibt es nach wie vor Félle, in denen der Staat ein Monopol
hat. Dies ist im allgemeinen in Landern der Fall, in denen auch die politische
Macht von einer einzigen Partei ausgelibt wird und wo es eine etablierte oder
organische Verbindung zwischen denen, die die politische Macht austiben, und
den vorgegebenen Akteuren in der Welt der Arbeit gibt (China, Irak, Kuba,
Sudan, Arabische Republik Syrien, Vietnam). In solchen Situationen sind
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbéanden den Organen der politischen Macht
untergeordnet. Das Recht, frei Organisationen zu bilden und ihnen beizutreten,
ist mit einer Einparteienherrschaft nicht vereinbar.

68. Einige Elemente der Rahmenbedingungen fur die heutigen Gewerk-
schafts- und Arbeitgebermonopole unterscheiden diese jedoch von jenen, die in
einem wirtschaftlichen Umfeld existierten, das vom Staat beherrscht wurde und
der zentralen Planung unterlag, und die seit Ende der achtziger Jahre ver-
schwunden sind. Privatunternehmen und tberhaupt private wirtschaftliche und
sozide Initiativen spielten in diesen Situationen kaum eine Rolle, und aus-
landische Direktinvestitionen hatten der Unterstitzung vom Staat festgel egter
Ziele zu dienen. Heute dagegen ist der Raum, der den Marktkréften und priva-
ten Akteuren gelassen wird, in einigen Fallen dramatisch gewachsen. Staatliche
Monopolorganisationen sehen sich deshalb neuen und ungewohnten Heraus-
forderungen gegentiber.

69. Daneben gibt es einige wenige Félle (Brasilien, Nigeria), in denen es
nach wie vor auf verschiedenen Ebenen gesetzlich vorgeschriebene Gewerk-
schaftsmonopole gibt, obwohl ein politischer Pluralismus herrscht und unter
Umsténden keine offensichtlichen Beschrankungen der Unabhéangigkeit von
Gewerkschaften bestehen. So gibt es zwar im Fall Brasiliens gesetzlich vor-
geschriebene Gewerkschaften, doch herrscht in der Praxis eher ein gewerk-
schaftlicher Pluralismus. Es ist moglich, dal3 gewisse Einschrénkungen des
Vereinigungsrechts der Besorgnis der Regierungen entsprechen, sie waren
durch die Existenz von mehr als einer Organisation in einem bestimmten Tétig-
keitsbereich Uberfordert. Unter anderen innerstaatlichen Verhéltnissen hat auch
Uganda noch nicht die Gesetze aufgehoben, die einen einzigen zentralen
Gewerkschaftsbund vorschreiben.

70. In Argentinien, Belarus, Cote d'Ivoire, Indonesien und der Republik
Korea sind vor allem auf Bundesebene in jlngster Zeit wichtige alternative
Mitspracheorgane zugelassen worden. Um ein Gleichgewicht zwischen dem
Pluralismus und einem geordneten Arbeitsbeziehungssystem zu gewahrleisten,
konnte es zweckmadig sein, zunachst Maldnahmen zur Anerkennung unter-
schiedlicher Stufen der Représentativitdt ins Auge zu fassen und dabei den
représentativsten Organisationen gewisse Vorrechte einzurdumen und anderen
Berufsverbanden angemessene Sicherheiten zu bieten.

71. Eine Grundregel des Vereinigungsrechts lautet, dal3 Arbeitgeber und
Arbeitnehmer Verbande ihrer Wahl ohne vorherige Genehmigung grtinden
koénnen. Etwaige verwaltungstechnische Auflagen fur die freie Téatigkeit einer
Organisation sollten rein formaler Art sein. In mehreren Landern (z.B. in El
Salvador, Libanon) gehen die rechtlichen Auflagen jedoch weiter und beein-
tréchtigen damit das Vereinigungsrecht. Hinzu kommt, dal3 Bestimmungen, die
zunéchst keine Hindernisse darzustellen scheinen und dies in der normalen
Praxis auch nicht tun, in einer Weise angewandt werden kénnen, die durchaus
problematisch ist. Dies kann in Zeiten der Spannung oder besonderer Schwie-
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rigkeiten geschehen. In beiden Félen ist die Anwendung des Grundsatzes, dal?
verwaltungstechnische oder gerichtliche Mal3nahmen keine willkdrlichen
Befugnisse zur Verweigerung der Bildung frel gewahlter Organisationen ein-
rédumen sollten, eine unerl@lliche Voraussetzung fur die Einhaltung der Ver-
einigungsfreiheit.

72. Die grundlegenden Aspekte der Austibung des Vereinigungsrechts, die
fruher in einigen Landern auf bestimmte Arbeitnehmergruppen beschrénkt
waren, sind auf die folgenden Gruppen erweitert worden: offentliche Bedien-
stete (z.B. in Chile, der Dominikanischen Republik, Gabun, Guatemala, Mali,
Nicaragua, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Sidafrika, Zypern), Landarbeiter
(z.B. in Barbados, der Dominikanischen Republik, Lesotho, Panama, Sid-
afrika), Arbeitnehmer in Krankenhdusern und medizinischen Anstalten (z.B. in
Pakistan, Philippinen), Lehrer und Hochschul professoren (z.B. in der Republik
Korea, Nigeria, Philippinen), selbstandig Erwerbstétige (z.B. in Peru, Nicara-
gua), Gelegenheitsarbeiter (z.B. Kamerun), Haushaltsangestellte (z.B. in Athio-
pien) und auslandische Arbeitnehmer (z.B. Frankreich (Franzosisch-Polyne-
sien), Kamerun, Luxemburg, Niger, Panama). Mehrere Regierungen haben in
ihren Berichten im Rahmen der Folgemal3nahmen zur Erklarung mitgeteilt, dal3
ihre Gesetze Uber Vereinigungsfreiheit einen umfassenden Geltungsbereich
hétten.

73. Trotz erzielter Fortschritte sind einige Gruppen von Arbeitnehmern
nach wie vor vom Geltungsbereich der einschlagigen Gesetze ausgeschl ossen.
Solche Ausnahmeregelungen stehen im Widerspruch zu dem grundlegenden
Prinzip, wonach alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer, ohne jegliche Unterschei-
dung, das Vereinigungsrecht haben sollten, wobel die einzige mdgliche Aus-
nahme in bezug auf die Streitkréfte und die Polizei besteht (obwohl es in
einigen Landern Verbéande gibt, die diese Gruppen vertreten). Wenn zahl-
reichen Menschen unter Hinwels auf ihren Status, Wirtschaftszweig, Beruf oder
Téatigkeitsort das Vereinigungsrecht verweigert wird, muissen folgende Fragen
gestellt werden: Wo bestehen die schwerwiegendsten Probleme und was sind
ihre Ursachen?

74. Rund die Héfte der Erwerbsbevilkerung der Welt ist im landlichen
Sektor tatig und lebt und arbeitet haufig unter schwierigen Bedingungen. Hier
ist die Vertretungslticke besonders deutlich, und dies trotz gezielter internatio-
naler Anstrengungen, insbesondere der Annahme des Ubereinkommens
(Nr. 141) Uber die Verbande landlicher Arbeitskrafte im Jahr 1975, nach dem
jedes Mitglied, das dieses Ubereinkommen ratifiziert, eine Politik der aktiven
Forderung starker und unabhéngiger Verbande landlicher Arbeitskréfte zu
fordern und insbesondere Hindernisse, die ihrer Griindung und Entwicklung im
Weg stehen, zu beseitigen hat. Zu den nattrlichen Schwierigkeiten einer Ver-
einigung kommt die Tatsache, dal’ die Gesetze einer grof3en Reihe von Landern
entweder das Vereinigungsrecht in der Landwirtschaft verweigern oder diesen
Sektor von den einschlégigen rechtlichen Schutzbestimmungen ausschlief3en
(z.B. in Afghanistan, Bolivien, Burundi, Honduras, Indien, Jordanien, Kanada,
Liberia, Pakistan, Paraguay, Philippinen, Swasiland, Arabische Republik
Syrien, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Saaten). Fir diese Licke
scheint es zwei mogliche Grinde zu geben. So kdnnen Regierungen die
Ansicht vertreten, dal3 es die Natur des landlichen Sektors den staatlichen
Arbeitsverwaltungen praktisch unmdglich macht, dieses Recht durchzusetzen.
Oder aber es kann der Eindruck bestehen, dal3 die Natur der Arbeit in diesem
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Sektor (wie etwa das Fehlen fur andere Sektoren typischer Beschéftigungs-
verhdltnisse oder die im wesentlichen paternalistische Natur des Beschéfti-
gungsverhaltnisses, das haufig auch reinen Saison- oder Gelegenheitscharakter
hat) ihn fur das Vereinigungsrecht weitgehend unzuganglich macht. Ein grof3er
Teil der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer sind Frauen, und es gibt unzahlige
Schwierigkeiten, die ihrer Vereinigung und Mitsprache im Weg stehen. Ein
konzertiertes Vorgehen in diesem Sektor wirde darauf abzielen, die formalen
Hindernisse fur die Vereinigungsfreiheit zu beseitigen und die Bildung und das
Wachstum starker Verbande der |andlichen Arbeitnehmer zu fordern.

75. Der offentliche Sektor ist der zweite Bereich, in dem es umfassende
Beschrénkungen des Vereinigungsrechts gibt (z.B. in El Salvador, Gambia,
Indien, Kenia, der Republik Korea, Nepal). Die Situationen in diesen Léndern
sind unterschiedlich und kénnen von direkten Vereinigungsverboten bis zu
vorgeschriebenen Bedingungen in bezug auf den Charakter der Verbande
reichen, die Bedienstete des offentlichen Sektors errichten oder denen sie
beitreten konnen. Die fur diese Beschrankungen angefiihrten Rechtfertigungen
sind nicht unbekannt. In einigen Féllen stiitzen sie sich auf die These, dal3
Bedienstete des offentlichen Sektors als Staatsdiener eine Stellung und Auf-
gaben haben, die mit der Mitgliedschaft in einem Berufsverband oder den sich
durch eine solche Mitgliedschaft moglicherweise ergebenden Kollektivmal3-
nahmen nicht zu vereinbaren sind. Diese Ansicht stiitzt sich auf die Vorteile,
die den im offentlichen Sektor Téatigen gelegentlich geboten werden, wie etwa
Sicherheit des Arbeitsplatzes, Pensionsanspriiche und hohere Gehélter, und die
als Ausgleich fur die Nichtgewdhrung grundlegender Rechte bei der Arbeit ins
Feld gefuhrt werden kénnen. Dagegen ist anzufihren, dal3 der offentliche
Sektor aufgrund strenger haushaltspolitischer Mal3nahmen unter grof3em Druck
steht und ebenso wettbewerbsfahig sein mufd wie der private Sektor. Da die
Arbeitdleistung haufig genau Uberwacht wird, missen sich die Bediensteten des
offentlichen Sektors heute oft die gleichen Sorgen um die Sicherheit ihres
Arbeitsplatzes machen wie ihre Kollegen im privaten Sektor. Der Druck auf die
Ausgaben der offentlichen Hand hat auch Auswirkungen auf die Hohe der
Gehédlter. Deshalb missen die 6ffentlichen Bediensteten die Mdglichkeit haben,
sich zu vereinigen und ihre Interessen kollektiv wahrzunehmen. In mehrerenim
Rahmen der Folgemalinahmen zur Erkl&rung vorgelegten jéhrlichen Berichte
der Regierungen wird aufgezeigt, welche Anstrengungen einzelne Léander
unternehmen, um dies zu ermdglichen.

76. Mehrere Lander (z.B. Brasilien, Jordanien, Kanada, Kuwait) schlief3en
Haushaltsangestellte vom Geltungsbereich der Gesetze aus, die generell das
Vereinigungsrecht gewéhrleisten. Diese Arbeitnehmer haben ganz besondere
Probleme und sind haufig isoliert und verwundbar. Die Uberwiegende Mehrheit
sind Frauen, die haufig weit entfernt von ihrem eigenen Heim und ihrer Familie
in Verhdtnissen arbeiten, die fur sie ungewohnt sind und die sie durchaus als
feindselig empfinden konnen. Ihre Schwierigkeiten bel der Ausiibung ihres
Vereinigungsrechts sind offenkundig und grof3 und fir die einzelne Person
héufig untberwindlich. Umfassende Forderungsbemiihungen muissen darauf
abzielen, formale rechtliche Hindernisse zu beseitigen und die Vorstellung zu
bekampfen, dal3 es aufgrund der Natur der Téatigkeit dieser Personen und ihrer
Beziehung zum Arbeitgeber, in dessen Haus sie im allgemeinen |eben dirften,
unangebracht sei, die Unterstiitzung einer Organisation zu suchen.
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77. Abschlief3end sollen noch sektorspezifische Beschrankungen erwahnt
werden, die offenbar auf die Ansicht zurtickgehen, dal3 bestimmte Tétigkeiten
fur die Gesellschaft einfach zu wichtig sind, als dal3 auch fir sie das Vereini-
gungsrecht gelten konnte. In einer Reihe von Landern kénnen Lehrer (z.B.
Athiopien, Kamerun), Arzte und andere medizinische Berufe (z.B. Kenia),
Feuerwehrleute (z.B. Japan, Republik Korea, Venezuela) und Strafvollzugsbe-
dienstete (z.B. Swasiland) dieses Recht nicht austiben. Der Begriff der lebens-
wichtigen Dienste und die angemessenen Beschrankungen, die fir sie gelten
kénnen, sind von den Aufsichtsorganen der IAO genau festgelegt worden®.
Aber selbst in diesen Iebenswichtigen Diensten muld das Vereinigungsrecht
gewdhrleistet sein. Die im Rahmen der Folgemalnahmen zur Erklérung
unterbreiteten Berichte enthalten eine Reithe von Informationen der Regie-
rungen uber die Erweiterung von Vertretungsmdglichkeiten fur friher aus-
geschlossene Gruppen (z.B. in der Republik Korea in bezug auf Beamte und
Lehrer).

78. Die Erkl&rung tber grundlegende Prinzipien und Rechte bel der Arbeit
verweist ausdrticklich auf Wanderarbeitnehmer. Viele dieser Arbeitnehmer sind
in Léndern oder Wirtschaftszweigen tétig, in denen allgemeinere Verbote
tblich sind. Dazu aber kommen noch besondere Verbote fur Auslénder in
bezug auf die Bildung von Gewerkschaften oder den Beitritt zu solchen
Organisationen (z.B. in Kuwait), eine implizierte Ausgrenzung vom Geltungs-
bereich der Arbeitsgesetze (z.B. in Kirgistan) oder aber Verbote oder ber-
maRige Beschrankungen der Ubernahme eines Mandats in Berufsverbanden
(z.B. in Mauretanien, Nicaragua, Ruanda, Venezuela). Diese drastischen Ver-
weigerungen grundlegender Rechte versperren auch andere wichtige Méglich-
keiten, die Wanderarbeitnehmern zur Verfigung stehen kdnnten, um gegen
andere Mi3brauche, denen sie in erhthtem Mal?3 ausgesetzt sind, anzugehen, vor
allem gegen Diskriminierungen in der Beschéftigung und im Beruf (eine
weitere Gruppe grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit).

79. Wenn auch die meisten Verletzungen der Vereinigungsfreiheit Gewerk-
schaften betreffen, sollte die grundlegende Bedeutung des Vereinigungsrechts
fur Arbeitgeberverbénde ebenso betont werden. Eine Beschrankung dieses
Rechts war Gegenstand einer Klage des venezolanischen Verbandes der Han-
delskammern und Fabrikantenvereinigungen (FEDECAMARAS) an den Aus-
schuld fur Vereinigungsfreiheit im Jahr 1995. Sie betraf die benachteiligende
Behandlung von Arbeitgeberverbanden — und tatséchlich auch von Gewerk-
schaften — in der venezolanischen Gesetzgebung im Vergleich zu jener ande-
rer Arten freiwilliger Verbande. In diesem Fall hat die Regierung zwar drei-
gliedrige Einrichtungen geschaffen, um die Empfehlungen des Ausschusses zu
Gesetzesanderungen zu priifen, doch gibt es nach wie vor in Ubergangslandern
mit geringen Erfahrungen in bezug auf die Rolle von Arbeitgeberverbanden in
einer Marktwirtschaft ein allgemeineres Problem. In vielen dieser Lander ist die
Entwicklung starker und unabhéngiger Verbéande eine notwendige Voraus-
setzung fur die Konsolidierung eines sinnvollen Prozesses des Sozialdialogs
und der Kollektivverhandlungen oberhalb der Unternehmensebene.

8 Lebenswichtige Dienste sind jene, deren Unterbrechung das Leben, die Gesundheit oder die personliche Sicherheit der gesamten oder eines Teils der
Bevolkerung geféhrden wiirde. Nahere Einzelheiten hierzu in IAA: Freedom of association and collective bargaining. General Survey of the Reports on
the Freedom of Association and the Right to Organize Convention (No. 87), 1948, and the Right to Organize and Collective Bargaining Convention (No.
98), 1949 (Genf, IAA, 1994) und Berichte des | AA-Ausschusses fiir Vereinigungsfreiheit.
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80. Die Vereinigungsfreiheit umfalét auch das Recht der Verbénde auf der
untersten Stufe, Zentralverbande zu bilden und ihnen beizutreten, sowie das
Recht aler innerstaatlichen Verbande, einem internationalen Verband beizu-
treten und in den vollen Genul3 der Vorteile eines solchen Beitritts zu kommen.
Auf der Ebene des einzelnen Landes oder Zentralverbandes wird dieses Recht
im allgemeinen eingehalten, doch gibt es eine Reihe von Beschrankungen der
Rechte von Arbeitnehmerverbanden, bestimmte Tétigkeiten, wie z.B. Streiks,
durchzufthren. Auf3erdem wird der Beitritt zu internationalen Verbanden
gelegentlich beschrénkt oder in bezug auf einige oder alle Gruppen von Arbeit-
nehmern von einer Regierungsgenehmigung abhangig gemacht (z.B. in China,
Kamerun, Nigeria, Svasiland), und die Unterstiitzung von Verbanden ausinter-
nationalen Quellen wird behindert. Angesichts der Internationalisierung der
Wirtschaft missen diese noch bestehenden Beschrankungen unbedingt aufge-
hoben werden.

81. Eine sinnvolle Austibung des Vereinigungsrechts muf3 nicht nur durch
die gesetzliche Gewahrung dieses Rechts gesichert werden, sondern auch durch
die erforderlichen Mal3nahmen zur Gewahrleistung eines wirksamen Schutzes
gegen gewerkschaftsfeindliche Diskriminierungen und eine Einmischung von
Arbeitgeberseite. Arbeitnehmer, die wegen ihrer Gewerkschaftszugehorigkeit
Vergeltungsmalinahmen zu befirchten haben, geniefsen wahrlich keine echte
Vereinigungsfreiheit. Sie kdnnen nur in freier Wahl handeln, wenn sie fest
davon Uberzeugt sind, dal3 es ausreichende und wirksame Mal3nahmen, darunter
Strafen und Rechtsmittel, gibt, um die Einhaltung ihrer Rechte zu gewéhr-
leisten. Mehrere Regierungen haben in ihren Berichten im Rahmen der Folge-
mal3nahmen zur Erkldrung ausfihrliche Darstellungen der in ihren Landern
geschaffenen Einrichtungen gegeben, mit denen sie den Gesetzen Uber die Aus-
Ubung der Vereinigungsfreiheit Geltung verschaffen (z.B. Kanada, Vereinigte
Saaten).

82. Nach der Verweigerung ziviler Freiheiten waren gewerkschaftsfeind-
liche Diskriminierungen in den letzten funf Jahren der héufigste Gegenstand
der vom Ausschul3 fuir Vereinigungsfreiheit gepriften Behauptungen. Allein im
Jahr 1999 hat dieser Ausschul’ in fast der Hélfte der gepruften Félle Empfeh-
lungen zur Beseitigung gewerkschaftsfeindlicher Diskriminierungen unterbrei-
tet. Die Empfehlungen und/oder Uberprifungen betreffend Folgemal3nahmen
in bezug auf gewerkschaftsfeindliche Diskriminierungen galten in diesem Jahr
sowohl entwickelten Landern as auch Industrielandern (z.B. Athiopien,
Argentinien, Bahrain, Bangladesch, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Costa
Rica, Céte d'lvoire, Dschibuti, El Salvador, Gabun, Guatemala, Indien, Japan,
Kambodscha, Kanada, Kolumbien, Marokko, Mexiko, Nicaragua, Panama,
Peru, Philippinen, Polen, Senegal, Smbabwe, Ukraine, Venezuela, Vereinigtes
Konigreich, Zentralafrikanische Republik). Selbst in Landern, in denen das
Gesetz die grundlegenden Rechte der Vereinigungsfreiheit gewéhrleistet, kann
die tatsachliche Einhaltung dieses Rechts in der Praxis unzulénglich sein.

83. In einer Reihe von Landern, die das Ubereinkommen Nr. 98 ratifiziert
haben, in dem ein angemessener Schutz gegen gewerkschaftsfeindliche Dis-
kriminierungen gefordert wird, wurden entsprechende Bemuhungen unter-
nommen. So wurden eine Reihe von Gesetzesanderungen verabschiedet, diein
einigen Fallen administrative oder strafrechtliche Mal3nahmen vorsehen (z.B. in
Costa Rica, der Dominikanischen Republik, Finnland, Gabun, Guatemala, Kap
Verde, Osterreich, Paraguay, Polen).
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84. Dal} es noch haufig zu gewerkschaftsfeindlichen Diskriminierungen
kommt, auch wenn damit gelegentlich gegen geltende Gesetze verstol3en wird,
beweist, dal3 immer noch zahlreiche Akteure der Ansicht sind, es sei in ihrem
eigenen Interesse, die uneingeschrankte Auslibung des Vereinigungsrechts zu
behindern. Deshalb ist es eine wichtige Aufgabe, im Rahmen der einschlégigen
Forderungsarbeit diese kurzsichtige Betrachtungsweise zu andern. Ein feind-
seliges Klima dirfte sich in jedem Fall hemmend auf V ereinigungsbemtihungen
auswirken, was rein formale Schutzmal3nahmen nicht ohne weiteres andern
kénnen. Schutzmal3nahmen sollten auch ziigig angewandt werden, um wirklich
eine abschreckende Wirkung zu haben. Sich Gber Jahre hinziehende formale
Verfahren und Sanktionen, die nicht Uber die durch die Verweigerung des
Vereinigungsrechts erzielten materiellen Gewinne hinausgehen, sind unzulang-
lich. Wie die Vereinigten Saaten in ihrem im Rahmen der Anschluf3mal3nah-
men zur Erklérung vorgelegten Jahresbericht festgestellt haben, kann die zur
Losung einiger Konflikte benétigte Zeit das Vereinigungsrecht und sinnvolle
Kollektivverhandlungen beeintrachtigen.

85. Wahrend die Gesetze in einigen Landern Arbeitnehmer in Ausfuhr-
Freizonen von den einschldgigen Bestimmungen Uber Vereinigungsfreiheit
ausschlief3en (z.B. in Bangladesch, Pakistan), finden die Arbeits- und Arbeits-
beziehungsgesetze in den meisten Landern mit Ausfuhr-Freizonen auch auf
diese Zonen Anwendung. Trotz dieses verhdtnisméidig positiven Bildes kann
man angesichts der in der Praxis bestehenden einschneidenden Beschrankungen
der Vereinigungsrechte in Ausfuhr-Freizonen die Frage stellen, warum die
Leiter solcher Zonen Gewerkschaften gegeniiber eine feindselige Haltung
einnehmen und welche zusétzlichen Bemihungen erforderlich sind, um zu
gewdhrleisten, dal3 Arbeitnehmer in diesen Zonen sich vereinigen und Kollek-
tivverhandlungen fuhren kénnen.

86. Eine Reihe von Féllen, die der Ausschul fir Vereinigungsfreiheit im
letzten Jahrzehnt geprift hat (z.B. Dominikanische Republik, Pakistan,
Philippinen, Si Lanka), betreffen Handlungen der Arbeitgeber in Ausfuhr-
Freizonen, darunter Belastigungen, Aufnahmen in schwarze Listen und
M assenentlassungen. Die angefiihrten Griinde waren in etwa die gleichen, wie
sie bereits in bezug auf die Globalisierung der Wirtschaft und die angebliche
Notwendigkeit genannt wurden, eine verstérkte Kontrolle Uber die auf Pro-
duktion und Wettbewerb ausgerichteten Bedingungen am Arbeitsplatz ausiiben
zu konnen. Vor alem in Anbetracht der gelegentlich rechtlich wie geogra-
phisch isolierten Natur der Ausfuhr-Freizonen kdnnen besondere Mal3nahmen
erforderlich sein, um eine verstérkte Einhaltung der Vereinigungsfreiheit zu
gewahrleisten. In dieser Hinsicht sind die von der Dominikanischen Republik
getroffenen Mal3nahmen, innerhalb der Arbeitsaufsicht eine Sondereinheit fur
den Schutz der Vereinigungsfreiheit in diesen Zonen zu schaffen, ein durchaus
positives Beispiel fur die Verbesserung der Arbeitsbeziehungen und den
Abschluf3 von Kollektivvereinbarungen. Die Entscheidungen Namibias und
Smbabwes, gesetzliche Bestimmungen, die die Vereinigungsfreiheit in Aus-
fuhr-Freizonen beschrankten, aufzuheben, waren ebenfalls positive Signale.

87. Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbande sollten nicht nur angemesse-
nen Schutz gegen Diskriminierungen genief3en, sondern dartiber hinaus auch
die Freiheit haben, rechtmaliige Téatigkeiten ohne aul3ere Einmischung in ihre
inneren Angelegenheiten auszutiben. Ihre Programme und Tétigkeiten sollten
ausschliefdlich von ihren Mitgliedern bestimmt werden und den Ansichten und
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Interessen dieser Mitglieder entsprechen. Die Verbande selbst haben die Pflicht
sicherzustellen, dal3 interne demokratische Verfahren ordnungsgemald ange-
wandt werden, um diesen Grundsatz zu verwirklichen. Verbande, die unter der
Kontrolle politischer Parteien stehen und die Beschliisse dieser Parteien aus-
fuhren, statt auf ihre Mitglieder zu horen, entsprechen nicht den Grundsétzen
der Vereinigungsfreiheit.

88. Esist wichtig, den vollen legitimen Umfang der Téatigkeiten von Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerverbénden anzuerkennen. Sie kénnen sich mit voller
Berechtigung allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Fragen widmen, die
Uber die unmittelbaren beruflichen Anliegen ihrer Mitglieder hinausgehen, aber
dennoch ihre Lebensbedingungen und Interessen bertihren. Dabei konnen diese
Verbande auch politisch tétig werden, vorausgesetzt, ihre Vertretungspflichten
sowie ihre sozialen und wirtschaftlichen Aufgaben werden dadurch nicht
beeintrachtigt. Ungeachtet dieser Erwégungen gibt es zahlreiche Lander, die
eine politische Tétigkeit der Gewerkschaften ausdricklich verbieten (z.B.
Aserbaidschan, Ecuador, Kuwait, Libanon, Malaysia, Swasiland).

89. Die Behorden haben nattirlich das Recht und die Verantwortung, daftr
Sorge zu tragen, dal3 Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbénde nach anerkann-
ten Normen der Rechtschaffenheit in Finanzangelegenheiten und unter Beach-
tung ihrer eigenen Regeln tétig sind. In dieser Beziehung darf zwischen ihnen
und anderen freiwilligen Verbanden kein Unterschied gemacht werden. Es
koénnen jedoch Probleme auftreten, wenn Vorwurfe finanzieller Unregelmaldig-
keiten oder nicht eingehaltener Verfassungsbestimmungen als Vorwand fir
eine Einmischung in die Angelegenheiten von Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merverbanden genutzt werden, zuweilen zu dem Zweck, ihre legitime Fihrung
zu l&hmen oder ihre Tatigkeiten zeitweilig zu untersagen. Der Ernst solcher
Vorféle zeigt, wie wichtig es ist, die Uberwachung auf das fir die Gewahr-
leistung korrekter Verwaltungsnormen erforderliche Mal3 zu beschrénken, und
dal3 eine Intervention, falls sie wirklich erforderlich ist, auf dem geeigneten
Rechtsweg erfolgt.

90. Eine weitere eklatante Form der Einmischung kann auftreten, wenn ein
Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerverband unter den Einfluf3 oder die Herrschaft
eines externen Akteurs gerét. Dies ist etwa bei arbeitgeberbeherrschten
Gewerkschaften der Fall. Solche Gewerkschaften kdnnen weder die betreffen-
den Arbeitnehmer vertreten noch als Produkt der Vereinigungsfreiheit gelten.
Die Entstehung solidaristischer Vereinigungen, vor allem in Costa Rica, aber
auch in anderen Landern Mittelamerikas, zeigt, wie notwendig esist, die Unab-
hangigkeit von Arbeitnehmerverbanden zu gewéhrleisten und sie gegen eine
Einmischung von auf?en zu schitzen. Diese urspringlich fur Sozialzwecke
gebildeten Vereinigungen sind auf finanzielle Beitrage der Arbeitgeber ange-
wiesen und konnen deshalb in einer fir unabhangige Arbeitnehmerverbande
und das Kollektivverhandlungssystem schadlichen Weise an der Festsetzung
von Beschéftigungsbedingungen beteiligt werden. Es kam auch zu Verbindun-
gen zwischen ihren Téatigkeiten und Diskriminierungsmal3nahmen, mit denen
die Vertretung durch eine Gewerkschaft beendet werden sollte.
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Kollektivverhandlungen — eine Form
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91. Das Vereinigungsrecht ist eine wesentliche Voraussetzung fur die
kollektive Vertretung von Interessen, und die Verwirklichung des Rechts auf
Kollektivverhandlungen trégt entscheidend dazu bei, dal3 eine solche Vertre-
tung effektiv ist. Allgemein gesprochen erhohen die Ergebnisse von Kollektiv-
verhandlungen den Wert einer Vereinigung. Im vorangegangenen Kapitel
wurde dargelegt, dal3 Kollektivverhandlungen wesentlich zur Steigerung der
Unternehmendleistung und der Fahigkeit, Verénderungen in den Griff zu
bekommen, beitragen. Aufgezeigt wurde auch der Beitrag des Sozialdialogs zur
Verwirklichung umfassenderer wirtschafts- und sozialpolitischer Ziele. Diese
Tatsachen erganzen die grundlegende Bedeutung von Kollektivverhandlungen
fur die Erzielung gerechter Verteilungsergebnisse fur die von ihnen erfafdten
Gruppen und fur die Korrektur der natirlichen Asymmetrie des Beschéfti-
gungsverhaltnisses.

92. Abbildung 1.4 zeigt, dal3 der Erfassungsbereich von Kollektivverhand-
lungen ungeachtet dieser Tatsache in den einzelnen Landern sehr unterschied-
lich und héufig sehr klein ist. Warum ist das so, und was kann getan werden,
um eine echte Verwirklichung des Rechts auf Kollektivverhandiungen zu
fordern? Bemiihungen um die Einschréankung des Rechts auf Kollektivver-
handlungen liegt oft die Ansicht zugrunde, dal3 sie Ergebnisse erbringen wur-
den, die fir die Leistung der Unternehmen nicht optimal wéren oder nicht den
umfassenden wirtschaftspolitischen Zielen dienen wirden. Tatsachlich sind
Kollektivverhandlungen ihrer Natur nach ein freiwilliger Prozel3, obwohl die
Gesetze einiger Lander bestimmte Partner mit Verhandlungen beauftragen
koénnen, die einen bestimmten Grad an Reprasentativitét nachweisen konnen.
Der freiwillige Charakter von Kollektivverhandlungen muf3 zwar unbestritten
bleiben, doch obliegt es den Mitgliedstaaten, die umfassende Entwicklung von
Verfahren und Einrichtungen fur freiwillige Verhandlungen zu fordern und zu
erleichtern. In einigen Léandern fehlen gerade solche geeigneten Mal3nahmen
vallig (z.B. in der Demokratischen Republik Kongo, Irak, Kap Verde, Ruanda).
Wenn solche Einrichtungen geschaffen werden, sollte vor allem gewahrleistet
sein, dal3 die Verhandlungen in gutem Glauben und zwischen reprasentativen
unabhangigen Verbanden gefihrt werden.

93. Es versteht sich von selbst, dal3 dort, wo das Vereinigungsrecht ver-
weigert wird, die uneingeschrénkte Verwirklichung des Rechts auf Kollektiv-
verhandlungen unmaoglich ist. Es gibt aber auch andere Situationen, in denen
Verhandlungsrechte Arbeitnehmergruppen verweigert werden, die sich
dennoch fur andere Zwecke vereinigen kénnen. Positiv ist, dal3 betréchtliche
Fortschritte bei der Aufhebung solcher Beschrankungen, beispielsweise des
Rechts von Beamten, Kollektivverhandlungen zu fihren, erzielt wurden (z.B. in
Athiopien, Griechenland, Guatemala, Paraguay, Sudafrika, Uganda). Anderer-
seits handelt es sich bei den Gruppen, denen auch weiterhin Kollektivver-
handlungsrechte verweigert werden (wie z.B. bedeutenden Gruppen von offent-
lichen Bediensteten — Albanien, Bolivien, Brasilien, Costa Rica, El Salvador,
Gambia, Kanada, Kenia, Kolumbien, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Marokko, Panama, Turkei; Lehrern — Ecuador, Uganda; Leh-
rern mit Beamtenstatus — Deutschland; landwirtschaftlichen Arbeitnehmern
— Jordanien, Libysch-Arabische Dschamahirija; Haushaltsangestellten —
Bahamas, Brasilien, Jordanien, einige Provinzen Kanadas, Kuwait, Libanon;
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Seeleuten — Libysch-Arabische Dschamahirija, Arbeitnehmern in Ausfuhr-
Freizonen — Bangladesch, Pakistan) im allgemeinen um die gleichen Grup-
pen, fur deren Vereinigungsrecht Beschrankungen gelten. Es kann davon aus-
gegangen werden, dal’ die Rechtfertigungen in beiden Féllen die gleichen sind.

94. Haufiger jedoch sind Situationen, in denen Verhandlungen zwar
zuldssig sind, ihre Ergebnisse jedoch bestimmten von auflen festgesetzten
Kriterien entsprechen missen. Das kann in den schlimmsten Féllen tatséchlich
die Aussetzung von Kollektivverhandlungen und die einseitige Festlegung der
Beschéftigungsbedingungen durch das Gesetz zur Folge haben. Eine solche
Vorgehensweise ist am ehesten im 6ffentlichen Sektor zu erwarten, wobel sie
hier auf den Druck der staatlichen Ausgabenpolitik zuriickzufihren sein mag,
mit der andere makrookonomische Ziele wie eine Senkung der Inflationsrate
oder eine bestimmte Gesamtwachstumsrate erreicht werden sollen. Lander, in
denen strukturelle Anpassungsprogramme durchgefiihrt werden, koénnen in
dieser Beziehung besonders stark unter Druck geraten und zu dem Schlul3
kommen, dal3 die Ergebnisse freier Kollektivverhandlungen kaum mit den
Kreditaufnahmekonditionen zu vereinbaren waren. Obwohl es also auRerge-
wohnliche wirtschaftliche Schwierigkeiten geben mag, die diese Art des Ein-
greifens in die normale Fuhrung von Kollektivverhandlungen rechtfertigen,
mussen solche Eingriffe auf das absolut Notwendige beschrankt bleiben und
mit Sicherheiten fUr die Betroffenen gekoppelt werden.

95. Vor diesem Hintergrund sind Gesetzgebungsmal3nahmen der letzten
Jahre zu begriRen, die Schutz gegen ein Eingreifen in den Kollektivver-
handlungsprozef bieten (z.B. in Belgien, Polen, Portugal, Ruménien, Uganda).
Andererseits lassen sich nach wie vor geltende Bestimmungen, wonach die
Zustimmung der Regierung die Voraussetzung fur ein Inkrafttreten von Verein-
barungen ist oder diese Vereinbarungen nationalen Interessen entsprechen
miissen (wie z.B. in Agypten, Argentinien, Brasilien, der Libysch-Arabischen
Dschamahirija, Papua-Neuguinea, der Arabischen Republik Syrien, Jemen),
nicht mit der vollen Einhaltung der Kollektivverhandlungsrechte vereinbaren.

96. Die Ebene, auf der Verhandlungen stattfinden und Vereinbarungen
gelten, sollte von den Verhandlungspartnern selbst bestimmt werden. Die
Praxisist in dieser Hinsicht in den Mitgliedstaaten der |AO sehr unterschiedlich
und entspricht der Geschichte, den Verhéltnissen und Préferenzen der einzelnen
Lander. Kein Modell kann als grundsétzlich Uberlegen betrachtet werden, und
viele Modelle verbinden mehrere Verhandlungsebenen. Dennoch gibt es, wiein
Kapitel 1 gezeigt wurde, eine umfangreiche Diskussion dartber, welche
wirtschaftlichen Auswirkungen die Wahl der Verhandlungsebene hat, wobei
immer haufiger Argumente fir eine Dezentralisierung vorgebracht werden.
Diese Argumente lauten vor allem, dal3 eine niedrigere Verhandlungsebene,
insbesondere die Ebene des Arbeitsplatzes oder Unternehmens, besser geeignet
ist, den wirtschaftlichen Gegebenheiten der von den Verhandlungen erfaldten
Parteien zu entsprechen und Leistung und Belohnung zu koppeln, was
wiederum die Wettbewerbsféhigkeit fordert und den Marktkraften entspricht.
Dagegen sollen auf zentraleren Verhandlungen beruhende Modelle zur Ver-
krustung des Arbeitsmarktes fihren und Ergebnisse erbringen, die weder die
Beschéftigung noch den Erfolg der Unternehmen fordern und fur die betrof-
fenen Arbeitnehmer sogar ungerecht sind.
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97. Unabhangig davon, wie weit diese Argumente zutreffen, bedingt der
freiwillige Charakter von Kollektivverhandlungen, dal? auch die Ebene, auf der
sie gefuhrt werden, durch freie Vereinbarungen bestimmt werden sollte. Die
Regierungen sollten in dieser Beziehung keine Beschrénkungen einfiihren und
sich nicht von Dritten dazu bewegen lassen. Es darf auch nicht vergessen
werden, dal3 die Wahl der Verhandlungsebene unmittelbare Auswirkungen auf
dierelative Starke der Verhandlungspartner haben kann. Verhandlungen auf der
Ebene des Arbeitsplatzes oder Unternehmens kénnen einen unangemessenen
Einflul der Arbeitgeberseite auf Arbeitnehmerverbédnde bewirken oder die
Verhandlungsposition von Arbeitnehmerverbanden schwéchen.

98. Eine grundlegende Gefahr fir das heutige System der Kollektivver-
handlungen geht jedoch von der Tendenz aus, Beschéaftigungsbedingungen
individuell festzulegen. Fir Arbeitgeber kann es unter Umstanden keinen
Grund geben, anders vorzugehen, vor alem wenn ihre Arbeitnehmer kein akti-
ves Interesse an einer kollektiven Vertretung bekunden. Fur sie kann dies ein
Weg sein, Verdienste und Fertigkeiten des einzelnen zu belohnen und hoch-
qualifizierte Mitarbeiter zu gewinnen. Einige Methoden der Humanressour-
cenverwaltung konnen in der Tat ein solches Vorgehen as den geeignetsten
Weg, die Wettbewerbsfahigkeit des Unternehmens zu férdern, nahe legen.
Andererseits kommt durch eine solche Individualisierung wieder die natirliche
Ungleichheit des Beschéftigungsverhaltnisses ins Spiel, mit der damit verbun-
denen Gefahr einer Verschlechterung der Beschéftigungsbedingungen und
einer moglichen diskriminierenden oder willkirlichen Behandlung. Offensicht-
lich sind einige Regierungen (z.B. Australien, Neuseeland) angesichts dieser
Gegebenheiten zu der Ansicht gelangt, dal3 sich ihre Verantwortung darauf
beschrénkt sicherzustellen, dai? die Betroffenen selbst entscheiden kénnen, ob
sie individuell oder kollektiv vorgehen méchten. Die Regierung Neuseelands
hat jedoch mitgeteilt, dal3 sie jetzt einen Gesetzesvorschlag zur Férderung von
Kollektivverhandlungen unterbreitet hat.

99. Betrachtet man Kollektivverhandlungsrechte als einen Komplex, so
muf3 ganz deutlich hervorgehoben werden, dald3 ungeachtet des freiwilligen
Charakters von Kollektivverhandlungen die Regierungen durch Gesetze und
die Bereitstellung von Unterstiitzungseinrichtungen einen wesentlichen Beitrag
zur Forderung der Kollektivverhandlungen leisten kénnen. In mehreren der im
Rahmen der Folgemal3nahmen zur Erklarung vorgel egten Regierungsberichten
wird die entscheidende Rolle geschildert, die von den Arbeitsbehtrden
gebotene Konfliktbeilegungsdienste spielen (z.B. in Brasilien, EI Salvador,
Kanada, Kenia, Malaysia, Uganda, Vereinigte Staaten), obgleich die Tétigkeit
dieser Dienste in einigen Falen nicht immer voll und ganz mit den Grund-
sdétzen der 1AO Ubereinstimmen mag. Einige Lander unterstiitzen Kollektiv-
verhandlungen durch die Fihrung 6ffentlicher Datenbanken Uber abgeschlos-
sene Vereinbarungen (z.B. Kanada), die eine wertvolle Informationsquelle fir
die Sozialpartner darstellen. Mehrere Mitgliedstaaten fuhren Statistiken Uber
die Zahl und Art der Kollektivvereinbarungen sowie ihre Geltungsbereiche
(z.B. Brasilien, Libanon, Mexiko). Schliefidlich haben zahlreiche Regierungen
bereits Ausbildungshilfe der IAO in bezug auf Kollektivverhandlungen (z.B.
China) und die Verhitung und Beilegung von Konflikten (z.B. Lesotho,
Namibia, Sidafrika) erhalten, und viele haben den Wunsch gedul3ert, eine
solche Aushildung selbst sowie fur die Sozialpartner zu erhalten (z.B. Eritrea,
Demokratische Republik Kongo, Kenia, Vereinigte Republik Tansania).
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100. Die Notwendigkeit von Foérderungsmal3nahmen in bezug auf Kollektiv-
verhandlungen wird in Anbetracht der aktuellen Arbeitsmarktentwicklungen
nur noch deutlicher. Beispielsweise stellen die zunehmende Fragmentierung der
Arbeitsmérkte, die wachsende Zahl der in numerisch kleinen Einheiten tétigen
Personen, das Entstehen einer neuen Wirtschaft ohne umfangreiche Verhand-
lungstraditionen oder -praktiken, das Wachstum der informellen Wirtschaft und
die Zunahme des ‘outsourcing’ und ahnlicher Praktiken, die die gewohnten
Beschaftigungsverhdltnisse verdrangen, Herausforderungen fir die Verwirk-
lichung des Rechts auf Kollektivverhandlungen dar.

101. Das Streikrecht ist die logische Erganzung einer wirksamen Ausiibung
des Rechts auf Kollektivverhandlungen. Wo es nicht gewahrleistet ist, besteht
die Gefahr, dal3 Verhandlungen keine Konsequenzen haben und ihre Ergebnisse
nur auf dem Papier stehen. Es ist aber auch ein Recht, das nur as letztes
Hilfsmittel eingesetzt werden sollte, wenn der Verhandlungsproze3 und die
bestehenden Vermittlungs- und Schlichtungsmechanismen zu keinem Ergebnis
gefuihrt haben. Streiks sind fur alle Beteiligten kostspielig: fur die Arbeitneh-
mer, die Arbeitgeber, die Regierungen und die breite Offentlichkeit. Alle haben
ein offenkundiges Interesse daran, sich um Lésungen zu bemihen, die einen
Streik Uberflissig machen. Die Tatsache jedoch, daf3 Streiks naturgemald in
Konfliktsituationen stattfinden und betrachtliche Unannehmlichkeiten verur-
sachen konnen, sollte in keiner Weise die Achtung und den Schutz der Rechte
beeintrachtigen, auf denen sie beruhen.

102. Das Recht, zur Verteidigung legitimer Interessen Arbeit vorzuent-
halten, ist allgemein anerkannt, und die Grundsédtze der Vereinigungsfreiheit
bestimmen die fir seine Auslibung geltenden Parameter. Sie gelten nicht fir
lebenswichtige Dienste, deren Unterbrechung das Leben, die personliche
Sicherheit oder die Gesundheit der gesamten oder eines Teils der Bevdlkerung
bedrohen wurde, fur 6ffentliche Bedienstete, die fur die Verwaltung des Staats
zustandig sind, und auch nicht fir nationale Notstandssituationen. In all diesen
Féallen ist jedoch wichtig, dal3 den Personen, denen Arbeitskampfmal3nahmen
verboten sind, ausgleichende Sicherheiten geboten werden®.

103. Dennoch unterliegt das Streikrecht weitgehenden Einschrankungen.
Am offensichtlichsten ist dies, wo ein allgemeines Streikverbot besteht oder das
Fehlen ausdricklicher Gesetzesbestimmungen, die das Streikrecht anerkennen,
in der Praxis zu einer Verweigerung dieses Rechts gefihrt hat (z.B. in Liberia,
Myanmar, Saudi-Arabien). Weitere Einschrénkungen ergeben sich durch Situa-
tionen, in denen Konflikte obligatorischen Schiedsgerichtsverfahren mit bin-
dender Wirkung unterliegen oder auf Ersuchen der Behdrden oder einer Partel
solchen Schiedsgerichtsverfahren unterworfen werden kénnen, was jede M 6g-
lichkeit ausschlief}t, zu Arbeitskampfmainahmen zu greifen (z.B. in Agypten,
Algerien, Bolivien, Guinea, Guyana, Honduras, Jamaika, Kanada, Mali, Malta,
Mauretanien, Norwegen, Peru, Rumanien, Senegal). Andere Einschrankungen
ergeben sich aus einer zu weitgehenden Definition lebenswichtiger Dienste, die
in der Praxis auch das Streikrecht fir nicht |ebenswichtige Bereiche ausschlieft
(z.B. in Aserbaidschan, Belarus, Costa Rica, Kolumbien, Litauen, Pakistan,
Sambia). Andere Probleme ergeben sich durch Beschrénkungen der Fragen,
Uber die es zu einem Streik kommen kann. Haufig bestehen Beschrankungen,
wenn es sich um Sekundér- oder Solidaritétsmal3nahmen (z.B. in Australien,

9 Einzelheiten hierzu in Freedom of Association, 1994, aa.O.

45

2. DAS GESAMTBILD

Das Streikrecht als letztes
Hilfsmittel

Zuladssige
Beschréankungen und
ausgleichende
Sicherheiten

Einschrénkungen des
Streikrechts

MITSPRACHE AM ARBEITSPLATZ



2. DAS GESAMTBILD

Hoher Preisflr
Streikmaffnahmen

Schluf¥folgerungen

MITSPRACHE AM ARBEITSPLATZ

Bolivien, Kongo, Paraguay, Sambia, Turkei, Vereinigtes Kénigreich) oder um
Streiks, die von Zentralverbanden ausgerufen werden, oder Proteststreiks (z.B.
in Bolivien, Ecuador, Honduras, Nicaragua, Swvasiland) handelt. In anderen
Landern dirfen bestimmte Arbeitnehmergruppen nicht streiken (z.B. ene
Reihe von Gruppen in der Islamischen Republik Iran, Lehrer in der Republik
Korea und die meisten Bediensteten des Bundes und der Einzelstaaten in den
Vereinigten Staaten). Die Internationalisierung der Produktion und die immer
langeren und komplexeren Lieferketten kénnen durchaus dazu fuhren, dal3
einige dieser Situationen in den kommenden Jahren stérker in das Blickfeld
treten.

104. Eine Beteiligung an Streikmal3hahmen kann auch schwerwiegende
Folgen haben. Dort, wo Streikmal3nahmen illegal sind, kénnen sie mit schwe-
ren Strafen geahndet werden (z.B. in Algerien, Aserbaidschan, Barbados,
Ecuador, Guatemala, Litauen, Pakistan, Philippinen, Rumanien, Sambia,
Swasiland, Arabische Republik Syrien). Hinzu kommt, dal3 Streikende, unab-
hangig von der Legalitét ihres Vorgehens, haufig entlassen werden (so hat
beispielsweise der Ausschul? fur Vereinigungsfreiheit allein im Jahr 1999 Félle
entlassener Streikteilnehmer gepriift, die folgende Lander betrafen: Brasilien,
Bulgarien, Dschibuti, Gabun, Kambodscha, Kolumbien, Mexiko, Nicaragua).
In einigen Léndern bestehen Gesetze, die die Ersetzung streikender Arbeit-
nehmer vorsehen oder erlauben (z.B. in Burkina Faso, Dschibuti, Kap Verde,
Madagaskar, Niger, Vereinigte Saaten, Zentralafrikanische Republik).

105. Die Vereinigungsfreiheit hat fur alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu
gelten. Dennoch bestehen nach wie vor grof3e Licken bel der Austibung der
Vereinigungsfreiheit und des Rechts auf Kollektivverhandlungen. In vielen
Teilen der Welt haben Arbeitnehmer nicht das Recht, eine Gewerkschaft zu
grinden und ihr beizutreten, oder befinden sich in einer Situation, in der diese
Rechte drastisch eingeschrankt sind. In einigen Landern bestehen fir Arbeit-
geberverbdnde nach wie vor Schranken fir die Austibung ihrer Vereini-
gungsfreiheit. Trotz der Universalitét dieser Rechte und ihrer Anerkennung als
wesentliche burgerliche Freiheiten sind wir in der Tat noch weit von einer
universalen Akzeptanz dieser grundlegenden Prinzipien und Rechte in der
Praxis entfernt. Die Regierungen als Huter der Demokratie missen mehr tun,
als blof3e Lippenbekenntnisse zur Vereinigungsfreiheit und zum Recht auf
Kollektivverhandlungen abzugeben. Dies ist in ihrem eigenen Interesse. Die
IAO ist und war stets bereit, Regierungen dabei zu helfen, diese grundlegenden
Rechte und Prinzipien bei der Arbeit zu verwirklichen, und die Folgemal3-
nahmen zur Erkldrung der IAO geben den Bemihungen in dieser Richtung
neuen Aufschwung. Als néchstes werden wir betrachten, welche Unterstiitzung
dielAO in dieser Hinsicht geboten hat.
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3. Mitsprache am Arbeitsplatz und
die Rolle der IAO

Einleitung

106. Aufgrund ihrer Erfahrungen kann die IAO mit Sicherheit feststellen,
dal} es eines breiten Spektrums von Strategien und Techniken bedarf, um die
wirksame Anwendung der Prinzipien der Vereinigungsfreiheit und des Rechts
auf Kollektivverhandlungen in Gesetzgebung und Praxis zu gewadhrleisten.
Einige dieser Verfahren haben reinen Forderungscharakter, andere dagegen,
wie etwa die Aufsichtsverfahren der 1AO, sind mehr normativer Natur. In
diesem Kapital wird bewertet, wie wirksam die Unterstiitzung der IAO den
Soziapartnern dabei geholfen hat, Fortschritte bei der Einhaltung, Forderung
und Verwirklichung dieser Rechte zu erzielen. Ferner werden Lehren gezogen,
die die kunftigen Prioritéten und die kiinftige Arbeit bestimmen sollten.

Die Aktionsmittel der IAO: vielfaltige
Situationen erfordern vielfaltige
Instrumente

107. Bereits vor der Annahme der Erkléarung war die IAO innerhalb des
internationalen Systems in einer einzigartigen Lage, die Verwirklichung der
Grundsdtze der Vereinigungsfreiheit und die wirksame Anerkennung des
Rechts auf Kollektivverhandlungen zu fordern. Uber den Verwaltungsrats-
ausschul? fur Vereinigungsfreiheit hatte sie die Aufsicht Uber die Staaten, die
die einschlagigen Ubereinkommen ratifiziert hatten, und auch Uber die Staaten,
die diese Ubereinkommen noch nicht ratifiziert hatten. Kasten 3.1 enthélt eine
Gesamtdarstellung des Aufsichtssystems der IAO. In der OECD-Studie (1996)
Uber Handel, Beschaftigung und Arbeitsnormen wurde anerkannt, dal3 die
Tatigkeit des Ausschusses fur Vereinigungsfreiheit eines der wichtigsten Ver-
fahren der IAO ist und sich in Fallen eklatanter V erletzungen der Vereinigungs-
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freiheit, vor allem gewerkschaftsfeindlicher Diskriminierungen, als besonders
wirksam erwiesen hat™.

Kasten 3.1

Eine Gesamtdarstellung des Aufsichtssystems der IAO

Die Einrichtungen der IAO zur Kontrolle der Einhaltung der
Arbeitsnormen umfassen regulare und besondere Aufsichts-
systeme sowie Ad-hoc-MalRnahmen:

Das reguldre Aufsichtssystem: Dieses System beruht auf der Rati-
fizierung von Ubereinkommen und regelmaRigen Berichten tiber
die zur Durchfiihrung ihrer verschiedenen Bestimmungen getrof-
fenen MaRnahmen, die von einem unabhéngigen Sachverstan-
digenausschuR fiir die Durchfiihrung der Ubereinkommen und
Empfehlungen geprtift werden. Die Berichte der Sachverstandigen
sind Gegenstand einer dreigliedrigen Aussprache im jéhrlich
tagenden Ausschul’} fir die Durchfuhrung der Normen der
Internationalen Arbeitskonferenz.

Besondere Aufsichtssysteme: Beschwerdeverfahren nach Arti-
kel 24 — Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbande kénnen
Beschwerden in bezug auf die Durchfihrung ratifizierter Uberein-
kommen einreichen, die entweder durch einen vom Verwaltungsrat
eingesetzten dreigliedrigen Sonderausschu3 oder, sofern die
Beschwerde Grundsatze der Vereinigungsfreiheit betrifft, durch
den Ausschuf fiir Vereinigungsfreiheit gepriift werden.

Klageverfahren nach Artikel 26 — Mitgliedstaaten, die ein Uber-
einkommen ratifiziert haben, oder Delegierte zur Internationalen
Arbeitskonferenz kénnen Klagen wegen der Nichteinhaltung rati-
fizierter Ubereinkommen einreichen. Der Verwaltungsrat entschei-
det, ob zur Untersuchung der Vorwirfe ein unabhéangiger Unter-
suchungsausschuR eingesetzt werden soll. Das gesamte Verfah-
ren kann auch vom Verwaltungsrat selbst eingeleitet werden.
Klageverfahren in Sachen Vereinigungsfreiheit — betroffene
Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerverbande oder Regierungen kon-
nen Klagen zur Priifung durch den Verwaltungsratsausschuf? fir
Vereinigungsfreiheit unabhangig davon einreichen, ob ein Mitglied-
staat ein Ubereinkommen ratifiziert hat oder nicht. In bestimmten
Féllen kann der Verwaltungsrat auch beschlieRen, einen Unter-
suchungs- und Schlichtungsausschul? einzusetzen.
Ad-hoc-MalRnahmen: Diese kdnnen direkte Kontakte in bezug auf
Fragen, die von Aufsichtsgremien der IAO aufgeworfen wurden
(wie dies beispielsweise in Féllen der Verletzung von Grundsatzen
der Vereinigungsfreiheit geschehen ist), oder die guten Dienste
des Generaldirektors umfassen.

Unmittelbarer Wert des
Aufsichtssystems

Gewahrleistung einer
umfassenderen
Durchfihrung der
einschlagigen
Ubereinkommen

Ubernommene
Empfehlungen
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108. Der SachverstandigenausschuR fur die Durchfiihrung der Uberein-
kommen und Empfehlungen — eine Gruppe unabhangiger Sachverstandiger,
die regelméRig und systematisch die Durchfiihrung ratifizierter Ubereinkom-
men Uberwacht — konnte in seinem Bericht fir 1999 18 Fdle feststellen, in
denen Fortschritte in bezug auf die Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und des
Rechts auf Kollektivverhandiungen erzielt wurden. Funf dieser Félle lassen
sich mit Aktionen und Unterstiitzungsmal3nahmen der IAO in dem jeweiligen
Land in Verbindung bringen, die anderen Falle waren das unmittelbare Ergeb-
nis des Dialogs zwischen dem Ausschul? und der betreffenden Regierung. Im
Zeitraum 1971 bis 1999 stellte der Sachverstandigenausschuf3 170 Félle fest, in
denen Fortschritte in bezug auf die Durchfiihrung der Ubereinkommen Nr. 87
und 98 erzielt worden waren.

109. Die unabhangige Aufsichtsrolle des Sachverstandigenausschusses wird
durch die jahrliche Uberprifung und offentliche Diskussion der schwerwie-
gendsten Falle im dreigliedrigen Konferenzausschul3 fur die Durchfihrung der
Normen ergénzt. Die Diskussion im Konferenzausschuf3 und die Verpflichtung
der Regierungen, die von ihnen zur Gewahrleistung der uneingeschrankten
Durchfihrung der einschlagigen Ubereinkommen getroffenen MaRnahmen
anzufihren, haben haufig den politischen Weg fur die nachstehend beschrie-
bene technische Zusammenarbeit und Unterstiitzung der IAO gedffnet.

110. Auf seinen drei Tagungen im Jahr 1999 hat der dreigliedrige Ver-
waltungsratsausschuf3 fir Vereinigungsfreiheit — der Klagen wegen Verletzun-
gen von Gewerkschaftsrechten unabhangig von der Ratifizierung der einschlé

! Siehe OECD: Trade, employment and labour standards: A study of core workers’ rights and international trade (Paris, 1996). Die OECD arbeitet an
einer Aktualisierung dieser Studie.
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gigen Ubereinkommen uber Vereinigungsfreiheit prift — in 16 Fallen Fort-
schritte festgestellt. Eine Uberpriifung der FolgemaRnahmen des Ausschusses
zeigte, dal? seit 1971 in 150 Féllen, die 70 Léander betrafen, Fortschritte erzielt
wurden. Positive Entwicklungen in den neunziger Jahren lassen erkennen, dal3
der Ausschul3 in diesem Jahrzehnt nachhaltigere Wirkungen erzielen konnte als
in alen Vorjahren.

Kasten 3.2
Korea — Eine innovative Strategie zur Eréffnung des Dialogs

Im Rahmen eines seit langem anhangigen, die Republik Korea  rangige dreigliedrige Mission der IAO zu empfangen. Die Mission

betreffenden Falls unternahm der Ausschuf fiir Vereinigungsfreineit ~ besuchte das Land im Februar 1998, und als Ergebnis konnten

einen ungewdhnlichen Versuch, einen positiven und konstruktiven  betréchtliche Fortschritte, darunter die Zulassung friher verbote-

Dialog herbeizufilhren, indem er die Regierung ersuchte, eine hoch- ner Gewerkschaften, erreicht werden, obwohl eine Reihe von
Fragen noch zu kléren sind.

111. Es hat jedoch auch Félle gegeben, die entweder dem Ausschul? fir  Fortschritte konnen sich
Vereinigungsfreiheit, dem Sachverstdndigenausschul3 oder einem Unter-  unter Umstanden nur
suchungsausschuf? (einem verfassungsmallig eingesetzten Sondergremium aus  |angsam einstellen
unabhangigen Sachversténdigen mit Ermittlungsbefugnissen) vorlagen und in
denen ungeachtet der Tatsache, dal? sie tiber einen léngeren Zeitraum hinweg
gepriift wurden, nur geringe Fortschritte erzielt wurden. Dabel handelte es sich
im allgemeinen um Féle, in denen es an politischem Willen fehlte, was es flr
die IAO schwierig machte, die im Anschluld an die Empfehlungen der Auf-
sichtsorgane zu treffenden Mal3nahmen durchzufihren. In einigen Féllen war es
nicht moglich, einen sinnvollen Dialog mit der betreffenden Regierung zu
fUhren, und Missionen der IAO wurde die Einreise verweigert. Hartnéckige
Bemtiihungen, einen echten Dialog herbeizufiihren, sowie die Nutzung anderer
der IAO zur Verfigung stehender Forderungsmoglichkeiten haben haufig
entscheidend dazu beigetragen, in solchen Fallen einen Durchbruch zu erzielen.

112. Die Aufsichtseinrichtungen haben dabei geholfen, politischen Willen  Die politische
zu entwickeln. Haufig haben sie das Bewultsein fur die Verhdltnisse in  Verpflichtung zur
bestimmten Landern geweckt, was in einigen Falen dazu gefuhrt hat, dal3  Einhaltung der
andere Mitgliedstaaten Druck ausgelibt haben. Dieser Druck hat haufig ent-  Vereinigungsfreiheit und
scheidend dazu beigetragen, dal3 die Tur fir technische Zusammenarbeit und — der
Unterstitzung gedffnet wurde, um so ein bestimmtes Problem [Gsen zu konnen, K o] ektivwverhandlungs-
was wiederum generell eine gréBere Akzeptanz und ein besseres Verstandnis  echte sichern
der jeweiligen grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit zur Folge
hatte.

113. Den Schliissel zur Propagierung grundlegender Prinzipien und Rechte  Forderungs- und
bilden zu einem wesentlichen Teil Forderungs- und Aufklarungsmal3nahmen.  Aufklarungsarbeit
Die vorstehend geschilderten Aufsichtseinrichtungen hangen weitgehend davon
ab, in welchem Umfang die Sozialpartner sie nutzen. Zahlreiche Tétigkeiten,

Seminare, Arbeitskreise und Verdffentlichungen der 1IAO dienen dazu, die
Betelligten Uber ihre Rechte und Moglichkeiten zur Bekdmpfung von Versto-
Ben und Verletzungen zu unterrichten (Kasten 3.3 und Kasten 3.4). Haufig
bieten dreigliedrige Landes-, Subregional- und Regionalseminare das notwen-
dige Forum, um den Soziadialog tber diese Fragen und einen Meinungs- und
Erfahrungsaustausch zu erleichtern. Auch die Weitergabe von Informationen
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zwischen Berufsverbdnden hat schon haufig grenziberschreitende Unter-
stitzungsmal3nahmen gefordert.

Kasten 3.3
Dreigliedrige Landesseminare tber die Ubereinkommen Nr. 87 und 98

Auf dreigliedrigen Landesseminaren in Brasilien, Indien, Mada-
gaskar, Marokko und Mauritius wurden in jingster Zeit
Hindernisse fiir die Ratifizierung bestimmter Ubereinkommen tber
Vereinigungsfreiheit erdrtert, wobei den Regierungen und den
Sozialpartnern Gelegenheit geboten wurde, die einschlagigen
Probleme in einem Forum zu diskutieren, in dem Sachverstandige
der IAO unmittelbar auf die angeschnittenen Probleme eingehen
konnten.

Zwei dreigliedrige ostafrikanische Seminare (eins im Jahr 1997
und eine AnschlufRveranstaltung im Jahr 1998) dienten der Ermitt-
lung sachlicher und technischer Schwierigkeiten, die eine Ratifi-
zierung des Ubereinkommens Nr. 87 durch Kenia, die Vereinigte

Republik Tansania und Uganda verhinderten. Im Zeitraum
zwischen den beiden Seminaren wurden wichtige Gesetzesande-
rungen ausgearbeitet. Die Vereinigte Republik Tansania hat mit-
geteilt, dal sie mit den Sozialpartnern Konsultationen Gber die
Ratifizierung des Ubereinkommens Nr. 87 fiihrt. Kenia und
Uganda haben in ihren im Rahmen der Folgemal3nahmen zur
Erklarung der IAO unterbreiteten Berichten angegeben, daR sie
die noch bestehenden Ratifizierungshindernisse weiter priifen, und
dem UNDP sind Vorschlage fiir eine technische Zusammenarbeit
zur Reform der Arbeitsgesetze mit Unterstitzung der IAO unter-
breitet worden.

Kasten 3.4
Verdffentlichungen und Medien

Im Rahmen ihrer Aufklarungsbemiihungen und um die fortschrei-
tende und komplexe Rechtsprechung der Aufsichtsorgane ver-
standlicher zu machen, hat die IAO in letzter Zeit neue Veréffent-
lichungen uber Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen
herausgegeben2. AuBerdem war eine Sonderreihe der Interna-
tional Labour Review der Vereinigungsfreiheit im flinfzigsten Jahr

seit der Annahme des Ubereinkommens Nr. 87 gewidmet. Die fiir
Normen und grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit
und das InFocus-Programm Forderung der Erklarung entwickelten
Websites enthalten umfangreiche Informationen (iber die Durch-
fihrung grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit (siehe
http:/www.ilo.org).

Beratungsdienste und
inlandische Kontakte

Ausbildung der
Sozialpartner und
Entwicklung von
Kapaztaten
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114. Ein ,Didlog auf dem Papier” kann zwar manchmal ausreichen, um
Fortschritte in bezug auf die verstérkte Einhaltung grundlegender Prinzipien
und Rechte bei der Arbeit zu erzielen, doch sind in vielen Fallen Beratungs-
dienste fur die erfolgreiche Reform der Gesetzgebung und Praxis entscheidend.
Fach- und Beratungsmissionen oder direkte Kontakte konnen dazu beitragen,
die Probleme zu ermitteln und zu beurteilen und die Suche nach Ldsungen im
innerstaatlichen Rahmen zu erleichtern (Kasten 3.5). Fur solche Missionen
bedarf es natirlich der Zustimmung der jeweiligen Regierung, da sie zu dem
Zweck unternommen werden, eng mit alen Beteiligten zusammenzuarbeiten.
Eine andere Ubliche Form der Unterstitzung besteht in der Prifung von
Gesetzesentwirfen und einschlagigen Beratungen (Kasten 3.6). Die |AO liefert
auch vergleichende Informationen Uber soziale Einrichtungen, Vertretungs-
fragen und andere Aspekte, die sowohl von Entwicklungsléndern als auch von
entwickelten Landern angefordert werden.

115. Die Ausbildung hat sich als aul3erordentlich wertvolles Instrument zur
Starkung der Fahigkeiten der Sozialpartner erwiesen, ihre Vertretungsaufgaben
wahrzunehmen und ausreichende Ressourcen fur den Kollektivverhandlungs-
prozefd zu sichern (Kasten 3.7). Diese Ausbildung umfafdte Arbeitskreise Uber
Organisierungstechniken, interne Verwaltung, Kollektivverhandlungen, Ver-
handlungsfertigkeiten, Schlichtungs- und Konfliktbeilegungsfertigkeiten usw.

2 D. Tajman und K. Curtis, aa.O.; B. Gernigon, H. Guido und A. Odero: Collective bargaining: |LO standards and the principles of the supervisory
bodies (Genf, IAA, 2000); B. Gernigon, H. Guido und A. Odero: ILO principles concerning the right to strike (Genf, IAA, 2000); IAA: Freedom of
association: an annoted bibliography (Genf, 1999).
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Zur Unterstitzung dieser Téatigkeiten hat die IAO Ausbildungshandbucher (fur
Ausbilder, Verhandlungsfuhrer und mit Beschwerdeverfahren befaldte Perso-
nen) entwickelt, die jetzt auf Englisch, Franzdsisch und Spanisch vorliegen.
Ferner wurde ein Ausbilderhandbuch Uber die Verhiitung und Beilegung von
Konflikten erstellt.

Kasten 3.5
Jingste direkte Kontakte

In den letzten Jahren ist es infolge von Ersuchen, die im Rahmen
verschiedener laufender Verfahren gestellt wurden, zu direkten
Kontakten gekommen, an denen haufig ein nicht dem Amt ange-
horender Vertreter des Generaldirektors beteiligt war.

1998 hat der Verwaltungsrat direkte Kontakte mit Nigeria gefordert,
obwohl er bereits einen Untersuchungsausschuf? eingesetzt hatte,
um damit auf neuere positive Entwicklungen in diesem Land zu rea-
gieren, vor allem auf die Freilassung inhaftierter Gewerkschafts-
fuhrer. Im AnschluR an diese Kontakte kam es zu wichtigen Ande-
rungen der Arbeitsgesetze. Die bei diesen Kontakten und anschlie-
RBend von den verschiedenen Aufsichtsorganen festgestellten Fort-
schritte bewirkten, da der Verwaltungsrat die Einstellung der
Tatigkeit des Untersuchungsausschusses beschlof?.

Zu direkten Kontakten mit Swasiland kam es 1997 aufgrund der
Einladung der Regierung an die 1AO, die Lage in ihrem Land zu
Uberpriifen, nachdem schwerwiegende Klagen beim Ausschul fiir
Vereinigungsfreiheit eingegangen waren und im Konferenzaus-
schuf3 fur die Durchfiihrung der Normen heftige Diskussionen
stattgefunden hatten. Die anschlie3end mit fachlicher Unterstitzung

durch die IAO ausgearbeiteten Gesetzentwilrfe, die die Empfeh-
lungen der Aufsichtsorgane berticksichtigen, wurden inzwischen
vom Parlament verabschiedet und miissen nunmehr vom Konig
genehmigt werden.

In diesem Jahr fanden direkte Kontakte in Kolumbien statt, nach-
dem zwischen der Regierung und den zustandigen kolumbiani-
schen Arbeitnehmerverbénden eine Vereinbarung erzielt worden
war, die dem Verwaltungsrat wahrend seiner Aussprache Uber
die Maglichkeit der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses
zur Behandlung einer Klage nach Artikel 26 unterbreitet worden
war.

Nachdem in Venezuela Anfang 2000 mehrere Verordnungen
zum Thema Vereinigungsfreiheit erlassen worden waren, begab
sich eine hochrangige Mission in dieses Land, um mit allen betei-
ligten Parteien dber die durch diese Verordnungen hervorgeru-
fenen groRen Besorgnisse zu sprechen und Ratschlage zu mdg-
lichen Anderungen zu erteilen. Beim Ausschuf fiir Vereinigungs-
freiheit ist eine Klage wegen schwerwiegender Verletzungen der
Gewerkschaftsrechte durch diese Verordnungen eingegangen.

Kasten 3.6
Beratung zu Arbeitsrechtsreformen

Regierungen Hilfe bei der ,Vorbereitung der Gesetzgebung auf-
grund der Beschliisse der Konferenz* zu leisten, ist eine Kern-
tatigkeit der IAO (Verfassung, Artikel 10, Absatz 2h)). Diese Hilfe
reicht von der Bereitstellung vergleichender Informationen fir die
Mitgliedsgruppen bis zur Kommentierung von Gesetzesentwirfen
und zur Ausarbeitung von Gesetzesvorschlagen. Die I1AO fordert die
Regierungen dabei auf, einen dreigliedrigen Konsens uber vorge-
schlagene Arbeitsrechtsanderungen anzustreben, und ihre Arbeit
an Entwiirfen umfaBt eingehende Beratungen mit den Sozial-
partnern als Grundlage fir nachhaltige Reformen.

Spezialisten in den Multidisziplindren Teams, Bedienstete der Zen-
trale und 1AO-Berater mit praktischen Erfahrungen leisten Unter-
stiitzung bei der Revision von Gesetzen im Zuge neuer Arbeits-
marktentwicklungen, wobei die Einhaltung grundlegender Prinzipien
und Rechte bei der Arbeit sowie ratifizierter Ubereinkommen
gewahrleistet wird. Die IAO fungiert hdufig als Moderator in drei-
gliedrigen Arbeitskreisen (iber Arbeitsrechtsreformen, wobei die
Vereinigungsfreiheit und die Kollektivverhandlungen im Vorder-
grund stehen (z.B. in Albanien, Estland, Litauen und der Tsche-
chischen Republik). Ein gemeinsames dreigliedriges Seminar der
IAO und der Weltbank uber Arbeitsrechtsreform in franzésischspra-
chigen L&ndern Afrikas, das 1997 in Abidjan veranstaltet wurde,
half den Teilnehmern aus den einzelnen L&ndern und den Ver-
tretern der beiden Organisationen, die Wirtschafts- und Arbeitsnor-
menaspekte besser zu verstehen.
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Zur Zeit werden Projekte flir Arbeitsrechtsreformen in Kenia,
Kolumbien, St. Lucia, Uganda und der Zentralafrikanischen
Republik in Angriff genommen und in anderen Landern erértert.
In den letzten Jahren hat die 1AO in Bolivien, Guatemala, Indo-
nesien, der Laotischen Demokratischen Volksrepublik,
Lesotho, Mauritius, Namibia, Nepal, Philippinen und Swasi-
land umfangreiche Unterstiitzung bei der Anderung von Geset-
zen Uber Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen gelei-
stet und in vielen Landern ausfihrlich zu Gesetzentwirfen Gber
die gleichen Themen Stellung genommen (z.B. in Belarus, Bos-
nien-Herzegowina, Botsuana, Ghana, der Islamischen Repu-
blik Iran, Fidschi, Kambodscha, Kasachstan, Thailand,
Ukraine und der Zentralafrikanischen Republik) sowie zu Ent-
wirfen von Mustergesetzen fir die Karibische Gemeinschaft
(CARICOM). In anderen Léndern, wie etwa in Chile, Kenia, der
Vereinigten Republik Tansania und Uganda, hat sie die inner-
staatlichen Gesetze mit den Ubereinkommen Nr. 87 und/oder 98
verglichen.

Ferner haben Regierungen die 1AO aufgefordert, zu Arbeitsge-
setzesvorschldgen Stellung zu nehmen, die von der Weltbank
und anderen regionalen Entwicklungsbanken finanzierte Berater
unterbreitet hatten (z.B. Bosnien-Herzegowina, die ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Guinea). Die dabei
gewonnenen Erfahrungen haben nachdriicklich gezeigt, wie wich-
tig es ist, im gesamten multilateralen System das Verstandnis
dafir zu férdern, wie die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf
Kollektivverhandlungen gesetzlich gewéhrleistet werden kénnen.
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Kasten 3.7
Ein Beispiel fur die Entwicklung von Kapazitaten

In Asien beispielsweise hat die IAO eine Reihe von Bildungs- und nam durchgefihrt. Im Vordergrund dieser Programme stand die
Ausbildungsprogrammen in China, Kambodscha, der Laoti-  Entwicklung der Organisierungs-, Kollektivverhandlungs- und
schen Demokratischen Volksrepublik, der Mongolei und Viet- Beschwerdebehandlungskapazitaten der Gewerkschaften.
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Einige ausgewahlte Fallstudien

116. Die Unterstitzung, die die IAO zur Forderung der Grundsétze der
Vereinigungsfreiheit und zur wirksamen Anerkennung des Rechts auf Kollek-
tivverhandlungen geleistet hat, erfolgte haufig in Zeiten der Demokratisierung
und in Ubergangsphasen der Wirtschaft. Die IAO hat aufgrund von Klagen
oder direkten Unterstiitzungsersuchen oder aus eigener Initiative interveniert,
um diese Grundsédtze und Rechte zu fordern. Die Erfahrung hat gezeigt, dai
durch anhaltende Unterstiitzung und stdndigen Einsatz einschneidende Ver-
anderungen in bezug auf die Verwirklichung der Grundsétze der Vereinigungs-
freiheit und der Kollektivverhandlungsrechte auch in Situationen méglich sind,
in denen sie lange und gravierend verletzt wurden.

-ES gibt drei wesentliche Elemente [...], namlich den politischen
Willen und das Engagement der Regierung, die Wirksamkeit der
technischen Hilfe der IAO und die Wirksamkeit der Dreiglied-
rigkeit und des Sozialdialogs."

H. Bomer Pasaribu, Arbeitsminister Indonesiens, Regionalseminar der
IAO, Japans und der Vereinigten Staaten Uber die Erklarung der IAO,
Phnom Penh, 7. bis 9. Dezember 1999.

117. Ein jungstes bezeichnendes Beispiel der Unterstiitzung durch die IAO
bietet Indonesien®. Es gibt in diesem Land zwar noch viele offene Fragen im
Zusammenhang mit der uneingeschrankten Durchsetzung dieser Grundsétze
und Rechte, doch sind mit Hilfe des politischen Engagements der Regierung,
der vielféltigen technischen Unterstiitzung durch die IAO und des Sozialdialogs
in einem verhdltnismalig kurzen Zeitraum beachtliche Fortschritte erzielt
worden.

118. Dem Engagement der IAO in Indonesien lagen zwar urspringlich
Klagen zugrunde, doch erhielt ihre Unterstiitzung einen ganz anderen Charak-
ter, nachdem 1997/98 einschneidende wirtschaftliche und politische Ereignisse
in diesem Land stattgefunden hatten. In der urspriinglich 1994 beim Ausschuf3
fr Vereinigungsfreiheit eingereichten Klage waren Vorwirfe wegen aul3erst
schwerwiegender Verletzungen der Gewerkschaftsrechte erhoben worden:
Ermordung, Verschwinden, Verhaftung und Inhaftierung von Gewerkschafts-
fuhrern und -aktivisten; Verweigerung des Rechts der Arbeitnehmer, Verbénde
ihrer Wahl zu grinden; Einmischung durch Regierungsbehdrden, Militér und
Arbeitgeber in Gewerkschaftstatigkeiten; gewerkschaftsfeindliche Diskriminie-

3 Eine eingehende Darstellung der von der IAO in diesem Zusammenhang geleistete Unterstiitzung findet sich in: Demystifying the core Conventions of
the ILO through social dialogue, The Indonesian Experience, IAO, Buro Jakarta, 1999.
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rungen und Beschrdnkungen von Streikmal3nahmen und Kollektivverhand-
lungen.

119. Die 1997 einsetzende Finanzkrise hatte einschneidende politische Ver-
anderungen und neue Einstellungen gegenuiber Menschenrechten, grundlegen-
den Freiheiten und demokratischen Verfahren zur Folge. Eine ganz entschei-
dende Entwicklung war die allgemeine Akzeptanz des Konzepts der Vereini-
gungsfreiheit und die damit verbundene Freilassung inhaftierter Gewerk-
schaftsfuhrer.

120. Diese Verénderungen bahnten den Weg fur die Forderung grund-
legender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und boten Indonesien die M6g-
lichkeit, die Unterstitzung und Mitarbeit der IAO wirksam zu nutzen. Im
Interesse der Aufrechterhaltung der nationalen Einheit wurde der Rahmen fur
die Reformen auf dem Gebiet der Arbeit dadurch abgesteckt, dal? als erstes die
Notwendigkeit anerkannt wurde, an mehreren Fronten gleichzeitig tatig zu
werden, insbesondere in den grofRen Bereichen Beschéftigung und Arbeit-
nehmerschutz. Zu diesem Zweck arbeitet Indonesien mit mehreren Partnern
zusammen, darunter die Weltbank, das UNDP, bilaterale Geber und die IAO
(deren Arbeit von Frankreich und den Niederlanden finanziert wurde).

121. Im August 1998 fanden auf Ersuchen des Konferenzausschusses fur die
Durchfiihrung der Normen direkte Kontakte statt. Aufgrund der Empfehlungen
der Kontaktmission begann die IAO mit ihrer Beratung und Unterstiitzung in
bezug auf den Rahmen des neuen Arbeitsrechts. Die Bemihungen der drei-
gliedrigen Mitgliedsgruppen und der 1AO erstreckten sich nicht nur auf die
traditionellen Mitgliedsgruppen der IAO, sondern auch auf das Militér und die
Polizei, Frauengruppen und nichtstaatliche Organisationen. Ein (vom Ver-
einigten Konigreich finanziertes) Projekt zur Stéarkung der Gewerkschaften hat
dazu beigetragen, den Ubergangsprozef3 zu erleichtern.

122. Die jungste Beratungsmission des Amtes fand (vor der Fertigstellung
des vorliegenden Berichts) im Januar 2000 statt. Anfang Méarz 2000 zog ein
gesamtstaatlicher dreigliedriger Arbeitskreis eine Bilanz der Situation und
vereinbarte das Vorgehen in den kommenden zwei Jahren. Einschneidende
Veranderungen haben die Demokratie gefestigt: die Ratifizierung des Uber-
einkommens Nr. 87, die Entlassung von Gewerkschaftsaktivisten aus dem
Gefangnis, die Zulassung zahlreicher neuer Gewerkschaftsbiinde, Debatten und
Diskussionen Uber Arbeitsreformen und begleitende Ausbildungs- und sonstige
Unterstiitzungsmalinahmen und die dreigliedrige Beteiligung an der Ausarbei-
tung neuer Arbeitsgesetze. All dies sind wichtige Bausteine bei der Konsoli-
dierung der Demokratie in Indonesien.

123. Aus den Erfahrungen in Indonesien konnen mehrere Lehren gezogen
werden:

m Erstens haben die internationalen Finanzinstitute vor dem Hintergrund der
Finanzkrise eine wesentliche Rolle dabei gespielt, den Weg zum Reform-
prozef zu ebnen.

m Zweitens wurde die Reformagenda in Indonesien durch eine Kombination

politischer und wirtschaftlicher Faktoren gestaltet, die zu den Wahlen 1999
fuhrten. Koordinierten Bemihungen um institutionelle Reformen und
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Entwicklungstétigkeiten, die sich auf die Grundrechte stiitzen (Beseitigung
der Armut, Schaffung von Arbeitspldtzen, eine neue Rolle fur das Militér
und die Polizei), kommt dabei eine entscheidende Rolle zu.

m Drittens nutzte Indonesien die Ratifizierung von 1AO-Ubereinkommen uber
grundlegende Prinzipien und Rechte (einschlieflich der Ubereinkommen
Nr. 87 und 98) a's Instrument fur Arbeitsreformen.

m Viertens leistete die IAO zwar einen wesentlichen Beitrag zu dem Prozef3
der Gesetzesreformen, doch lag die Aufgabe der eigentlichen Ausarbeitung
neuer Gesetze bei der Regierung, die hierbei mit einem aktiven dreiglied-
rigen Ausschull zusammenarbeitete. Das Arbeitsministerium und die Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerverbadnde haben sich die Gesetzesvorschldge zu
eigen gemacht. Dies bedeutet eine starke Unterstitzung bei ihrem Weg
durch das Parlament und ihrer spéteren wirksamen Durchfuhrung.

m Funftens hatten die politischen und wirtschaftlichen Veranderungen zwar
gewaltige Ausmal3e, doch wird es einige Zeit dauern, bis sie ihren Weg
durch das System gemacht haben und ihre volle Wirkung entfalten, deshalb
bedarf es auch weiterhin des Einsatzes der IAO und anderer Stellen.

124. Die Téatigkeiten der IAO in bezug auf Siidafrika lassen eine Reihe von
Ahnlichkeiten erkennen. Aufgrund der standigen Kritik und Verurteilung trat
Suidafrika 1964 aus der IAO aus’. Im gleichen Jahr nahm die IAO die
Erklarung Giber MaRnahmen gegen die Apartheid® an, in der es hieR, das Amt
werde Befreiungsgruppen, schwarze Arbeitnehmer und ihre unabhangigen
Gewerkschaften unterstiitzen. Es wurden Studienreisen fur Sudafrikaner zur
IAO-Zentrale oder in ausgewdahlte Lander im stdlichen Afrika organisiert, um
es ihnen zu ermoglichen, sich mit den Arbeiterbildungsprogrammen vertraut zu
machen. In Nachbarlandern wurden Seminare und Arbeitskreise Uber Themen
wie Vereinigungsfreiheit, Kollektivverhandlungen, Beschaftigung und Ent-
wicklung, Arbeitsschutz sowie Mediennutzung und Informationstechnologie
veranstaltet. Dies war ein Beispiel fur eine Situation, in der demokratischen
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbdnden Unterstitzung geleistet werden
konnte, auch wenn eine Zusammenarbeit mit dem Apartheidregime nicht in
Frage kam.

125. Im Zeitraum von 1965 bis 1994 wurde der Internationalen Arbeits-
konferenz in jedem Jahr ein Sonderbericht des Generaldirektors zur Anwen-
dung der Erklarung uber die Politik der Apartheid vorgelegt, und zwar
zunéchst zur Aussprache im Plenum und ab 1980 zur Behandlung durch einen
Konferenzausschu® fur Fragen der Apartheid. Dadurch wurde der politische
Druck auf das Apartheidregime im einzigartigen dreigliedrigen Forum der IAO
aufrechterhalten.

126. 1989 reichte der Kongrel3 der sudafrikanischen Gewerkschaften
(COSATU) eine Klage wegen verschiedener Verletzungen der Vereinigungs-
freiheit ein. Im Februar 1991, als sich das politische Klima zu andern begann,
stimmte die Regierung der Einsetzung eines Ermittlungs- und Schlichtungs-

“ Die Folgen dieses Austritts waren, daR, soweit es um die Aufsichtsverfahren ging, Klagen wegen Verletzungen der Vereinigungsfreiheit und der
Kollektivverhandlungsrechte einem Sonderverfahren unterlagen, das u.a ihre Verweisung an den Wirtschafts- und Soziarat der Vereinten Nationen
(ECOSOC) vorsah.

® Die Erklarung wurde 1964 angenommen und mehrfach aktualisiert.
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ausschusses der IAO in Sachen der Vereinigungsfreiheit zu. Dieser Ausschul?
erarbeitete eine Reihe von Empfehlungen, um eine Ubereinstimmung der
Gesetze, Politiken und Praktiken in diesem Land mit den Grundsédtzen der
Vereinigungsfreitheit zu erreichen. Hierzu gehérten die Einsetzung einer
(dreigliedrigen) Nationalen Arbeitskrdftekommission sowie umfassende
Gesetzesanderungen und arbeitsmarktpolitische Reformen. Nachdem die erste
Regierung nach der Ara der Apartheid eingesetzt worden war, nahmen der
Verwaltungsrat und die Konferenz einen Aktionsplan an, der die Forderung der
Gewerkschaften und der Menschenrechte, die Entwicklung von Kapazitéaten fur
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Arbeitsbeziehungen und Kollektivverhand-
lungen sowie Verbesserungen des Arbeitsrechts vorsah, um die Empfehlungen
des Ermittlungs- und Schlichtungsausschusses durchzufthren. Im Verlauf eines
Prozesses, an dem Sachverstdndige aus dem eigenen Land und der 1AO
beteiligt waren, wurden die Gesetze Sidafrikas so gestaltet, dal3 sie den in
Ubereinkommen der IAO verankerten Grundsitzen entsprachen. Im Februar
1996 ratifizierte Siidafrika die Ubereinkommen Nr. 87 und 98.

127. Die Unterstiitzung durch die IAO wahrend des Ubergangs Siidafrikas
zu einer nicht rassistischen demokratischen Ordnung zielte darauf ab, die
erreichten Fortschritte zu konsolidieren. Sie erstreckte sich auf ein umfassendes
Programm der Beratung in bezug auf Gesetzesreformen, die Entwicklung
kollektiver Verhandlungs- und Konfliktbeilegungskapazitéten im privaten und
offentlichen Sektor (von der Schweiz finanziert) und die Stérkung der Arbeits-
marktinstitutionen. In diesem Zusammenhang wurde auch mit dem Arbeits-
ministerium und dem Ministerium fir oOffentliche Dienste und Verwaltung
zusammengearbeitet. Die IAO setzt auch heute noch ihre Unterstiitzung bei der
Konsolidierung dieser Prinzipien und Rechte in diesem Land fort, deren
effektive Anerkennung ein eindrucksvolles Mal3 an sozialem Konsens in einem
multikulturellen, mehrsprachigen Umfeld widerspiegelt. Interessant ist auch die
Feststellung, dai’ es der Sozialdialog auf landesweiter Ebene Stidafrika ermdg-
licht hat, ein umfassendes Programm wirtschaftspolitischer Reformen durchzu-
fihren®. Ferner hat sich das Arbeitsministerium fir eine dreigliedrige Vor-
gehensweise bei einer vor kurzem vorgenommenen Uberprifung der einge-
fuhrten Arbeitsrechtsreformen entschieden.

128. Aus den Erfahrungen in Stdafrika konnen mehrere Lehren gezogen
werden:

m Erstens bot die einzigartige Position der IAO mit ihren speziellen Verfahren
und Einrichtungen in Sachen Vereinigungsfreiheit der Organisation die
Maoglichkeit, die Bewegung zur Verwirklichung der uneingeschrénkten
Demokratie und sozialen Gerechtigkeit in Slidafrika zu unterstitzen, obwohl
es anfangs am politischen Willen fehlte. Die IAO konnte selbst in den
Jahren der Apartheid (durch Studienreisen und Seminare aulRerhalb des
Landes) die Kapazitdten der sozialen Institutionen fordern und entwickeln.
Der Konferenzausschuld fur Fragen der Apartheid spielte ebenfalls eine
wichtige Rolle bei der Aufrechterhaltung des internationalen Drucks, mit
dem ein Wandel erreicht werden sollte, sowie bei der Schaffung der
Reformgrundlagen.

6 Siehe IAA: Studies on the social dimensions of globalization, South Africa (Genf, 1999).
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m Zweltens verstarkten politischer Wille und die Anerkennung der wichtigen
Rolle des Sozialdialogs die Nachhaltigkeit der im sozialen, politischen und
wirtschaftlichen Bereich vorgenommenen Anderungen.

m Drittens unterstitzte die IAO die Ausarbeitung der umfassenderen arbeits-
marktpolitischen Rahmenbedingungen, wodurch die Verwirklichung der
grundlegenden Prinzipien und Rechte durch die Bemihungen geftrdert
werden konnte, Diskriminierungen zu beseitigen und Beschéftigungsmog-
lichkeiten zu schaffen.

m Viertens wurden die Tétigkeiten der IAO und ihre Mal3nahmen zur Unter-
stitzung der Reformen ununterbrochen fortgesetzt, um ihre uneinge-
schrankte und feste Verankerung in der gesamten Politik des Landes zu
erleichtern. Die IAO spielte eine wichtige Rolle dabei, den Kollektivver-
handlungsprozef? durch die Entwicklung der Kapazitéten der Sozial partner
und die Unterstitzung der Entwicklung von Konfliktbeilegungstétigkeiten
zu fordern.

... ES wird keine echte Freiheit, keine echte Demokratie oder
keinen echten Frieden ohne soziale Gerechtigkeit geben ... Es
gibt keine echten Freiheiten oder Gewerkschaftsrechte, wo es
keine Menschenrechte im allgemeinen gibt, wo es keine Demo-
kratie und keine Rechtsstaatlichkeit gibt.”

Lech Walesa, Vorsitzender der Solidaritat (spater Prasident Polens),
auf der 77. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz im Juni 1990
Uber die Leistungen und Erfahrungen der 1AO.

129. Polen bezeugt ebenfalls die eindrucksvolle Rolle, die Aktionen und
Unterstiitzungsmal3nahmen der IAO bei der Erleichterung des sozialen, aber
auch des politischen Wandels spielen konnen. Bereits 1959 hatte der Sach-
verstandigenausschul® darauf hingewiesen, dal3 das polnische Gewerkschafts-
gesetz von 1949, vor alem in bezug auf das Recht der Arbeitnehmer, Verbande
ihrer Wahl zu griinden, im Widerspruch zum Ubereinkommen Nr. 87 stand’. Im
Anschlul3 an eine vom Verwaltungsratsausschul® fur Vereinigungsfreiheit
geprufte Klage entsandte das Amt im Mai 1980 eine Mission nach Polen, die
mit Regierungs-, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern zusammentraf.

130. Die rasche Entwicklung der sozialen und politischen Situation in
diesem Zeitraum fuhrte schliefdlich zur Unterzeichnung der Vereinbarung von
Gdansk, die auch die eindeutige Annahme der Grundsétze der Ubereinkommen
Nr. 87 und 98 durch die Regierung umfaldte. Im Oktober 1980 nahm das Parla-
ment ein neues Gewerkschaftsgesetz an, das einen gewerkschaftlichen
Pluralismus ermdglichte. Als es jedoch der neuen Gewerkschaft Solidaritét
nicht gelang, die Anerkennung ihrer Satzung zu erreichen, unternahm der
Generaldirektor des IAA eine weitere Mission nach Polen, um dabei zu helfen,
einen Weg aus der Sackgasse zu finden. Im November desselben Jahres
erschien der Arbeitsminister personlich vor dem Ausschul fir Vereinigungs-
freitheit und verkindete die Anerkennung der Solidaritdt. Auf der 67. Tagung
der Konferenz 1981 erklarte Lech Walesa as polnischer Arbeitnehmer-
delegierter: ,, Als wir beschlossen, unabhéngige selbstverwaltete Gewerkschaf-
ten zu bilden, nutzten wir in vollem Umfang die Bestimmungen der 1AO-Uber-
einkommen Nr. 87 und 98 ..., um die Solidaritat zu starken.”

" Polen hatte die Ubereinkommen Nr. 87 und 98 im Jahr 1957 ratifiziert.
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131. Die Situation verschlechterte sich jedoch sehr rasch, als am 13. Dezem-
ber 1981 das Kriegsrecht ausgerufen wurde, wurden doch damit Gewerk-
schaftstétigkeiten unterbunden und die bestehenden Gewerkschaftsorganisa-
tionen vollsténdig aufgel6st. Gegen die Solidaritét, ihre Fihrer und Mitglieder
wurden Mal3nahmen ergriffen. Daraufhin reichten der Internationale Bund
Freier Gewerkschaften (IBFG) und der Weltverband der Arbeitnehmer (WVA)
Klagen wegen Verletzungen der Gewerkschaftsrechte bei der IAO ein. Die
Regierung lehnte zwar zunéchst eine vorgeschlagene Mission ab, doch konnte
die IAO nach der Prifung des Falls im Februar 1982 Polen besuchen, mit
Regierungs- und Gewerkschaftsvertretern zusammentreffen und auch mit dem
inhaftierten Lech Walesa sprechen.

132. Im Juni 1982 wurde eine Klage nach Artikel 26 der Verfassung wegen
Verletzung der Ubereinkommen Nr. 87 und 98 eingereicht. Das Kriegsrecht
wurde am 31. Dezember 1982 aufgehoben. Da die Regierung jedoch das Man-
dat einer weiteren Mission der IAO nicht anerkannte, setzte der Verwaltungsrat
einen Untersuchungsausschul® ein. Die Reaktion der Regierung bestand darin,
da sie die Einstellung ihrer Zusammenarbeit mit der IAO verkiindete. Trotz-
dem schiof3 der Ausschul seine Arbeit ab (die sich auch auf die Anhérung von
Zeugen in Genf erstreckt hatte) und verdffentlichte im Mai 1984 seinen Bericht
und seine Empfehlungen. Die Regierung wies die Schlul3folgerungen und Emp-
fehlungen des Ausschusses zuriick, worin die Annahme mit den Uberein-
kommen Nr. 87 und 98 zu vereinbarender Gesetze, die Freilassung der nach
wie vor inhaftierten Gewerkschafter und die Wiedereinstellung der wegen
gewerkschaftlicher Tétigkeiten entlassenen Arbeitnehmer gefordert worden
waren.

133. Obwohl der Sachverstandigenausschuld die Entwicklung genau Uber-
wachte, traf die Regierung keine konkreten Malinahmen. Im Mai 1987 reiste
der Generaldirektor des IAA erneut nach Polen und traf mit Regierungs- und
Gewerkschaftsvertretern zusammen, darunter auch die Fihrungsspitze der
Solidaritét, die nach wie vor keine Téatigkeiten entfalten durfte. Nach einer
neuen Streikwelle im Jahr 1988 stimmte die Regierung zu, ein Rundtisch-
gesprach mit den Sozialpartnern Uber die Empfehlungen des Untersuchungs-
ausschusses der IAO aufzunehmen. Auf Anraten der IAO wurde im Januar
1989 eine nationale dreigliedrige Kommission eingesetzt, zu deren Aufgaben es
auch gehorte, ein neues Gewerkschaftsgesetz auszuarbeiten.

134. Um die Reformen in den frihen neunziger Jahren zu konsolidieren,
unterstiitzte die polnische Regierung aktiv den Sozialdialog mit Hilfe eines von
der Européischen Union finanzierten und von der IAO durchgefiihrten Projekts.
Sensibilisierungsseminare, praxisbezogene Ausbildungsveranstaltungen Uber
Kollektivverhandlungen und Konfliktbeilegung sowie dreigliedrige Studienrei-
sen (von Angehdrigen beider Gewerkschaftsbiinde) in Léander mit etablierten
Einrichtungen und Verfahren des Sozialdialogs und der Konfliktbeilegung
ergaben vergleichende Hinweise fir die Sozialpartner und trugen dazu bel, die
Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen in Polen zu festigen.

135. Die politischen Ereignisse in Mittel- und Osteuropa seit Ende der
achtziger Jahre gehtren heute der Geschichte an. Die Anerkennung der Ver-
einigungsfreiheit und des Rechts auf Kollektivverhandlungen in Polen forder-
ten einen Demokratisierungsprozeld mit weitreichenden Folgen in der ganzen
Region. Im Mérz 1990 stellte der Sachversténdigenausschuld mit Genugtuung
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fest, da’? Gesetzgebung und Praxis in der Region wieder den Gewerkschafts-
pluralismus ermoglichten, und begrufite die Anerkennung der Solidaritét.

136. Die Folgen der Téatigkeit der IAO in Polen zeigen:

m Erstens, dal? ungeachtet des mangelnden politischen Willens die hart-
nackigen Bemihungen der IAO, einen Dialog mit der Regierung zu fuhren
und ihre Einhaltung grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit zu
Uberwachen, entscheidend dazu beigetragen haben, einen Ausweg aus der
verfahrenen Lage zu finden, als die V oraussetzungen hierfir gegeben waren.

m Zweitens, dal? die verschiedenen Elemente der Aufsichtseinrichtungen der
IAO den polnischen Arbeitnehmern ein wichtiges Forum boten, um die
internationale Gemeinschaft auf ihre Lage hinzuweisen.

m Drittens, dal3 eine echte Demokratisierung ohne begleitende Mal3nahmen zur
Gewéhrleistung der Vereinigungsfreiheit nicht moglich ist und dal3 umge-
kehrt die Verwirklichung der Vereinigungsfreiheit zwangsléufig zu demo-
kratischeren Systemen fihrt.

m Viertens, dald die Empfehlungen der IAO die Agenda fur innerstaatliche
Verfahren liefern konnen.

m Flnftens, dal3 Unterstiitzung von auf3en zur Stérkung des Sozialdialogs nach
einem politischen Durchbruch entscheidend dazu beitragt, die Einhaltung
der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte zu festigen.

137. Auch auf die Entwicklungen im Zusammenhang mit solidaristischen
Vereinigungen® in Costa Rica, die die Vereinigungsfreiheit beeintréchtigen, hat
die IAO rasch reagiert, obwohl diese Entwicklungen international weniger
Beachtung gefunden haben. Klagen gegen die Zunahme solidaristischer Ver-
einigungen und die analoge Schwachung unabhéngiger Gewerkschaftsorganisa-
tionen (im Januar 1987 gab es 19 Gewerkschaften mit 4.313 Mitgliedern im
industriellen  Sektor, dagegen 334 solidaristische Vereinigungen mit
16.229 Mitgliedern) sowie gegen die vermehrten gewerkschaftsfeindlichen Dis-
kriminierungen, darunter die Entlassung zahlreicher Gewerkschaftsmitglieder,
wurden dem Ausschul fur Vereinigungsfreiheit erstmals 1988 unterbreitet. Die
Entwicklung solidaristischer Vereinigungen hatte auch einen betréchtlichen
Rickgang der Kollektivverhandlungen zur Folge, diein vielen Fallen durch ein
System der direkten Regelung ersetzt wurden.

138. Die lAO entsandte im April 1991 und im Oktober 1993 zwei Missionen
nach Costa Rica, um den Charakter dieser Vereinigungen zu beurteilen und
geeignete MalRnahmen zum Schutz gegen etwaige Beeintréchtigungen der
Gewerkschaftsrechte vorzuschlagen. 1993 wurden Gesetzesdnderungen vor-
genommen. Diese Gesetzesdnderungen wurden vom Sachversténdigenausschul
begrifdt, der in bezug auf die Empfehlung, dal3 solidaristische Vereinigungen
keine gewerkschaftlichen Funktionen tbernehmen und keine Kollektivver-
handlungen fuhren sollten, feststellte, dal? die neuen Gesetze alle Tétigkeiten,
die die Bildung und Arbeit von Gewerkschaften behinderten, sowie den

8 Es handelt sich dabei um Vereinigungen, die auf Arbeitgeberbeitrage angewiesen sind und zu deren Mitgliedern auch Aufsichts- und Filhrungskréfte
gehdren und die haufig auf Initiative des Arbeitgebers gegriindet werden.
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Abschlul3 von Gesamtarbeitsvertrdgen durch solidaristische Vereinigungen
verboten.

139. Im Hinblick auf grof3ere Vertretungssicherheit sahen die neuen Rechts-
vorschriften ferner vor, dal3 jede Handlung oder Unterlassung seitens der
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer oder ihrer jeweiligen Verbande, mit der gegen
die in IAO-Ubereinkommen verankerten und von der Gesetzgebenden Ver-
sammlung ratifizierten Normen (darunter das Ubereinkommen Nr. 98, das
gewerkschaftsfeindliche Diskriminierungen und Einmischungen verbietet)
verstof3en wird, ein strafbares Vergehen nach den neuen Rechtsvorschriften
darstellt. Dartber hinaus wurden in die neuen Rechtsvorschriften Garantien der
Beschéaftigungssicherheit von Gewerkschaftsfihrern und -mitgliedern aufge-
nommen. Leider sind die innerstaatlichen Einrichtungen und Verfahren zur
Durchsetzung des Schutzes der Gewerkschaftsrechte wegen ihrer Ineffizienz
und Langsamkeit kritisiert worden.

140. Der Sachverstandigenausschuld verfolgt weiterhin aufmerksam die Ent-
wicklungen in bezug auf solidaristische Vereinigungen und ihre etwaige Vor-
zugsbehandlung, die die freie Entwicklung der Gewerkschaften beeintrachtigen
konnte. In Beantwortung eines vor kurzem ergangenen Ersuchens um Infor-
mationen zur Frage der ungleichen Behandlung von solidaristischen Vereini-
gungen und Gewerkschaften in bezug auf die Verwaltung von Entschéadi-
gungsfonds fur entlassene Arbeitnehmer hat die Regierung mitgeteilt, dal? der
Entwurf eines Textes Uber den Berufsfonds zur Kapitalbildung und Wirt-
schaftsdemokratisierung ausgearbeitet worden sei, der es Gewerkschaften
erlaube, solche Entschadigungsfonds zu verwalten. Bisher war dieses Recht nur
solidaristischen Vereinigungen gewahrt worden.

141. Aus den MaRnahmen der IAO in Costa Rica angesichts neuartiger
Angriffe gegen die grundlegenden Prinzipien der Vereinigungsfreiheit kénnen
die folgenden Lehren gezogen werden:

m Erstens erwies sich eine unverzigliche und nachdrickliche Reaktion auf
Entwicklungen, die die Vertretungssicherheit beeintrachtigen, als wirksam
bei der Bewaltigung der aufgetretenen Probleme.

m Zweitens ermdglichte das stdndige Zusammenwirken zwischen den ver-
schiedenen Aufsichtsorganen, insbesondere dem Ausschul3 fur Vereini-
gungsfreiheit und dem Sachverstdndigenausschuf3, ein umfassenderes Vor-
gehen und die genaue Uberwachung der Entwicklungen.

m Drittens hatten politischer Wille und die Ubernahme nationaler Verant-
wortung fir die Gesetzesreformen 1993 zur Folge, dal3 unverziglich ent-
scheidende Schutzmal3nahmen gegen gewerkschaftsfeindliche Diskriminie-
rungen und Arbeitgebereingriffe getroffen werden konnten.

m Viertens sind die Normen der IAO nach wie vor der Bezugspunkt fir einen
angemessenen Schutz der Vereinigungsfreiheit.
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Elemente fur eine Bewertung

142. Die vorstehend geschilderten Erfahrungen lassen eine Reihe von Ele-
menten erkennen, die die Wirksamkeit von IAO-Mal3nahmen zur Forderung
der Vereinigungsfreiheit und der effektiven Anerkennung des Rechts auf Kol-
lektivverhandlungen bestimmen. Eine unabdingbare Voraussetzung fur die
wirksame Auslbung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungs-
rechte besteht darin, dald grundlegende birgerliche Freiheiten und
M enschenr echte eingehalten werden. Unabhéngig davon, welche Unterstit-
zung die 1AO leistet und wie hartnackig die Bemuhungen sind, bleiben die
Chancen fur einen raschen Erfolg begrenzt, wenn diese Rechte nicht gewahr-
leistet werden. Die vorstehenden Beispiele zeigen jedoch, dald der Verénde-
rungsprozeld bemerkenswert rasch verlaufen kann, wenn erst einmal der
politische Wille daist.

143. Die sachverstandigen Berater fur die Erklarung der IAO haben gefor-
dert, dal3 technische Zusammenarbeit vorrangig Landern geboten werden sollte,
die offen ein Problem zugegeben haben, das sie [6sen mdchten. Politischer
Wille (oder mangelnder politischer Wille) auf seiten der Regierungen kann die
Verwirklichung und effektive Austibung der Vereinigungsfreiheit und der
Kollektivverhandlungsrechte wesentlich erleichtern oder verzogern. Dies
bedeutet nicht unbedingt, dald die IAO keine Unterstiitzung leisten sollte, wenn
es zunachst an politischem Willen fehlt. Die Organisation kann in hohem Maf
dazu beitragen, die Voraussetzungen dafir zu schaffen, dal3 diese Prinzipien in
vollem Umfang verwirklicht werden. Wie gezeigt wurde, bewirken die Hilfe
und Unterstitzung durch die IAO eine wesentliche Verstarkung jener Mit-
spracheorgane in einem Land, die bestrebt sind, Demokratisi erungsprozesse zu
fordern.

144. Nachdem festgestellt wurde, dal’ die Verwirklichung dieser Rechte
und Prinzipien haufig parallel zu einem demokratischen Ubergang verlauft,
sollte die IAO ihre Bemihungen darauf konzentrieren, sich bietende Mo6g-
lichkeiten am wirksamsten zu nutzen. Lander, die Konfliktsituationen hinter
sich haben, bendtigen in besonderem Mal? Unterstiitzung durch die IAO, um
Soziareformen zu stabilisieren und ingtitutionelle Einrichtungen zu stérken. Es
kommt darauf an, die Unterstiitzung in diesen Ubergangssituationen auch tiber
die blof3e Entwicklung des institutionellen Rahmens und die Durchfiihrung von
Gesetzesreformen hinaus fortzusetzen, damit die einmal entwickelte Begeiste-
rung und Schwungkraft aufrechterhalten bleiben und der Fortschritt konso-
lidiert werden kann.

145. Der Sozialdiaog ist fur die effektive Verwirklichung dieser Prinzipien
und Rechte haufig von zentraler Bedeutung. In vielen Landern hat er sich as
das wirksamste Mittel erwiesen, Arbeitsrechtsreformen zu einem legitimen
Anliegen zu machen. Ein echter und wirksamer dreigliedriger Sozialdialog
kann nur dort stattfinden, wo Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbénde nicht als
Gegner, sondern als Partner betrachtet werden. Die Tatsache, dal3 der Sozial-
dialog fur die Verwirklichung dieser Rechte so entscheidend ist, macht
deutlich, welche Bedeutung einer gesamtstaatlichen dreigliedrigen Mitwir-
kung und aktiven Zusammenarbeit zukommt, wenn Reformen benttigt wer-
den, und wie notwendig wirksame Arbeitsmarkteinrichtungen sind, um
Konflikte zu verhiiten oder beizulegen.
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146. Der Sozialdialog kann durchaus eine breitere Basis haben und damit
eine grofldere Unterstitzung fur Reformen fordern. In Indonesien umfalite der
Prozeld der Arbeitsrechtsreform von der Regierung Uber die Gesetzentwirfe
veranstaltete dreigliedrige Arbeitskreise zur Erdrterung der Gesetzentwirfe, in
die auch Institutionen der Zivilgesellschaft und verschiedene Ministerien einbe-
zogen wurden, sowie die Einsetzung einer dreigliedrigen Redaktionsgruppe, die
die Schluf¥fassung der gednderten Arbeitsgesetze ausarbeitete. Die IAO unter-
stutzte diesen Prozef3, und es kann kaum Zweifel daran bestehen, daf3 die
erweiterte dreigliedrige Mitwirkung dazu beitrug, die Unterstiitzung fir die
Verwirklichung der Prinzipien der Vereinigungsfreiheit und der Kollektiv-
verhandlungen in diesem Land zu stérken®.

147. Eine engere Zusammenarbeit mit internationalen Finanznstituten
und anderen internationalen Organisationen férdert die Bemuhungen der IAO
um die effektive Anerkennung der grundlegenden Prinzipien und Rechte bel
der Arbeit (Kasten 3.8). Ein koordiniertes und, soweit moglich, gemeinsames
Vorgehen bei Landesprogrammen vermeidet Widerspriiche und tragt dazu bei,
die Verwirklichung dieser Rechte im Zusammenhang mit Sanierungspro-
grammen und umfassenderen Entwicklungszielen zu betreiben, die die Einhal-
tung dieser Rechte in betrachtlichem Mal3 férdern kénnen.

Kasten 3.8

Eine breitere Basis flir den
Wandel

Zusammenarbeit mit
anderen internationalen
Organisationen

Zusammenarbeit mit anderen Organisationen: Einige Beispiele

In der Erklarung der IAO wird das Amt aufgefordert, andere inter-
nationale Organisationen, mit denen die IAO Beziehungen aufge-
nommen hat, dazu zu ermutigen, die Anstrengungen der IAO in
bezug auf grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit zu
unterstiitzen (Absatz 3). Die Zusammenarbeit mit anderen Organi-
sationen kann in sehr unterschiedlicher Form erfolgen.

So hat beispielsweise der Generaldirektor in seiner Rede vor der
UNCTAD X (Bangkok, Februar 2000) nachdrucklich darauf hinge-
wiesen, daR die Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und der Kollek-
tivverhandlungsrechte ein unauflésliches Element einer menschen-
wirdigen Arbeit in einer globalisierten Wirtschaft ist. Die IAO hat
auch einen Beitrag Uber die Erklarung und die grundlegenden
Ubereinkommen der I1AO fiir den World Investment Report 1999 der
UNCTAD erstellt (siehe Seite 285 und 353).

148. Einige der in diesem Kapitel angefiihrten Beispiele lassen erkennen,

In der Republik Korea veranlal3te die Zusammenarbeit zwischen
der IAO und der Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) den Beschéftigungs-, Arbeits- und
Sozialausschuf3 (ELSAC) dieses Landes zu dem BeschluB, die
OECD solle weiterhin die Fortschritte der Arbeitsrechtsreformen
in den Bereichen Vereinigungsfreiheit iberwachen, und zwar
zumindest so lange, bis die Einhaltung grundlegender Prinzipien
der Vereinigungsfreiheit in der Gesetzgebung und Praxis erreicht
worden ist.

Eine weitere Form der Zusammenarbeit bekundet die zwischen
der IAO und der Interparlamentarischen Union (IPU) geschlos-
sene Vereinbarung, in der ausdriicklich auf die Forderung der in
der Erklarung enthaltenen Prinzipien und Rechte verwiesen wird.

Ratifizierung

dal? die Mitgliedstaaten nicht unbedingt darauf warten mussen, dai3 alle
Bestimmungen ihrer Arbeitsgesetze und -praktiken den einschlagigen
Ubereinkommen entsprechen, ehe sie an eine Ratifizierung denken. Was sie
im Zusammenhang mit einer Ratifizierung bedenken mussen, ist der Durch-
fuhrungsprozeld. Der Zeitraum zwischen der formellen Ratifizierung und der
Aufnahme eines Dialogs Uber die Durchfihrung reicht aus, um die Situation zu
beurteilen, und gibt der IAO und anderen die Mdglichkeit, Unterstiitzung und
technische Zusammenarbeit zu bieten. Wichtig ist, dal? sich ein solcher Prozef3
auf eine dreigliedrige Zusammenarbeit in dem betreffenden Land stiitzen kann.

9 IAA: Demystifying the core conventions of the ILO through social dialogue: The Indonesian experience (Jakarta, 1999).
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Kasten 3.9
Eintreten fur grundlegende Prinzipien und Rechte: Indonesien und die IAO

Indonesien hat am 23. Dezember 1998 eine Absichtserklarung
gegeniber der IAO unterzeichnet, worin die Regierung ihre Zu-
sage bekraftigte, die verbleibenden drei grundlegenden Uber-
einkommen der IAO zu ratifizieren und gemeinsam mit der
IAO eine dreigliedrige indonesische Arbeitsgruppe zur
Durchfiihrung von Folgemalinahmen einzusetzen®. Ferner
wurde vereinbart, daB die IAO fachliche Unterstiitzung bei der

Ratifizierung und Durchfiihnrung dieser Ubereinkommen
leisten wiirde. Daraufhin wurden am 7. Juni 1999 das Uberein-
kommen (Nr. 105) Uber die Abschaffung der Zwangsarbeit, 1957,
das Ubereinkommen (Nr. 111) iiber die Diskriminierung (Beschéf-
tigung und Beruf), 1958, und das Ubereinkommen (Nr. 138) iiber
das Mindestalter, 1973, ratifiziert. Ferner ratifizierte Indonesien im
Marz 2000 als erstes Land in Asien das Ubereinkommen (Nr. 182)

Dierichtige Mischung
proaktiver und reaktiver
Malinahmen

Die Verfahren der IAO
beruhen auf Freiwilligkeit
und haben
Forderungscharakter

MITSPRACHE AM ARBEITSPLATZ

tiber die schlimmsten Formen der Kinderarbeit, 1999.

149. Veranderungen konnen durch die im Rahmen der Folgemal3nahmen zur
Erklarung vorgelegten jahrlichen Berichte, dreigliedrige Konsultationen, ver-
fassungsméafdige Verfahren, Klagen, Bemerkungen und Empfehlungen der Auf-
sichtsorgane usw. ausgeldst werden. Auch Seminare haben sich bei diesem
Prozel3 als niitzlich erwiesen, wobei die Schlul3folgerungen der Aufsichtsorgane
héufig hilfreich waren. Es kann aber auch auf Initiative der betreffenden
Regierung oder der Sozialpartner zu spontanen Ersuchen um technische Unter-
stitzung durch die IAO kommen. Eine grindlichere Forderung mufd dabei
nattrlich Gber reine Gesetzgebungsmalinahmen hinausgehen. Die volle Einhal-
tung dieser Prinzipien und Rechte kann nicht von einem Tag zum andern
erreicht werden. Haufig handelt es sich um einen Wachstumsprozef3, in dessen
Verlauf einige Fortschritte erzielt werden, ohne dal3 alle Probleme sofort gel 0st
werden konnen. Dies untermauert die Tatsache, dal3 nicht eine Lésung fur alle
Situationen in Frage kommt, und unterstreicht den komplementaren Charakter
der verschiedenen Aktionsformen der 1AO, der traditionellen Aufsichtsarbeit
der IAO-Organe und der mehr auf FOrderung ausgerichteten Tétigkeiten, der
auch die Folgemal3nahmen zur Erklérung préagt.

150. Angesichts der Diskussion tber den Wert von Verfahren, die grund-
legende Arbeitsnormen in aler Welt fordern, gegentiber der Durchsetzung
dieser Normen mit Hilfe von handel shezogenen Mal3nahmen ist es angebracht,
nachdricklich darauf hinzuweisen, dal? das System der IAO und die mit seiner
Hilfe erzielten Ergebnisse auf Freiwilligkeit, Uberzeugungsarbeit und Forde-
rung beruhen. Das Aufsichtssystem der |AO trégt dazu bei, die Einhaltung im
Zuge der Ratifizierung grundlegender Ubereinkommen der IAO freiwillig
Ubernommener Verpflichtungen zu gewdahrleisten. Der Generaldirektor hat am
1. Mai 1995 eine Kampagne zur Forderung der Ratifizierung grundlegender
Ubereinkommen der 1AO eingeleitet. Bis zum 31. Januar 2000 hatten 14 wei-
tere Staaten das Ubereinkommen Nr. 87 und 17 weitere Staaten das Uberein-
kommen Nr. 98 ratifiziert (siehe Abbildungen 3.1 und 3.2). Die Triebkréfte fur
eine universale Ratifizierung dieser Ubereinkommen werden immer stérker. Bis
zum 31. Januar 2000 hatten von den 174 Mitgliedstaaten der IAO 127 (oder
73 Prozent) das Ubereinkommen Nr. 87 und 145 (83 Prozent) das Uberein-
kommen Nr. 98 ratifiziert. Bis zum 31. Méarz 2000 hatte ein weiteres Land
(Eritrea) die Ubereinkommen Nr. 87 und 98 ratifiziert, und Kiribati war das
175. Mitgliedsland der IAO geworden.

©Epd, S. 81.
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Abbildung 3.1. Fortschritte bei der Ratifizierung des Ubereinkommens (Nr. 87) (iber die
Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechtes, 1948

N\
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Beginn der Erster Jahrestag der ~ Zweiter Jahrestag Annahme der Erster Jahrestag der  Falligkeit der jahrlichen Tagung der
Ratifizierungs- Kampagne der Kampagne Erklarung Erklarung Berichte sachverstandigen

kampagne Berater fur die

Erklarung der IAO

Abbildung 3.2. Fortschritte bei der Ratifizierung des Ubereinkommens (Nr. 98) iiber das
Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen, 1949
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Die Erklarung: Ein neues Instrument
zur Forderung des Wandels

151. Die Erklérung und ihre Folgemal3nahmen bieten der IAO ein neues
Forderungsinstrument fur die universale Verwirklichung grundlegender Prinzi-
pien und Rechte bei der Arbeit. Die moralische Unterstiitzung dieser Aufgabe
bedeutet, dal3 die Mitgliedsgruppen der IAO kollektiv fur die Erflllung dieser
Aufgabe verantwortlich sind. Auf den bereits bestehenden Verfahren und Ein-
richtungen aufbauend, bietet die Erklarung ein neues und erganzendes Instru-
ment zur Gewahrleistung der vollen Verwirklichung der Vereinigungsfreiheit
und der Kollektivverhandlungsrechte in allen Landern — darunter auch einige
der bevolkerungsreichsten Lander der Welt, die die Ubereinkommen Nr. 87
und 98 noch nicht ratifiziert haben. Die Folgemal3nahmen zur Erkl&rung, d.h.
sowohl die jahrliche Uberprifung als auch der Gesamtbericht (siehe Anhang 2),
bieten eine einmalige Mdglichkeit, die MalRnahmen der IAO zur Sicherung und
Forderung der Einhaltung grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit
zu verstarken'.

n Abs. 5 der Erklarung der IAO wird , betont, daf3 Arbeitsnormen nicht fir handelsprotektionistische Zwecke verwendet werden dirfen und dai diese
Erklérung und ihre Folgemal3nahmen nicht fiir solche Zwecke geltend gemacht oder sonstwie verwendet werden diirfen; auBerdem darf der komparative
Vorteil eines Landes durch diese Erklarung und ihre Folgemal3nahmen in keiner Weise in Frage gestellt werden®.
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4. Auf der Erklarung aufbauen

Einleitung

152. Im vorangegangenen Kapitel wurde die Wirksamkeit der bisherigen
Tétigkeiten der IAO zur Forderung der Vereinigungsfreiheit und der wirksamen
Anerkennung des Vereinigungsrechts behandelt. Im Anhang zur Erkl&rung
heil3t es, dal? dieser Bericht als Grundlage fur die Festlegung von Prioritéten fr
die kommenden vier Jahre dienen sollte, und zwar in Form von Aktionsplanen
fur die technische Zusammenarbeit, die insbesondere dazu bestimmt sind, die
zu ihrer Durchfiihrung erforderlichen internen und externen Ressourcen zu
mobilisieren. Es wird auch ausdriicklich festgestellt, dal’3 es Aufgabe des Ver-
waltungsrats ist, Schluf3folgerungen aus der Konferenzaussprache tber diesen
Bericht in bezug auf solche Prioritdten und Aktionspléne zu ziehen. In diesem
Kapitel werden einige Fragen aufgeworfen, die die Konferenz und der Ver-
waltungsrat bei der Erfullung dieser Aufgabe behandeln kdnnten.

153. Die Erklarung Uber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit
bestétigt den internationalen Konsens Uber eine soziale Séule der globaen
Wirtschaft und bietet der IAO neue Mdglichkeiten. Was aber sind die Folgen
fur die auf ihre Forderung abzielenden operativen Tétigkeiten der IAO? Zur
Beantwortung dieser Frage dirfte es angebracht sein, vier Aspekte zu
beriicksichtigen:

m Die Erkldrung bedeutet eine wesentliche Verstarkung des politischen
Engagements fur die Verwirklichung der von ihr erfaldten Prinzipien und
Rechte.

m Die Erkléarung liefert die Grundlage fir eine wesentlich umfassendere und
potentiell universale Informationsbasis in bezug auf diese Prinzipien und
Rechte.

m Die Erklarung ertffnet der IAO neue Moglichkeiten, Ressourcen zur Forde-
rung der Verwirklichung dieser Prinzipien und Rechte zu mobilisieren.
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m Die as Forderungstétigkeiten angelegten Folgemal3nahmen zur Erkléarung
bieten wichtige neue Diskussionsforen, sowohl auf der Konferenz als auch
im Verwaltungsrat, und eine neue Gelegenheit, die Dreigliedrigkeit, auf der
die Organisation beruht, zu stérken.

154. Die Forderung der Erkldrung wird an mehreren Fronten erfolgen
mussen. Die Folgemal3nahmen zur Erkl&rung und die Aufsichtsverfahren der
IAO sind gesonderte und erganzende Instrumente, die sich gegenseitig ver-
stérken. Einige Aktionen der Organisation missen dabel in der gleichen Weise
wie bisher fortgefiihrt werden. Dies betrifft die Folgemal3hahmen zu den
Empfehlungen der Aufsichtsorgane in Form von Beratung und Unterstiitzung
bei Gesetzgebungsmal3nahmen, wobei die Vorteile einer dreigliedrigen Vor-
gehensweise zu nutzen sind. Die Erklérung verleiht dieser Tatigkeit stérkeres
Gewicht, und ihre Folgemal3nahmen — insbesondere die jahrlichen Berichte —
eréffnen einen weiteren Weg, um die Unterstiitzung auf anerkannte Bedirfnisse
auszurichten. Technische Zusammenarbeit jedoch, die Uber die blol3e Gesetz-
gebung hinausgeht, erfordert eine neue Vorgehensweise in bezug auf die For-
derung grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit. Diese entspréche
auch besser der strategisch ausgerichteten Programm- und Haushaltserstellung,
die jetzt fir die Ausrichtung der Téatigkeiten der Organisation nach den Krite-
rien Forderungsarbeit, Wissen und Dienstleistungen mal3gebend ist.

Die Sache verteidigen, die besseren
Argumente haben: Forderungstatigkeit

155. Der vorstehende Bericht hat die wichtige Rolle deutlich gemacht, die
die Forderungsarbeit fur die Vereinigungsfreiheit und die Kollektivverhand-
lungen spielt. Die Bedeutung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivver-
handlungen als grundlegende Rechte ist bei den Entscheidungstragern, in der
Offentlichkeit und selbst bei den Mitgliedsgruppen der IAO weniger fest ver-
ankert als jene der drei anderen in der Erklarung behandelten Gruppen. Deshalb
werden sich die Aussichten fir eine umfassende Verwirklichung dieser Gruppe
von Prinzipien und Rechten wesentlich verbessern, wenn es gelingt, die allge-
meine Meinung zu ihren Gunsten zu verandern. Eine sinnvolle Dreigliedrigkeit
kann sich in der IAO nur dann voll entfalten, wenn es Organisationen gibt, die
die Arbeitnehmer und Arbeitgeber in allen Mitgliedstaaten vertreten.

156. All dies legt nahe, dal3 die IAO den Umfang ihrer Forderungs-
tatigkeiten betréchtlich erweitern sollte. Traditionellerweise haben sich diese
Tétigkeiten bisher auf ihre eigenen Mitgliedsgruppen konzentriert. Es gibt aber
Uber diese Mitgliedsgruppen hinaus zahlreiche Kreise, die betréchtlichen Ein-
fluld auf die Verwirklichung der Ziele der Erkl&rung haben, soweit sie die Ver-
einigungsfreiheit und die Kollektivverhandlungen betreffen. Um die Bedeutung
und den Nutzen der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte
deutlicher zu machen, missen deshalb auch Akteure aufl3erhalb des Ublichen
Kreises der IAQ Uberzeugt und in den Prozef3 einbezogen werden.

157. In Absatz 3 der Erklarung wird die Verpflichtung der IAO anerkannt,
andere internationale Organisationen, mit denen sie Beziehungen aufgenom-
men hat, dazu zu ermutigen, ihre Anstrengungen zu unterstiitzen, ihren Mit-
gliedern bei der Erreichung der Ziele der Erkldrung zu helfen. Es ist wichtig,
dal? sich die IAO auch weiterhin um die aktive und engagierte Unterstiitzung
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der zusténdigen internationalen Organisationen bemtht und mit ihnen zusam-
menarbeitet, damit sie besser erkennen, wie die Ziele der Erklédrung einen
positiven Beitrag zur Erfiillung ihres eigenen Auftrags und ihrer Ziele leisten.
Dies entspricht auch der Notwendigkeit einer integrierten Denk- und Vor-
gehensweise des multilateralen Systems in bezug auf die keineswegs isolierten
Herausforderungen der Globalisierung.

158. Die Forderungsarbeit muld auch auf die Organisationen der Zivilge-
sellschaft abzielen, die selbst mit der Forderung anderer grundlegender Rechte
und der Verfolgung sozialer Ziele befaldt sind. Die Zusammenhange zwischen
ihren Zielen und jenen der Erklarung werden im allgemeinen noch nicht aus-
reichend gewdrdigt und verstanden. Viel kann gewonnen werden, wenn es
moglich ist, diese Zusammenhénge deutlich zu machen und breitere Unter-
stitzung fur die Verwirklichung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektiv-
verhandlungsrechte zu mobilisieren.

159. Die Kontakte der IAO zu Regierungen laufen im allgemeinen Uber die
Arbeitsministerien, die in vielen Félen die grundlegenden Prinzipien und
Rechte bei der Arbeit sehr wohl verstehen und sich engagiert fir sie einsetzen.
Aber selbst wenn dies der Fall ist, konnen sich ihre Ansichten nicht immer
durchsetzen, wenn sie von anderen Regierungsstellen nicht geteilt werden. Des-
halb verstéarkt die IAO ihre Bemihungen, die Arbeitsministerien und Arbeits-
verwaltungen zu stérken. Sie kann aber auch das Verstandnis fur die Ver-
einigungsfreiheit und die Praxis der Kollektivverhandlungen in anderen
Ressorts, beispielsweise den Ministerien fur Handel, Finanzen, Entwicklung,
Planung, Geschlechtergleichstellung, Bildung, Landwirtschaft und Transport-
wesen, sowie bei Parlamentariern, Lokalbehtrden, der Justiz und in einigen
Fallen sogar bei den Streitkréften und der Polizei verbessern.

160. In bezug auf die Erklarung gibt es bereits andere neue und ermutigende
Initiativen. Der in Kapitel 1 behandelte Globale Pakt ist ein hochkarétiges
Instrument, um die Zustimmung der Unternehmen zu den Prinzipien und Rech-
ten der Erkl&rung zu gewinnen. Die Internationale Arbeitgeber-Organisation
hat eine Kampagne bei ihren Mitgliedsverbanden eingeleitet, um zu erreichen,
dai sie diese Initiative eindeutig unterstiitzen. Offentliche Institutionen, von der
internationalen bis zur kommunalen Ebene, kénnen ebenfalls Initiativen zur
Stérkung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte ergrei-
fen. Internationale Finanzinstitute kénnen den Beitrag, den Kollektivverhand-
lungen zum ausgewogenen Wirtschaftswachstum und zur besseren Beschéfti-
gungsfahigkeit der Arbeitnehmer leisten kdnnen, verstarkt anerkennen. Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerverbénde sowie nichtstaatliche Organisationen kdnnen
strategische BlUndnisse eingehen, um die Vereinigungsfreiheit fur ale zu for-
dern.

161. Es ware ein voreiliger Schluf3, da3 bel Gewerkschaften kaum noch
Forderungsarbeit fir die Vereinigungsfreiheit geleistet zu werden braucht. Die
Gewerkschaften sind die Hauptopfer von Verstof3en in diesem Bereich; die
betreffenden Rechte und Prinzipien sind fir ihre Existenz, ihre Téatigkeiten und
Erfolge von entscheidender Bedeutung. Dennoch kdnnen einige Arbeitnehmer-
verbande aus Beschrankungen, die anderen auferlegt werden, oder sogar aus
der Einschrénkung der Wahl und Aktionsfreiheit ihrer eigenen Mitglieder

1 Zu den jiingsten Fortschritten in dieser Beziehung siehe GB.277/ESP/4 und GB.277/WP/SDL/2.
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Nutzen ziehen. Die Ignorierung oder Duldung solcher VerstofRe kann zwar
ihren eigenen Zwecken dienen, nicht jedoch den Grundsédtzen der Vereini-
gungsfreiheit. In solchen Falen kann durch entsprechende Téatigkeiten dazu
beigetragen werden, die Akzeptanz des Gewerkschaftspluralismus as not-
wendige Form fur die Auslibung der Vereinigungsfreiheit zu fordern.

162. Es sollte der Ehrgeiz der IAO sein, wirksam all jene zu erreichen, die
einen echten Unterstiutzungsprozef3 beginnen méchten, darunter zunéchst die
verwundbarsten Gruppen (wie Wanderarbeitnehmer und Haushaltsangestellte).
Ein offensichtlicher Zielbereich ist die informelle Wirtschaft, die ihrem Wesen
nach die kollektive Vertretung, die Vereinigung und die Entwicklung von Ver-
handlungsbeziehungen auf3erordentlich erschwert. Der Grundsatz der Vereini-
gungsfreiheit ist jedoch ein so wesentlicher Bestandteil der grundlegenden buir-
gerlichen Freiheiten, dal3 er auch in der informellen Wirtschaft gelten muf3.
Deshalb ist es eine wichtige Aufgabe, die Moglichkeiten zu erkunden, wie er
auch auf diese Realitdten wirksam angewandt werden kann.

163. Die Malinahmen der 1AO sollten der Samen sein, aus dem sich Tétig-
keiten zwischen Regierung und Regierung, Arbeitgeber und Arbeitgeber,
Gewerkschaft und Gewerkschaft oder zwischen einzelnen Gruppen der Zivil-
gesellschaft entwickeln. Die Vorteile sind dabel nicht nur quantitativer Art,
sondern sie liegen auch in der Leistungsfahigkeit der Zusammenwirkung und
Forderungstéatigkeit gleichrangiger Gruppen. Dabel geht es z.B. darum, dal3 ein
Arbeitgeberverband die Vereinigungsfreiheit gegentiber storrischen Schwester-
organisationen verteidigt. Gewerkschaften, die aus Monopolsituationen hervor-
gegangen sind, konnen ihre Erfahrungen mit anderen in ahnlicher Situation
teilen. Auch der Druck einer Regierung auf eine andere, diese Rechte und
Prinzipien zu verwirklichen, kann auf3erordentlich wirksam sein.

164. Die Forderungsarbeit mufd einen grof’en Umfang haben, wenn sie
gunstige Voraussetzungen fur einen Wandel in den Mitgliedstaaten schaffen
soll, in denen ein ausreichender politischer Wille besteht. Sie kann auch bewir-
ken, dal3 in den Féallen, in denen es nach wie vor zu gewollten und offen-
sichtlichen VerstofRen kommt, betréchtlicher moralischer Druck ausgelbt wird,
indem sie aufzeigt, dal3 solche Verstolde fur die internationale Gemeinschaft
unertréglich sind.

165. Ein paar Richtungsweiser lassen erkennen, welche Prioritdten und
Aktionspléne in bezug auf die Notwendigkeit, diese Prinzipien und Rechte zu
fordern, angebracht sein konnten:

m Aufklarungsarbeit und Kontakte zur Erlauterung des Nutzens dieser Prin-
zipien und Rechte, die auf einen grélReren Kreis abzielen als die unmittel-
bare dreigliedrige Mitgliederschaft.

m Verstarkter Austausch zwischen der IAO und den Regierungsberatern
internationaler und regionaler Finanzinstitute, um zu gewahrleisten, dald wir
keine entgegengesetzten Ziele verfolgen.

m Aufklarungstétigkeiten bel den Mitgliedsgruppen der 1AO, die esihnen

ermdglichen, die Verwirklichung dieser Grundsétze und Rechte in breiteren
Kreisen zu fordern.
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Information zum Zweck der Aktion

166. Die in den Folgemal3nahmen zur Erkl&rung vorgesehenen Berichts-
verfahren sind eine bedeutende neue Quelle fir Informationen Uber die
Einhaltung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungsrechte.
Schon vor der Annahme der Erklarung war die Organisation in dieser
Beziehung in einer sehr guten Position, weil dem Ausschul3 fur Vereinigungs-
freiheit sowohl gegen ratifizierende Regierungen als auch gegen nicht ratifi-
zierende Mitglieder gerichtete Klagen unterbreitet werden konnten. Die bereits
bestehenden Aufsichtseinrichtungen und die Berichtsverfahren im Rahmen der
Folgemal3nahmen zur Erklérung bieten der 1AO jetzt die Voraussetzungen fir
die Entwicklung einer Untergrenze fur die Einhaltung dieser Prinzipien und
Rechte. Dennoch missen noch betréchtliche Verbesserungen vorgenommen
werden. Ratifikationen alein geben noch nicht das gesamte Bild. Es kann
trotzdem in einigen Wirtschaftssektoren Beschrankungen der Austibung dieser
Prinzipien und Rechte geben. Ferner sind Klagen ihrem Wesen nach episodisch
und die im Zusammenhang mit ihnen gewonnenen Informationen sporadisch.
AuRerdem haben die mit der Uberpriifung der ersten Reihe der im Rahmen der
Folgemal3nahmen zur Erkl&rung vorzulegenden Jahresberichte beauftragten
sachverstandigen Berater fur die Erklarung der 1AO festgestellt, dal3 diese
Berichte keine zuverléssige Vergleichsbasis lieferten, die eine globale Beur-
teilung der Situation in bezug auf die Vereinigungsfreiheit und die Kollek-
tivverhandlungen in der Welt erlaube und von der aus Fortschritte gemessen
werden konnten. Ein Drittel der Lander, die jahrliche Berichte in bezug auf die
Vereinigungsfreiheit und die Kollektivverhandlungsrechte vorzulegen hatten,
haben keine solchen Berichte Ubermittelt (siehe Abbildung 4.1). Der Ver-
waltungsrat hat beschlossen, dal3 Kontaktbemtihungen auf die Lénder konzen-
triert werden sollten, die noch keine ersten Berichte im Rahmen der Erklérung
Ubermittelt haben?.

167. Der 1AO stehen andere reiche Informationsquellen zur Verfigung. Die
Tatsache, dal? sie in den Mitgliedstaaten Uber ihre multidisziplindren Teams
und andere AuRRendienststrukturen vertreten ist, ermoglicht es ihr, Probleme
und Situationen zu erkennen und zu verstehen, wie dies mit Hilfe der formellen
Berichts- und Aufsichtssysteme nicht immer maoglich ist. Dabel mul3 das
Sammeln von Informationen eng mit der Agenda der Analyse- und Forschungs-
tétigkeiten der IAO gekoppelt werden, damit Wissens- und Informationsl ticken
gleichzeitig geschlossen werden koénnen. Es kann noch viel getan werden, um
die fur den Erfolg und die Entwicklung vorbildlicher Praktiken entscheidenden
Faktoren zu ermitteln.

168. Der vorstehende Bericht hat betrachtliche Wissensliicken in bezug auf
die variablen Faktoren aufgezeigt, die die Verwirklichung der hier behandelten
Rechte und anderer wirtschaftlicher und sozialer Ziele bestimmen:

m Bel der Festlegung einer Untergrenze fir die Einhaltung dieser Prinzipien
und Rechte muf3 die besonder e Aufmerksamkeit den Mitgliedstaaten gel-

2 Bis zum 31. Mé&rz 2000 hatten die folgenden Lander noch keine ersten Berichte im Rahmen der FolgemaRnahmen zur Erklarung der IAO ber alle
Gruppen grundiegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit tbermittelt: Afghanistan, Antigua und Barbuda, Aquatorialguinea, Armenien, Barbados,
Belize, Bosnien-Herzegowina, Burundi, Cote d’lvoire, die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Dschibuti, Ecuador, Fidschi, Gabun,
Grenada, Guinea, Haiti, Jamaika, Kamerun, Kasachstan, Komoren, Laotische Demokratische Volksrepublik, Lesotho, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Republik Moldau, Mongolei, Oman, Ruanda, St. Kitts and Navis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Salomon-Inseln, Sao Tomé und Principé, Sierra Leone, Swasiland, Tschad, Turkmenistan, Usbekistan, Zentralafrikanische Republik.
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Abbildung 4.1. Ratifikationen und Berichterstattung aufgrund der Erklarung

Zahl der Ratifikationen vor Zahl der Lander, die Zahl der Lander, die Zahl der Lander, die
der Tagung der jahrliche Berichte zu dieser jéhrliche Berichte keine jahrlichen
sachverstandigen Berater Gruppe grundlegender Ubermittelt haben Berichte Gbermittelt
fur die Erklarung der IAO Prinzipien und Rechte bei haben
(30. Januar 2000) der Arbeit zu Ubermitteln
hatten”
Ubereinkommen 87 127
52 35 17
Ubereinkommen 98 145

Ratifikationen und Berichterstattung aufgrund der Erklarung

10% 20% B Prozentsatz der Lander, die
keine jahrlichen Berichte zu
Ubermitteln hatten (70%)

O Prozentsatz der Lander, die
keine jahrlichen Berichte
Ubermittel haben (10%)

OProzentsatz der Lander, die
70% jahrliche Berichte Gbermittelt
0 haben (20%)

Lander, die jahrliche Berichte aufgrund der FolgemalRnahmen zur Erklarung zu Ubermitteln hatten

33%

B Prozentsatz der Lander, die
jahrliche Berichte Gbermittelt
haben (67%)

O Prozentsatz der Lander, die
keine jahrlichen Berichte
Ubermittelt haben (33%)

67%

* Lander, die jahrliche Berichte aufgrund der FolgemaRnahmen zur Erklarung zu Gbermitteln hatten, sind diejenigen, die eines oder mehrere der
grundlegenden Ubereinkommen nicht ratifiziert haben.
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ten, die die einschlagigen Ubereinkommen nicht ratifiziert und dennoch
keine jahrlichen Berichte vorgelegt haben, sowie der Gewinnung besserer
Informationen von den berichterstattenden Landern.

m Esmul} ein besseres System von Statistiken und Indikatoren der erzielten
Fortschritte geben, die der IAO dabei helfen, den Umfang zu messen, in
dem die Mitsprache und Vertretungssicherheit bei der Arbeit fur alle
gewdhrleistet ist.

m Der Zusammenhang zwischen diesen Prinzipien und Rechten und einer
gerechten Entwicklung und der Beseitigung der Armut muf3 deutlicher
herausgearbeitet werden.

m Es sollten weitere Forschungsarbeiten tber die mal3gebenden variablen Fak-
toren durchgefuhrt werden, die den Zusammenhang zwischen Vereini-
gungs- und Kollektivverhandlungsrechten, Gerechtigkeit und verbes-
serter Wirtschaftdeistung bestimmen.

m Es muld genauer verstanden werden, wie Vereinigungsfreiheit und Kollek-
tivverhandlungen die Verwirklichung der anderen drei Gruppen grund-
legender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit fordern.

Dienstleistungen fiur die
Mitgliedsgruppen der IAO

169. In der Erklarung wird ausdriicklich die Verpflichtung der IAO aner-
kannt, ihre Mitglieder entsprechend deren erwiesenen und zum Ausdruck
gebrachten Bedirfnissen dabel zu unterstiitzen, den durch die Erklarung aufer-
legten Verpflichtungen zu entsprechen. Die sachverstandigen Berater fur die
Erkl&rung der 1AO haben die internationale Gemeinschaft aufgefordert, auf
Hilfsersuchen von Mitgliedstaaten zu reagieren, die gewillt und bereit sind, die
Prinzipien und Rechte der Erkl&rung zu fordern. Wie die vorangehenden Kapi-
tel gezeigt haben, ist der politische Wille ein entscheidender Faktor fur den
Fortschritt. Dies ist ganz offensichtlich ein wesentliches Element, und die IAO
wird die wirklich bestehenden Mdglichkeiten fir einen Fortschritt genau zu
beurteilen haben, wenn entsprechende Ersuchen an sie herangetragen werden.
Maoglichkeiten fur einen echten Durchbruch bieten sich haufig in Perioden
einschneidender wirtschaftlicher und politischer Veradnderungen. In solchen
Situationen mui3 die IAO in der Lage sein, rasch zu reagieren, und die Unter-
stitzung leisten, die die Antriebskréfte der Verdnderungen verstarkt.

170. Was aber ist die geeignetste Vorgehensweise, wenn es keinerlei Anzei-
chen fur ein politisches Engagement oder Aussichten fur Fortschritte gibt? Die
Organisation wére schlecht beraten, wenn sie Ressourcen fur Tétigkeiten bereit-
stellen wirde, die keine angemessenen Erfolgsaussichten haben. Es wére aber
ebenso verantwortungslos, wenn sie bestimmte Situationen als hoffnungslos
abschreiben und erkldren wirde, hier gébe es keine Mdglichkeiten, die in der
Erklarung enthaltenen Prinzipien und Rechte zu fordern. In solchen Féllen
konnte das richtige Vorgehen darin bestehen, eine kluge Kombination der zur
Verfigung stehenden Aktionsmittel zu wahlen, bel der die Forderungsarbeit
eine besonders wichtige Rolle spielen wirde. Politischer Wille ist keine Kon-
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stante, sondern vielmehr ein Faktor, der durch EinfluRnahme und Uber-
zeugungsarbeit verandert werden kann. Die IAO und ihre Mitgliedsgruppen
sollten auch nicht zogern, Mifallen zu bekunden und Anderungen zu ver-
langen, wenn Féle schwerwiegender und flagranter VerstoRe vorliegen. In
solchen Fallen kann es durchaus angebracht sein, dal3 der Generaldirektor per-
sonlich interveniert, um zu versuchen, in besonders dringlichen Situationen
unverziigliche Anderungen zu erreichen. Durch keine dieser Maf3nahmen wird
der Forderungscharakter der Erklarung beeintréchtigt. Tatsachlich hangt die
Glaubwurdigkeit der Folgemal3nahmen von der Fahigkeit der Organisation ab,
mit Verstandnis und Entschlossenheit zu handeln, wenn es die Umsténde erfor-
dern.

171. Neben den durch Ratifizierung und politischen Willen bestimmten
Parametern muf3 die IAO mdglicherweise auch bestimmte Kategorien der
Nichteinhaltung der Prinzipien und Rechte der Vereinigungsfreiheit beriick-
sichtigen, die vorrangige Aufmerksamkeit erfordern. Eine solche Form ist
zweifellos der Grad der Verstol3e, beispielsweise dann, wenn es um Leben und
Freiheit geht. Unter Umsténden aber kénnen auch bestimmte Regionen, Arbeit-
nehmergruppen oder Hindernisarten festgestellt werden, die besondere Auf-
merksamkeit benttigen oder besonders glinstige Fortschrittsaussichten bieten.

172. Die Erklarung sieht vor, da die IAO die Mobilisierung externer
Ressourcen und Unterstitzung zu einem wesentlichen Bestandteil ihrer Unter-
stitzung fur die Mitgliedsgruppen machen sollte. Es gibt positive Hinweise auf
ein Interesse von Gebern an der Finanzierung von Tétigkeiten zur Férderung
der Erkldrung. Wie in anderen Bereichen der technischen Zusammenarbeit
mussen die |IAO und die Geber die Ubergreifende Einheitlichkeit der 1AO-
Strategie zur Forderung grundlegender Prinzipien und Rechte berticksichtigen,
wenn sie die zu finanzierenden Tétigkeitsarten vereinbaren. Diese Fragen sind
bereits von der Konferenz und vom Verwaltungsrat eingehend ertrtert worden.

173. Die in Kapitel 3 als Beispiele genannten Falle zeigen, dal’ jede inner-
staatliche Situation einzigartig ist und dal3 vorfabrizierte oder stereotype
Aktionspléne auf Landesebene kaum geeignet sein dirften, die Besonderheiten
jedes einzelnen Landes in angemessener Weise zu beriicksichtigen. Aber wenn
auch im vorliegenden Bericht der sachliche Inhalt der zu treffenden Mal3nah-
men nicht bestimmt werden kann, haben doch die Erfahrungen der Vergangen-
heit gezeigt, dal’ eine Kombination von politischem Engagement, gut gezielter
technischer Zusammenarbeit und aktivem Zusammenwirken und Dialog
zwischen den Sozialpartnern in jedem Einzelfall ein erfolgreiches Rezept fur
die Verwirklichung grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit ist.

174.Von besonderer Bedeutung ist die Rolle des Sozialdiadogs. Das
Engagement jeder der drei nationalen Mitgliedsgruppen ist fir den Erfolg jedes
nationalen Prozesses von grundlegender Bedeutung. Und auch die Verfahren
und Einrichtungen des Sozialdialogs sind ebenso wichtig, um es diesen Grup-
pen zu ermoglichen, einen sinnvollen Beitrag zu leisten und wirksam mit-
einander zu agieren. Der Sozialdialog wird auch nicht in einem Vakuum
gefuhrt. Wenn das Ziel einer umfassenderen Einhaltung der Vereinigungs-
fretheit und der Kollektivverhandlungsrechte breite Unterstiitzung in politi-
schen Kreisen und in der Offentlichkeit findet, sind die Erfolgschancen um so
grofder. Die Entwicklung einer solchen Unterstiitzung hangt vom Erfolg der
Forderungsarbeit ab sowie von dem Umfang, in dem diese Ziele als positiv fur
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die Verwirklichung umfassenderer wirtschaftss und soziapolitischer Ziele
betrachtet werden. Ein funktionsfahiger Sozialdialog kann durch Tétigkeiten
unterstiitzt werden, die die Vertretungsfahigkeiten der Partner stérken und die
verschiedenen Arbeitsmarktinstitutionen, die Verfahren und Einrichtungen fur
die Beilegung von Konflikten bieten, konsolidieren. Ebenso wichtig ist, dafi3
diese Verfahren und Einrichtungen positive Rahmenbedingungen fir die
anhaltende Austibung der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungs-
rechte bieten, wenn die Forderungsarbeit der IAO einmal beendet ist.

175. Es kommt auch darauf an, dal3 die Mitgliedstaaten den gesamten Pro-
zel3 in eigener Regie Ubernehmen. Mal3nahmen, die, aus welchen Griinden auch
immer, auf Initiative oder Druck von auf3en zurtickgeftihrt werden, werden
weniger wahrscheinlich zum Erfolg fihren als andere, die eindeutig den
Interessen und Anliegen des jewelligen Landes entsprechen und von inlandi-
schen Akteuren ausgehen. Die technische Zusammenarbeit und die Fachbe-
ratungsdienste sollten deshalb inlandische Akteure und die nationalen Ent-
schei dungsprozesse unterstiitzen. Eine Ubernahme in eigener Regieist auch das
Grundelement der Strategien anderer internationaler Organisationen, vor allem
der Strategien der Weltbank und des Internationalen Wahrungsfonds zur Ver-
minderung der Armut. Dadurch bieten sich bessere Mdglichkeiten, Malinahmen
der IAO zugunsten der Vereinigungsfreiheit und der Kollektivverhandlungenin
die Gestaltung umfassenderer international gestiitzter wirtschafts- und sozial-
politischer Rahmenbedingungen einzubeziehen.

176. Es durfte auch angebracht sein, ndher zu prifen, welche Nitzlichkeit
Hilfsmal3nahmen der IAO fir Mitgliedsgruppen auf anderen als der Landes
ebene haben. Zumindest im Anfangsstadium koénnen Tétigkeiten auf Subregio-
nal- und Regionalebene dazu beitragen, die Mitgliedsgruppen mit der
Erklarung vertraut zu machen und ihre aktive Mitwirkung im Rahmen der
Folgemal3nahmen zu férdern. Ein solches Vorgehen kann besonders dort ange-
bracht sein, wo Regional organisationen aktiv und einfluf3reich an Prozessen der
Zusammenarbeit und Integration mitwirken®. Andererseits jedoch kann man
wohl davon ausgehen, dal3 die meisten Aktionsplane besser auf Landesebene
und in einigen Fallen auf Sektorebene durchgefihrt werden.

177. Einige Richtungsweiser lassen erkennen, welche Prioritdten und
Aktionspléne die technische Zusammenarbeit bestimmten konnten:

m Stdrkung der Fahigkeiten der Mitgliedsgruppen, die Prinzipien und
Rechte der Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen zu verwirk-
lichen.

m Konzentration auf bestimmte Sektoren, in denen grundlegende Prinzipien
und Rechte unzulanglich eingehalten werden.

m Ermittlung der Bereiche, in denen die hiochsten Hindernisse fur die
Vereinigung von Frauen bestehen, und der Mittel und Wege zu ihrer
Uberwindung, u.a. durch Aufwertung geschlechtsspezifischer Fragen im
Rahmen von Kollektivverhandlungen.

% In dieser Beziehung ist die IAO in den Empfehlungen der sachverstandigen Berater fiir die Erklarung der 1AO, die der Verwaltungsrat auf seiner
277. Tagung (Mérz 2000) angenommen hat, aufgefordert worden: ,Beispiele regionaler Integrationsgruppen zu Uberprifen, die Fortschritte bei der
Forderung grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit machen, und Informationen tiber die Lehren zu verbreiten, die aus diesen Erfahrungen
gezogen werden konnen.“ Siehe IAA: Review of annual reports, aaO., Teil |, GB.277/3/1, Abs. 22, S. 7.
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m Verbesserung der Fahigkeiten der Mitgliedsgruppen, Konflikte zu ver-
hiten, zu behandeln und beizulegen.

Schluf3folgerung

178. In bezug auf die Akzeptanz und Verwirklichung der Prinzipien der
Vereinigungsfreiheit und des Rechts auf Kollektivverhandlungen sind betrécht-
liche Erfolge erzielt worden. Es gibt jedoch immer noch viel zu viele
Menschen, die diese Methode, ihre Lebenssituation zu verbessern, nicht nutzen
konnen. In den vorangegangenen Kapiteln wurden drei miteinander zusam-
menhéangende Prioritdten aufgezeigt, an denen sich die Forderungsarbeit der
IAO bei ihren Mitgliedsgruppen und in der restlichen Welt ausrichten sollte:

m Sicherzustellen, dal? ale Arbeitnehmer ohne Furcht vor Einschiichterungen
oder Vergeltungsmalinahmen eine Gewerkschaft ihrer Wahl bilden oder
einer solchen Gewerkschaft beitreten konnen und dal3 Arbeitgeber die Frei-
heit haben, unabhangige Verbande zu bilden und ihnen beizutreten;

m eine offene und konstruktive Haltung der Unternehmen und der Arbeitgeber
der offentlichen Hand gegenlber der frel gewahlten Vertretung der Arbeit-
nehmer und der Entwicklung gemeinsam vereinbarter Verhandlungsmetho-
den und erganzender Formen der Zusammenarbelit in bezug auf die Arbeits-
bedingungen zu fordern;

m die Erkenntnis der Behdrden zu fordern, dal3 die gute Verwaltung des
Arbeitsmarkts auf der Grundlage der Einhaltung grundlegender Prinzipien
und Rechte bel der Arbeit einen wesentlichen Beitrag zur stabilen wirt-
schaftlichen, politischen und sozialen Entwicklung vor dem Hintergrund der
internationalen wirtschaftlichen Integration, der Forderung der Demokratie
und des Kampfes gegen die Armut leistet.

179. Die Einhaltung der grundlegenden Menschenrechte Vereinigungsfrei-
heit und Kollektivverhandlungen ist vor dem Hintergrund der internationalen
Wirtschaftsintegration und der weltweiten Forderung der Demokratie uner-
lallich. Die Existenz unabhangiger, reprasentativer Verbande der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer hangt von der Einhaltung dieser Prinzipien und Rechte
ab, und ihre Verwirklichung ist entscheidend, um lokale Reaktionen auf die
unterschiedlichen Auswirkungen zu sichern, die die Globalisierung auf das
Leben der arbeitenden Manner und Frauen in der ganzen Welt hat. Gleichzeitig
verleiht das weltweite Engagement fur die Einhaltung, Forderung und Verwirk-
lichung der in der Erklarung verankerten Prinzipien und Rechte der globalen
Wirtschaft und ihrer Lenkung und Gestaltung eine entscheidende soziale
Dimension. Die Verwirklichung dieser Prinzipien und Rechte durch alle Mit-
gliedstaaten ist eine wichtige Voraussetzung fur die Verwirklichung des IAO-
Ziels menschenwirdige Arbeit. Die Folgemal3nahmen zur Erklérung der IAO
schaffen die Voraussetzungen fir die Forderung der Bemihungen der Mit-
gliedstaaten, dieses Ziel zu erreichen.
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Erklarung der IAO Uber
grundlegende Prinzipien und Rechte
bei der Arbeit und ihre
FolgemalRnahmen

Die Internationale Arbeitskonferenz,

in der Erwégung, dai die Griindung der IAO in der Uberzeugung erfolgte, daR

soziale Gerechtigkeit eine wesentliche Voraussetzung fur einen dauerhaften
Weltfrieden ist;

der Erwégung, dald wirtschaftliches Wachstum wesentlich ist, aber nicht
ausreicht, um Gerechtigkeit, sozialen Fortschritt und die Beseitigung von
Armut zu gewahrleisten, was bestétigt, dal3 die IAO starke Sozialpolitiken,
Gerechtigkeit und demokratische Ingtitutionen fordern muf3;

in der Erwégung, dal3 die IAO mehr als je zuvor alle ihre Mittel der Normen-

in

setzung, der technischen Zusammenarbeit und der Forschung in allen ihren
Zustandigkeitsbereichen, insbesondere im Bereich der Beschéftigung, der
Berufsbildung und der Arbeitsbedingungen, einsetzen sollte, um dafir zu
sorgen, dal3 im Rahmen einer globalen Strategie fur wirtschaftliche und
soziadle Entwicklung sich die Wirtschafts- und Sozialpolitiken gegenseitig
verstarken, damit eine breit angelegte dauerhafte Entwicklung geschaffen
wird;

der Erwéagung, dal? die IAO den Problemen von Personen mit besonderen
sozialen Bedurfnissen, insbesondere der Arbeitsosen und der Wander-
arbeitnehmer, besondere Aufmerksamkeit schenken und internationale,
regionale und nationale Anstrengungen zur Lésung ihrer Probleme mobili-
sieren und ermutigen und wirksame Politiken zur Schaffung von Arbeits-
plétzen fordern sollte;

der Erwégung, dal3 bei dem Streben nach dem Gleichlauf von sozialem
Fortschritt und wirtschaftlichem Wachstum der Garantie der grundlegenden
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit eine ganz besondere Bedeutung
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zukommt, indem den Betreffenden selbst die Méglichkeit gegeben wird, frei
und mit gleichen Chancen einen gerechten Anteil an dem Wohlstand zu
fordern, zu dessen Schaffung sie beigetragen haben, und ihr menschliches
Potential voll zu verwirklichen;

der Erwagung, dald die IAO die durch ihre Verfassung beauftragte inter-
nationale Organisation und das zusténdige Gremium im Bereich der Setzung
und Behandlung internationaler Arbeitsnormen ist und universelle Unter-
stitzung und Anerkennung bei der Forderung grundlegender Rechte bei der
Arbeit als Ausdruck ihrer Verfassungsgrundsétze genief3t;

der Erwagung, dal? es angesichts der zunehmenden wirtschaftlichen Ver-
flechtung unbedingt erforderlich ist, den unveranderlichen Charakter der in
der Verfassung der Organisation verankerten grundlegenden Prinzipien und
Rechte erneut zu bekréaftigen und ihre universelle Anwendung zu fordern;

. Weist darauf hin:

a) dal mit dem freien Beitritt zur IAO alle Mitglieder die in ihrer Ver-
fassung und in der Erklarung von Philadel phia niedergel egten Grundsétze
und Rechte anerkannt und sich verpflichtet haben, im Rahmen ihrer
Moglichkeiten und ihrer besonderen Umstande auf die Erreichung der
Gesamtziele der Organisation hinzuwirken;

b) dal3 diese Grundsédtze und Rechte in Form von konkreten Rechten und
Pflichten in innerhalb wie aul3erhalb der IAO als grundlegend anerkann-
ten Ubereinkommen zum Ausdruck gebracht und entwickelt worden
sind.

Erklart, da alle Mitglieder, auch wenn sie die betreffenden Ubereinkommen
nicht ratifiziert haben, allein aufgrund ihrer Mitgliedschaft in der Organi-
sation verpflichtet sind, die Grundsdize betreffend die grundlegenden
Rechte, die Gegenstand dieser Ubereinkommen sind, in gutem Glauben und
gemdl3 der Verfassung einzuhaten, zu fordern und zu verwirklichen,
namlich:

a) die Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerkennung des Rechts zu
Kollektivverhandlungen;

b) die Beseitigung aller Formen von Zwangs- oder Pflichtarbeit;
c) die effektive Abschaffung der Kinderarbeit;
d) die Beseitigung der Diskriminierung in Beschaftigung und Beruf.

Anerkennt die Verpflichtung der Organisation, ihre Mitglieder entsprechend
deren erwiesenen und zum Ausdruck gebrachten Bedirfnissen zu unter-
stitzen, um diese Ziele zu erreichen, indem sie ihre verfassungsmaliigen,
operativen und budgetdren Mittel voll einsetzt, einschliefdlich der Mobilisie-
rung externer Mittel und Unterstiitzung, und indem sie andere internationale
Organisationen, mit denen die IAO gemal3 Artikel 12 ihrer Verfassung
Beziehungen aufgenommen hat, dazu ermutigt, diese Anstrengungen zu
unterstiitzen:
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a) durch das Angebot von technischer Zusammenarbeit und von Beratungs-
diensten zur Forderung der Ratifizierung und Durchfuhrung der grund-
legenden Ubereinkommen;

b) durch Unterstiitzung derjenigen Mitglieder, die noch nicht in der Lage
sind, die Gesamtheit oder einige dieser Ubereinkommen zu ratifizieren,
bei ihren Bemihungen um die Einhaltung, Forderung und Verwirk-
lichung der Grundsétze betreffend die grundlegenden Rechte, die Gegen-
stand dieser Ubereinkommen sind; und

¢) durch Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei ihren Bemihungen um die
Schaffung eines fur die wirtschaftliche und soziale Entwicklung gunsti-
gen Umfelds.

4. Beschliefdt, dald im Hinblick auf die volle Verwirklichung dieser Erklarung
forderliche, glaubwirdige und wirkungsvolle Folgemal3nahmen entspre-
chend den im Anhang dargelegten Modalitéten eingerichtet werden, die als
Bestandteil dieser Erklarung anzusehen sind.

5. Betont, dal3 Arbeitsnormen nicht fir handelsprotektionistische Zwecke
verwendet werden dirfen und dal3 diese Erklérung und ihre Folgemal3-
nahmen nicht fir solche Zwecke geltend gemacht oder sonstwie verwendet
werden durfen; aul3erdem darf der komparative Vorteil eines Landes durch
diese Erklérung und ihre Folgemalinahmen in keiner Weise in Frage gestellt
werden.

Anhang

FolgemalRnahmen zur Erklarung
I. GESAMTZWECK

1. Ziel der nachstehend beschriebenen Folgemal3nahmen ist es, die Bemihun-
gen der Mitglieder der Organisation um die Forderung der in der Verfassung
der IAO und in der Erklérung von Philadelphia verankerten und in dieser
Erklarung bekréftigten grundlegenden Prinzipien und Rechte zu unter-
stutzen.

2. Im Einklang mit diesem Ziel, das reinen Forderungscharakter hat, werden
diese Folgemal3nahmen die Ermittlung von Bereichen erméglichen, in denen
die Unterstiitzung der Organisation durch ihre Tatigkeiten der technischen
Zusammenarbeit fur ihre Mitglieder von Nutzen sein kann, um ihnen bei der
Verwirklichung dieser grundlegenden Prinzipien und Rechte behilflich zu
sein. Sie sind kein Ersatz fir die bestehenden Uberwachungsmechanismen
und sollen deren Funktionieren nicht behindern; infolgedessen werden
spezifische Situationen, die in den Zusténdigkeitsbereich jener Mechanis-
men fallen, im Rahmen dieser Folgemal3nahmen nicht geprift oder erneut

gepruft.

3. Die beiden Aspekte dieser Folgemal3nahmen, die nachstehend beschrieben
werden, beruhen auf bestehenden Verfahren: Die jahrlichen Folgemal3nah-
men betreffend nichtratifizierte grundlegende Ubereinkommen werden
lediglich eine gewisse Anpassung der derzeitigen Anwendungsmodalitéten
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von Artikel 19 Absatz (5) €) der Verfassung erfordern; und der Gesamt-
bericht wird dazu dienen, aus den gemald der Verfassung durchgefuhrten
Verfahren den besten Nutzen zu ziehen.

Il. JAHRLICHE FOLGEMASSNAHMEN

BETREFFEND NICHTRATIFIZIERTE
GRUNDLEGENDE UBEREINKOMMEN

A. Zweck und Umfang

. Der Zweck besteht darin, eine Gelegenheit zu schaffen, jedes Jahr mit Hilfe

vereinfachter Verfahren anstelle der vom Verwaltungsrat 1995 eingefihrten
vierjahrlichen Uberprifung die von den Mitgliedern, die noch nicht alle
grundlegenden Ubereinkommen ratifiziert haben, gemaR der Erklarung
unternommenen Anstrengungen zu Uberprifen.

. Die Folgemal3nahmen werden sich jedes Jahr auf die vier Bereiche der

grundlegenden Rechte und Prinzipien erstrecken, die in der Erkl&rung ange-
geben sind.

B. Modalitaten

. Die Folgemalinahmen werden auf den von den Mitgliedern nach Arti-

kel 19 Absatz (5) €) der Verfassung angeforderten Berichten beruhen. Die
Berichtsformulare werden so abgefaldt werden, dal3 von den Regierungen,
die eines oder mehrere der grundlegenden Ubereinkommen nicht ratifiziert
haben, Informationen Uiber etwaige Anderungen in ihrer Gesetzgebung und
Praxis eingeholt werden, wobel Artikel 23 der Verfassung und die ubliche
Praxis berticksichtigt werden.

. Diese vom Amt zusammengestellten Berichte werden vom Verwaltungsrat

Uberpruft werden.

. Im Hinblick auf die Vorlage einer Einfuhrung zu den auf diese Weise

zusammengestellten Berichten, in der die Aufmerksamkeit auf Aspekte
gelenkt wird, die eine eingehendere Diskussion erfordern konnten, kann das
Amt auf eine vom Verwaltungsrat zu diesem Zweck eingesetzte Sach-
verstandigengruppe zurtickgreifen.

. Es sollten Anpassungen bei den bestehenden Verfahren des Verwaltungsrats

gepruft werden, um Mitgliedern, die nicht im Verwaltungsrat vertreten sind,
Gelegenheit zu geben, wahrend der Diskussionen im Verwaltungsrat in der
zweckmafdigsten Weise etwa erforderliche oder niitzliche Erlauterungen zur
Ergéanzung der in ihren Berichten enthaltenen Informationen zu geben.

. GESAMTBERICHT

A. Zweck und Umfang

. Dieser Bericht soll ein dynamisches Gesamtbild der wahrend der voraus-

gehenden Vierjahresperiode verzeichneten Entwicklungen in bezug auf jede
Gruppe grundlegender Prinzipien und Rechte vermitteln und als Grundlage
fur die Bewertung der Wirksamkeit der von der Organisation geleisteten
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Unterstiitzung und fir die Festlegung von Prioritdten fir den folgenden Zeit-
raum dienen, und zwar in Form von Aktionsplénen fir die technische
Zusammenarbeit, die insbesondere dazu bestimmt sind, die zu ihrer Durch-
fuhrung erforderlichen internen und externen Ressourcen zu mobilisieren.

. Der Bericht wird jedes Jahr abwechselnd eine der vier Gruppen grund-
legender Prinzipien und Rechte behandeln.

B. Modalitaten

. Der Bericht wird unter der Verantwortung des Generadirektors auf der
Grundlage offizieller Informationen oder von in Ubereinstimmung mit fest-
stehenden Verfahren beschafften und bewerteten Informationen ausge-
arbeitet werden. Im Fall von Staaten, die die grundlegenden Uberein-
kommen nicht ratifiziert haben, wird er insbesondere auf den Ergebnissen
der vorstehend erwahnten jahrlichen Folgemal3nahmen beruhen. Im Fall von
Mitgliedern, die die betreffenden Ubereinkommen ratifiziert haben, wird der
Bericht insbesondere auf den nach Artikel 22 der Verfassung behandelten
Berichten beruhen.

. Dieser Bericht wird der Konferenz zur dreigliedrigen Erdrterung as ein
Bericht des Generaldirektors vorgelegt werden. Die Konferenz kann diesen
Bericht getrennt von den Berichten nach Artikel 12 ihrer Geschéftsordnung
behandeln und kann ihn in einer Sitzung, die génzlich diesem Bericht
gewidmet ist, oder in einer anderen geeigneten Weise erértern. Es wird dann
Sache des Verwaltungsrats sein, auf einer baldigen Tagung Schluf3folgerun-
gen aus dieser Erorterung hinsichtlich der in der folgenden Vierjah-
resperiode umzusetzenden Prioritéten und Aktionspléne fur die technische
Zusammenarbeit zu ziehen.

IV. FOLGENDES GILT ALS VEREINBART:

. Es werden Vorschlage fur Anderungen der Geschéftsordnung des Verwal-
tungsrats und der Konferenz unterbreitet werden, die erforderlich sind, um
die vorstehenden Bestimmungen durchzufthren.

. Die Konferenz wird das Funktionieren dieser Folgemal3nahmen unter
Berticksichtigung der gewonnenen Erfahrungen zu gegebener Zeit Uber-
prufen, um zu beurteilen, ob sie den in Teil | dargelegten Gesamtzweck
ausreichend erfullt haben.
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Der vorstehende Text ist der Wortlaut der Erklarung der 1AO Uber
grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und ihrer Folgemal3nah-
men, angenommen von der Internationalen Arbeitskonferenz auf ihrer sechs-
undachtzigsten Tagung, die in Genf stattgefunden hat und am 18. Juni 1998
fUr geschlossen erklart worden ist.

ZU URKUND DESSEN haben am 19. Juni 1998 unterschrieben:

Der Prasident der Konferenz

JEAN-JACQUES OECHSLIN

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes
MICHEL HANSENNE
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Anhang 2

Folgemalinahmen zur Erklarung
Unterstltzung der Bemuhungen um die Einhaltung
grundlegender Prinzipien und Rechte bei der Arbeit
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>
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Anhang 3

Tabelle der Ratifikationen der IAO-Ubereinkommen
Nr. 87 und 98 und der im Rahmen der

FolgemalRnahmen zur Erklarung vorgelegten

Jahresberichte

(Stand 31. Januar 2000)

Ubereinkommen (Nr. 87) tiber die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des
Vereinigungsrechtes, 1948

Ubereinkommen (Nr. 97) tiber die Anwendung der Grundsitze des

Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen, 1949

Erlauterung der Angaben in der Tabelle

R Ubereinkommen ratifiziert

- Ubereinkommen nicht ratifiziert
Ja Jahresbericht erhaten
Nein Jahresbericht nicht erhaten

n/a nicht anwendbar

Mitgliedstaaten

Ratifikationen

Jahresbericht vorgelegt

U. 87 U. 98 U. 87 U. 98
Afghanistan — — Nein Nein
Agypten R R n/a n/a
Albanien R R n/a n/a
Algerien R R n/a n/a
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Mitgliedstaaten Ratifikationen Jahresbericht vorgelegt
U. 87 U. 98 U. 87 U. 98

Angola — R Ja n/a
Antigua und Barbuda R R n/a n/a
Aquatorialguinea — — Nein Nein
Arabische Republik Syrien R R n/a n/a
Argentinien R R n/a n/a
Armenien — — Nein Nein
Aserbaidschan R R n/a n/a
Athiopien R R n/a n/a
Australien R R n/a n/a
Bahamas — R Ja n/a
Bahrain — — Ja Ja
Bangladesch R R n/a n/a
Barbados R R n/a n/a
Belarus R R n/a n/a
Belgien R R n/a n/a
Belize R R n/a n/a
Benin R R n/a n/a
Bolivien R R n/a n/a
Bosnien und Herzegowina R R n/a n/a
Botsuana R R n/a n/a
Brasilien — R Ja n/a
Bulgarien R R n/a n/a
Burkina Faso R R n/a n/a
Burundi R R n/a n/a
Chile R R n/a n/a
China — — Ja Ja
Costa Rica R R n/a n/a
Cote d'lvoire R R n/a n/a
Dénemark R R n/a n/a
Demokratische Republik Kongo — R Ja n/a
Deutschland R R n/a n/a
Do domaie pusiiscre R
Dominica R R n/a n/a
Dominikanische Republik R R n/a n/a
Dschibuti R R n/a n/a
Ecuador R R n/a n/a
El Salvador — — Ja Ja
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Eritrea — — Ja Ja
Fidschi — R Nein n/a
Finnland R R n/a n/a
Frankreich R R n/a n/a
Gabun R R n/a n/a
Gambia — — Ja Ja
Georgien R R n/a n/a
Ghana R R n/a n/a
Grenada R R n/a n/a
Griechenland R R n/a n/a
Guatemala R R n/a n/a
Guinea R R n/a n/a
Guinea-Bissau — R Ja n/a
Guyana R R n/a n/a
Haiti R R n/a n/a
Honduras R R n/a n/a
Indien — — Ja Ja
Indonesien R R n/a n/a
Irak — R Nein n/a
Irland R R n/a n/a
Islamische Republik Iran — — Ja Ja
Island R R n/a n/a
Israel R R n/a n/a
Italien R R n/a n/a
Jamaika R R n/a n/a
Japan R R n/a n/a
Jemen R R n/a n/a
Jordanien — R Ja n/a
Jugoslawien R R n/a n/a
Kambodscha R R n/a n/a
Kamerun R R n/a n/a
Kanada R — n/a Ja
Kap Verde R R n/a n/a
Kasachstan — — Nein Nein
Katar — — Ja Ja
Kenia — R Ja n/a
Kirgistan R R n/a n/a
Kolumbien R R n/a n/a
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Komoren R R n/a n/a
Kongo R R n/a n/a
Kroatien R R n/a n/a
Kuba R R n/a n/a
Kuwait R — n/a Ja
Laotische Demokratische | | Nein Nein
Volksrepublik
Lesotho R R n/a n/a
Lettland R R n/a n/a
Lettland R R n/a n/a
Libanon — R Ja n/a
Liberia R R n/a n/a
it -k
Litauen R R n/a n/a
Luxemburg R R n/a n/a
Madagaskar R R n/a n/a
Malawi R R n/a n/a
Malaysia — R Ja n/a
Mali R R n/a n/a
Malta R R n/a n/a
Marokko — R Ja n/a
Mauritanien R — n/a Ja
Mauritius — R Ja n/a
Mexiko R — n/a Ja
Mongolei R R n/a n/a
Mosambik R R n/a n/a
Myanmar R — n/a Nein
Namibia R R n/a n/a
Nepal — R Ja n/a
Neuseeland — — Ja Ja
Nicaragua R R n/a n/a
Niederlande R R n/a n/a
Niger R R n/a n/a
Nigeria R R n/a n/a
Norwegen R R n/a n/a
Oman — — Nein Nein
Osterreich R R n/a n/a
Pakistan R R n/a n/a
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Panama R R n/a n/a
Papua-Neuguinea — R Nein n/a
Paraguay R R n/a n/a
Peru R R n/a n/a
Philippinen R R n/a n/a
Polen R R n/a n/a
Portugal R R n/a n/a
Republik Moldau R R n/a n/a
Republik Korea — — Ja Ja
Ruanda R R n/a n/a
Ruménien R R n/a n/a
Russische Fdderation R R n/a n/a
Saint Kitts und Nevis — — Nein Nein
Saint Lucia R R n/a n/a
2?(|ennta\(/jlirrl1ce?1m und die | R Nein a
Salomon-Inseln — — Nein Nein
Sambia R R n/a n/a
San Marino R R n/a n/a
Sao Tomé und Principé R R n/a n/a
Saudi-Arabien — — Ja Ja
Schweden R R n/a n/a
Schweiz R R n/a n/a
Senegal R R n/a n/a
Seschellen R R n/a n/a
Sierra Leone R R n/a n/a
Simbabwe — R Ja n/a
Singapur — R Ja n/a
Slowakei R R n/a n/a
Slowenien R R n/a n/a
Somalia — — Nein Nein
Spanien R R n/a n/a
Sri Lanka R R n/a n/a
Sidafrika R R n/a n/a
Sudan — R nein n/a
Surinam R R n/a n/a
Swasiland R R n/a n/a
Tadschikistan R R n/a n/a
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Thailand — — Ja Ja
Togo R R n/a n/a
Trinidad und Tobago R R n/a n/a
Tschad R R n/a n/a
Tschechische Republik R R n/a n/a
Tunisien R R n/a n/a
Tirkei R R n/a n/a
Turkmenistan R R n/a n/a
Uganda — R Ja n/a
Ukraine R R n/a n/a
Ungarn R R n/a n/a
Uruguay R R n/a n/a
Usbekistan — R Nein n/a
Venezuela R R n/a n/a
Vereinigte Arabische Emirate — — Ja Ja
Vereinigte Republik Tansania — R Ja n/a
Vereinigte Staaten — — Ja Ja
Vereinigtes Konigreich R R n/a n/a
Vietnam — — Ja Ja
Zentralafrikanische Republik R R n/a n/a
Zypern R R n/a n/a

L Dies betrifft die ehemalige Sozialistische Fderative Republik Jugoslawien, da gemaR Beschliissen
des Verwaltungsrats entsprechend den einschldgigen Resolutionen der Vereinten Nationen kein Staat
als Nachfolgestaat dieses Mitglieds anerkannt wird.
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Anhang 4

Ubereinkommen Nr. 87 und 98
Ubereinkommen Nr. 87

UBEREINKOMMEN UBER DIE VEREINIGUNGSFREIHEIT
UND DEN SCHUTZ DES VEREINIGUNGSRECHTES

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation,

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes nach San Francisco
einberufen wurde und am 17. Juni 1948 zu ihrer einunddreif3igsten Tagung
zusammengetreten ist,

hat beschlossen, verschiedene Antrége betreffend die Vereinigungsfreiheit und
den Schutz des Vereinigungsrechtes, eine Frage, die den siebenten Gegen-
stand ihrer Tagesordnung bildet, in der Form eines Ubereinkommens anzu-
nehmen.

Davon ausgehend, dal3 die Préambel zur Verfassung der Internationaen
Arbeitsorganisation die ,, Anerkennung des Grundsatzes der Vereinigungs-
freiheit” unter den Mitteln aufzahlt, die geeignet sind, die Lage der Arbeit-
nehmer zu verbessern und den Frieden zu sichern,

dad die Erklarung von Philadelphia erneut bekréftigt hat, dal3 , Freiheit der
MeinungsaulRerung und Vereinigungsfreiheit wesentliche Voraussetzungen
bestandigen Fortschritts* sind,

dal? die Internationale Arbeitskonferenz auf ihrer dreiBigsten Tagung einstim-

mig die Grundsétze angenommen hat, welche die Grundlage der inter-
nationalen Regelung bilden sollen,

* Dieses Ubereinkommen ist am 4. Juli 1950 in Kraft getreten.
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dal die Generalversammlung der Vereinten Nationen sich auf ihrer zweiten
Tagung diese Grundsétze zu eigen gemacht und die Internationale Arbeits-
organisation ersucht hat, weiterhin alles zu tun, um die Annahme eines oder
mehrerer internationaler Ubereinkommen zu ermdglichen,

nimmt die Konferenz heute, am 9. Juli 1948, das folgende Ubereinkommen an,
das als Ubereinkommen (iber die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des
Vereinigungsrechtes, 1948, bezeichnet wird.

Teil I. Vereinigungsfreiheit

Artikel 1
Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorganisation, fur das dieses
Ubereinkommen in Kraft ist, verpflichtet sich, die folgenden Bestimmungen
zur Anwendung zu bringen.

Artikel 2
Die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber ohne jeden Unterschied haben das
Recht, ohne vorherige Genehmigung Organisationen nach eigener Wahl zu
bilden und solchen Organisationen beizutreten, wobei lediglich die Bedingung
gilt, dal? sie deren Satzungen einhalten.

Artikel 3
1. Die Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber haben das
Recht, sich Satzungen und Geschéftsordnungen zu geben, ihre Vertreter frei zu
wahlen, ihre Geschéaftsfuhrung und Tatigkeit zu regeln und ihr Programm auf-
zustellen.

2. Die Behotrden haben sich jedes Eingriffes zu enthalten, der geeignet
ware, dieses Recht zu beschranken oder dessen rechtméliige Auslibung zu
behindern.

Artikel 4
Die Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber durfen im Ver-
waltungswege weder aufgel st noch zeitweilig eingestellt werden.

Artikel 5
Die Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber sind berechtigt,
Verbande und Zentralverbande zu bilden und sich solchen anzuschlief3en. Die
Organisationen, Verbande und Zentralverbénde haben das Recht, sich interna-
tionalen Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber anzuschliefen.

Artikel 6
Die Bestimmungen der Artikel 2, 3 und 4 finden auf die Verbande und
Zentralverbande von Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber
Anwendung.

Artikel 7
Der Erwerb der Rechtspersonlichkeit durch Organisationen der Arbeit-
nehmer und der Arbeitgeber, ihre Verbande und Zentralverbande darf nicht an
Bedingungen geknupft werden, die geeignet sind, die Anwendung der
Bestimmungen der Artikel 2, 3 und 4 zu beeintrachtigen.
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Artikel 8
1. Die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber und ihre Organisationen haben
sich gleich anderen Personen und organisierten Gemeinschaften bel Ausiibung
der ihnen durch dieses Ubereinkommen zuerkannten Rechte an die Gesetze zu
halten.

2. Die in diesem Ubereinkommen vorgesehenen Rechte diirfen weder
durch die innerstaatliche Gesetzgebung noch durch die Art ihrer Anwendung
geschmélert werden.

Artikel 9
1. Die innerstaatliche Gesetzgebung bestimmt, inwieweit die in diesem
Ubereinkommen vorgesehenen Rechte auf das Heer und die Polizei Anwen-
dung finden.

2. DieRatifikation dieses Ubereinkommens durch ein Mitglied |43t bereits
bestehende Gesetze, Entscheidungen, Gewohnheiten oder Vereinbarungen, die
den Angehdrigen des Heeres und der Polizei irgendwelche in diesem Uber-
einkommen vorgesehenen Rechte einrdumen, nach dem Grundsatz des Arti-
kels 19 Absatz 8 der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation unbe-
ruhrt.

Artikel 10
In diesem Ubereinkommen bezeichnet der Ausdruck ,Organisation® jede
Organisation von Arbeitnehmern oder von Arbeitgebern, welche die Forderung
und den Schutz der Interessen der Arbeitnehmer oder der Arbeitgeber zum
Ziele hat.

Teil 1l. Schutz des Vereinigungsrechtes

Artikel 11
Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorganisation, fiir das dieses Uber-
einkommen in Kraft ist, verpflichtet sich, ale erforderlichen und geeigneten
Mal3nahmen zu treffen, um den Arbeitnehmern und den Arbeitgebern die freie
Auslibung des V ereinigungsrechtes zu gewahrleisten.

[V erschiedene Bestimmungen und Schluf3bestimmungen weggel assen|
Ubereinkommen Nr. 98

Ubereinkommen tiber die Anwendung der Grundséatze
des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu
Kollektivverhandlungen

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation,
die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen

wurde und am 8. Juni 1949 zu ihrer zweiunddreif3igsten Tagung zusammen-
getreten ist,

* Dieses Ubereinkommen ist am 18. Juli 1951 in Kraft getreten.
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hat beschlossen, verschiedene Antrdge anzunehmen betreffend die Anwendung
der Grundsétze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivver-
handlungen, eine Frage, die den vierten Gegenstand ihrer Tagesordnung bil-
det, und

dabei bestimmt, dai diese Antrage die Form eines internationalen Uberein-
kommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute, am 1. Juli 1949, das folgende Ubereinkommen an,
das als Ubereinkommen (iber das Vereinigungsrecht und das Recht zu Kol-
lektivverhandlungen, 1949, bezeichnet wird.

Artikel 1
1. DieArbeitnehmer sind vor jeder gegen die Vereinigungsfreiheit gerich-
teten unterschiedlichen Behandlung, die mit ihrer Beschaftigung in Zusammen-
hang steht, angemessen zu schiitzen.

2. Dieser Schutz ist insbesondere gegeniiber Handlungen zu gewéahren, die
darauf gerichtet sind,

a) die Beschéftigung eines Arbeitnehmers davon abhangig zu machen, dal3 er
keiner Gewerkschaft beitritt oder aus einer Gewerkschaft austritt,

b) einen Arbeitnehmer zu entlassen oder auf sonstige Weise zu benachteiligen,
weil er einer Gewerkschaft angehort oder weil er sich auRerhalb der
Arbeitszeit oder mit Zustimmung des Arbeitgebers wahrend der Arbeitszeit
gewerkschaftlich betéatigt.

Artikel 2
1. Den Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber ist in bezug
auf ihre Bildung, Téatigkeit und Verwaltung gebiihrender Schutz gegen jede
Einmischung von der anderen Seite, sowohl seitens der Organisationen wie
auch ihrer Vertreter oder Mitglieder, zu gewahren.

2. Als Einmischung im Sinne dieses Artikels gelten insbesondere Hand-
lungen, die darauf gerichtet sind, von einem Arbeitgeber oder von einer Orga-
nisation von Arbeitgebern abhéngige Organisationen von Arbeitnehmern ins
Leben zu rufen oder Organisationen von Arbeitnehmern durch Geldmittel oder
auf sonstige Weise zu unterstiitzen, um sie unter den Einflul? eines Arbeitgebers
oder einer Organisation von Arbeitgebern zu bringen.

Artikel 3
Soweit erforderlich, sind den Landesverhéltnissen angepalite Einrichtungen
zu schaffen, um den Schutz des Vereinigungsrechtes im Sinne der vorangehen-
den Artikel zu gewdhrleisten.

Artikel 4
Soweit erforderlich, sind den Landesverhéltnissen angepaldte Mal3nahmen zu
treffen, um im weitesten Umfang Entwicklung und Anwendung von Verfahren
zu fordern, durch die Arbeitgeber oder Organisationen von Arbeitgebern einer-
seits und Organisationen von Arbeitnehmern andererseits freiwillig tber den
Abschlul3 von Gesamtarbeitsvertragen zur Regelung der Lohn- und Arbeits-
bedingungen verhandeln kdnnen.
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Artikel 5
1. Die innerstaatliche Gesetzgebung bestimmt, inwieweit die in diesem
Ubereinkommen vorgesehenen Rechte auf das Heer und die Polizei Anwen-
dung finden.

2. DieRatifikation dieses Ubereinkommens durch ein Mitglied 143t bereits
bestehende Gesetze, Entscheidungen, Gewohnheiten oder Vereinbarungen, die
den Angehdrigen des Heeres und der Polizei irgendwelche in diesem Uberein-
kommen vorgesehenen Rechte einrdumen, nach dem Grundsatz des Artikels 19
Absatz 8 der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation unbertihrt.

Artikel 6
Dieses Ubereinkommen 143t die Stellung der offentlichen Beamten unbe-
ruhrt und darf in keinem fur die Rechte und die Rechtsstellung dieser Beamten
irgendwie nachteiligen Sinn ausgelegt werden.

[ Schlufbestimmungen weggel assen|

99

ANHANG 4

MITSPRACHE AM ARBEITSPLATZ



	Ratifikationen und Berichterstattung aufgrund der Erklärung
	Länder, die jährliche Berichte aufgrund der Folgemaßnahmen zur Erklärung zu übermitteln hatten

